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editorial

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

die vorliegende Ausgabe der Veröffentlichungsreihe „Statistische Analysen und Studien Nordrhein-Westfalen“ befasst
sich mit der Beschäftigungsentwicklung im Gesundheitswesen und der Struktur der Erwerbstätigen in Gesundheits-
dienstberufen.

Ausgangspunkt der Untersuchung ist die Neubewertung des Gesundheitswesens, das nicht mehr nur als Kostenfaktor
angesehen wird, sondern als bedeutender Wirtschafts- und Beschäftigungsfaktor. Dabei geht es jedoch nicht nur um
den rein numerischen Anstieg der Beschäftigtenzahlen, sondern auch um die Qualität der geschaffenen Arbeitsplätze
und deren regionale Verteilung. Gerade in dieser Hinsicht kommt dem Gesundheitswesen eine besondere Bedeutung
zu, denn die Berufe des Gesundheitswesens haben ein hohes Qualifikationsniveau und entsprechende Arbeitsplätze
sind nicht nur in wenigen Regionalzentren entstanden, sondern flächendeckend.

Ein Schwerpunkt des Berichts liegt daher neben der Darstellung der quantitativen Beschäftigungsentwicklung im 
Gesundheitswesen in der Analyse der Struktur der Erwerbstätigen in den Gesundheitsdienstberufen. Neben der Qualifi-
kationsstruktur interessieren hier vor allem die Einkommensstruktur, die demographische Struktur der Erwerbstätigen
sowie die Arbeitsbedingungen. Weitere zentrale Aspekte sind die regionale Verteilung der Gesundheitsdienstberufe
sowie die Bedeutung des Gesundheitswesens als Ausbildungsort.

Jochen Kehlenbach                       

 Präsident                                   





Statistische Analysen und Studien NRW  6/2001

Beschäftigungsfaktor Gesundheitswesen 

Strukturen, Trends, regionale Bedeutung

Dr. Wolfgang Seifert, Yvonne Bergmann

1. Zur Bedeutung des
Gesundheitswesens
für die Wirtschaft
und den Arbeitsmarkt

Die ökonomische Rolle des Gesund-
heitswesens ist in den letzten Jahren
neu bewertet worden. Noch vor kur-
zer Zeit wurde es vor allem als Kosten-
faktor und somit als Standortnachteil
für Deutschland angesehen, da sich
steigende Aufwendungen für den Ge-
sundheitsbereich negativ auf die Lohn-
nebenkosten auswirken. Neuere Studi-

en bewerten das Gesundheitswesen
hingegen als bedeutsamen Beschäfti-
gungs- und Wirtschaftsfaktor und so-
mit positiv. Bandemer und Hilbert
(2000) sehen das Gesundheitswesen
sogar als eine Zukunftsbranche mit er-
heblichem Innovationspotenzial an
und erwarten, dass es zu einer Schlüs-
selbranche für Lebensqualität, Wachs-
tum und Beschäftigung wird. 

In NRW belief sich die geschätzte
Wirtschaftskraft des Gesundheitswe-
sens Mitte der 90er-Jahre im umfas-
senden Sinn auf 100 Milliarden DM.

Daraus wurde ein Beschäftigungs-
volumen von ca. 800 000 Arbeitsplät-
zen abgeleitet (vgl. Erklärung der
Landesgesundheitskonferenz NRW
1997). Eine neuere Schätzung des
Ministeriums für Frauen, Jugend, Fa-
milie und Gesundheit (MFJFG) geht
sogar von 957 000 Arbeitsplätzen in
diesem Bereich aus (MFJFG 2001).
Beachtenswert ist vor allem der
enorme Beschäftigungszuwachs, der
im Gesundheitswesen zu verzeich-
nen war. Von diesem Effekt konnten
nicht nur die Ballungsräume profitie-
ren, auch in ländlichen und struktur-
schwachen Regionen werden durch
das Gesundheitswesen qualifizierte
Arbeitsplätze geschaffen. Das Ge-
sundheitswesen leistet somit einen
bedeutsamen Beitrag zur regionalen
Wirtschaftsförderung, sowohl direkt
als Investor als auch indirekt als
Nachfrager von Gütern und Dienst-
leistungen. 

Entsprechend der Aufgabe des Ge-
sundheitswesens, alle Bürgerinnen
und Bürger gegen das „Lebensrisiko
Krankheit“ bestmöglich abzusichern,
weist es gegenüber anderen Bran-
chen spezifische Besonderheiten auf: 
– Das Gesundheitswesen ist perso-

nalintensiv, weil es eine hohe sozi-
ale Kontaktintensität der Beschäf-
tigten zu den Patienten erfordert. 

– Gesundheitsdienstberufe sind mit
besonderen Belastungen verbun-
den wie Schicht-, Nacht- und Wo-
chenendarbeit. 

– Die Mehrzahl der Gesundheits-
dienstberufe erfordert eine fun-
dierte Ausbildung. Folglich ist das
Gesundheitswesen auch als Qualifi-
zierungsbereich bedeutsam. Dies
wiederum ist ein wichtiges Ele-
ment der Qualitätssicherung im
Gesundheitswesen. 

Aufgrund dieser Besonderheiten un-
terscheiden sich die Berufe im Ge-
sundheitswesen erheblich von allen
anderen Berufen.
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Die Ausgaben im Gesundheitswesen werden nach wie vor als Kostenfaktor an-
gesehen, der sich negativ auf die Lohnnebenkosten auswirkt und entspre-
chend zu Wettbewerbsnachteilen im globalen Standortwettbewerb führt.
Gleichzeitig hat aber auch ein Perspektivwechsel stattgefunden. Neuere Studi-
en heben die Beschäftigungswirkung des Gesundheitswesens insbesondere in
strukturschwachen Regionen hervor und bewerten das Gesundheitswesen
selbst als wichtigen Standortfaktor.
In diesem Bericht werden für Nordrhein-Westfalen die Beschäftigungsentwick-
lung im Gesundheitswesen nachgezeichnet sowie Qualifikations-, Arbeits-
platzmerkmale und Arbeitsbedingungen aufgezeigt. Außerdem wird die regi-
onale Bedeutung des Gesundheitswesens untersucht und die Stellung des Ge-
sundheitswesens als Ausbildungsbereich dargestellt.
Das Gesundheitswesen wies während der letzten 20 Jahre eine erhebliche
Wachstumsdynamik auf, die deutlich über der anderer Branchen lag. Statis-
tisch wird der Beschäftigungseffekt jedoch nicht in seiner Gänze erfasst. Viele
Produktions- und Dienstleistungsbereiche, die direkt oder indirekt vom Ge-
sundheitswesen abhängen, können wirtschaftssystematisch nicht isoliert be-
trachtet werden, weil sie in Sammelkategorien eingehen. 
Das Gesundheitswesen weist als Beschäftigungssektor zahlreiche Besonderhei-
ten auf: Es ist in besonderem Maße ein Arbeitsmarkt für Frauen, in bestimm-
ten Berufen arbeiten fast ausschließlich Frauen. Lediglich in den akademischen
Gesundheitsdienstberufen sind Frauen nicht in der Mehrheit. Trotz stark stei-
gender Zahl der Ärztinnen und Zahnärztinnen sind Frauen deutlich seltener in
den finanziell lukrativen freien Praxen zu finden. 
Gesundheitsdienstberufe sind mit besonderen Belastungen verbunden.
Schicht-, Nacht-, Samstags- und Sonntagsarbeit müssen in diesen Berufen häu-
figer geleistet werden als in den meisten anderen. 
Aufgrund der hohen Qualifikationsanforderungen, die die Gesundheitsdienst-
berufe stellen, ist das Gesundheitswesen ein wichtiger Ausbildungsbereich.
Die Erwerbstätigen in diesen Berufen weisen überdurchschnittliche Qualifika-
tionen auf, was sich nur teilweise in der Einkommensstruktur widerspiegelt.
Zwar sind die oberen Einkommensklassen in den Gesundheitsdienstberufen
stärker besetzt als bei allen Erwerbstätigen, doch ebenso die unteren Einkom-
mensklassen, so dass in den Gesundheitsdienstberufen eine größere Einkom-
menspolarisierung gegeben ist als in Nicht-Gesundheitsdienstberufen.
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Hohe Standards in der medizinischen
Forschung und in der Aus- und Wei-
terbildung des Personals sowie der
Einsatz modernster Technik haben
jedoch ihren Preis. Dies hat dazu ge-
führt, dass das Gesundheitssystem
stärker unter Kosten- denn unter
Nutzenaspekten gesehen wurde.
Folglich zielten Reformbestrebungen
vor allem auf eine Kostendämpfung
ab. Allein zwischen 1977 und 1996
wurden 68 Gesetze mit über 6 800
Einzelbestimmungen verabschiedet,
ohne dass jedoch der Kostentrend
längerfristig entscheidend verändert
wurde1). Insbesondere die mangel-
hafte Leistungs- und Kostentranspa-
renz stand im Zentrum der Kritik
(Henke 2000). Das letzte große Ge-
setzespaket in dieser Hinsicht war
die „GKV-Gesundheitsreform 2000“,
das im Januar 2000 in Kraft trat und
auf die Beseitigung der Schwächen
des Gesundheitssystems abzielt.
Kernelemente sind 

– die Streichung unwirksamer oder
umstrittener Technologien und
Arzneimittel aus dem Leistungska-
talog der Krankenkassen, 

– eine verbesserte Zusammenarbeit
von Hausärzten, niedergelassenen
Fachärzten und Krankenhäusern
sowie

– die Einführung eines Fallpauscha-
lensystems für Krankenhäuser.
Letzteres tritt jedoch erst 2003 in
Kraft (Europäisches Observatorium
für Gesundheitssysteme 2000).

Andere Ansätze zielen hingegen
stärker auf die Organisationsstruktur
des Gesundheitswesens ab und rü-
cken vor allem die Kundenorientie-
rung in das Zentrum ergebnisorien-
tierter Gesundheitspolitik. Qualität
der Organisation sind dabei ebenso
wichtig wie die Arzt-Patient-Interak-
tion (vgl. Badura 2000). Dies würde
in der Konsequenz zu einem neuen
Aufgabenzuschnitt im Gesundheits-
wesen führen, der wohl auch neue
Belastungen auf Seiten der Beschäf-
tigten in diesem Bereich mit sich
bringen würde.

Auch aus demographischen Gründen
ändert sich der Aufgabenzuschnitt
des Gesundheitswesens (vgl. hierzu
Beske, Hallauer 1999). Das Altern der
Bevölkerung führt einerseits zu ei-
nem vermehrten Auftreten alters-
spezifischer Erkrankungen wie der
Alzheimer-Krankheit. Auch das
Krebsrisiko erhöht sich bei der Grup-
pe der über 65-Jährigen um das 10-
fache. Chronische Leiden sind eben-
falls häufiger. Des Weiteren treten
bei älteren Personen oft mehrere
Krankheiten gleichzeitig auf. So neh-
men über 70-Jährige durchschnittlich
drei verschiedene Medikamente täg-
lich ein (Huber 2000). Auch auf den
Pflegebereich wirkt sich der Alt-
erungsprozess der Bevölkerung in
gravierender Weise aus, da mit zu-
nehmendem Alter das Pflegefallrisi-
ko steigt. Außerdem ist der Pflege-
bereich sehr personalintensiv und
kaum für Rationalisierungsmaßnah-
men zugänglich. Die demographi-
schen Veränderungen werden aber
auch dazu führen, dass das Gesund-
heitswesen künftig unter einem er-
heblichen Kosten- und Rationalisie-
rungsdruck stehen wird (Breyer, Ul-
rich 2000), denn ein steigender Al-
terskoeffizient führt gleichzeitig zu
höheren Ausgaben und zu geringe-
ren Einnahmen auf der Seite der
Krankenversicherungen (Knappe,
Optendrenk 2000).

Im Folgenden wird zunächst die Be-
schäftigungsentwicklung im Gesund-
heitswesen untersucht. Danach wer-
den die Arbeitsbedingungen, Quali-
fikations- und Einkommensstruktu-
ren in den Gesundheitsdienstberufen
analysiert. Daran anschließend wird
nach der regionalen Beschäftigungs-
wirkung des Gesundheitswesens und
der Bedeutung als Ausbildungssek-
tor gefragt.

2. Zielsetzung und
Stand der Forschung

Ziel dieser Studie ist es, die Beschäfti-
gungswirkung und die Struktur der
Erwerbstätigen des Gesundheitswe-
sens zu analysieren. Für NRW liegt bis-
lang keine Untersuchung vor, die sich
explizit und in umfassender Weise mit

der Struktur der Erwerbstätigen im
Gesundheitswesen befasst. Eine Län-
derstudie, die sich mit dieser Thematik
auseinandersetzt, ist bislang lediglich
für Baden-Württemberg vorhanden.
Diese Studie zeigt eine erhebliche
Wachstumsdynamik des Gesundheits-
wesens, die weit über dem Wachstum
im Dienstleistungsbereich insgesamt
liegt. Es wurde aber auch darauf hin-
gewiesen, dass sich vorhandene Statis-
tiken für eine Würdigung des Gesund-
heitswesens als Beschäftigungs- und
Wirtschaftsfaktor nur bedingt eignen,
da es nicht möglich ist, das Gesund-
heitswesen als statistisch homogene
Einheit darzustellen (Landesregierung
Baden-Württemberg 1998). 

Auf Bundesebene hat der Sach-
verständigenrat für die „Konzertierte
Aktion im Gesundheitswesen“ (1996)
errechnet, dass das Beschäftigungsvo-
lumen, das durch das Gesundheitswe-
sen geschaffen wird, bei rund 4,2 Mil-
lionen Arbeitsplätzen liegt und damit
erheblich über der Zahl der 2,2 Millio-
nen Erwerbstätigen im unmittelbaren
Gesundheitsbereich. Auch der Sach-
verständigenrat betont das dynami-
sche Wachstum im Gesundheitsbe-
reich und geht davon aus, dass auch
künftig ein erhebliches Wachstumspo-
tenzial vorhanden ist, insbesondere
durch eine wachsende private Nach-
frage nach Gesundheitsgütern.

Eine Vielzahl von Basisdaten über das
Gesundheitswesen in Deutschland
kann dem Gesundheitsbericht 1998
entnommen werden (Statistisches
Bundesamt 1998)2). Auf Länderebene
wurden Basisdaten zum Gesundheits-
wesen von der Firma BASYS bislang
für Rheinland-Pfalz ausgewertet (Mi-
nisterium für Arbeit, Soziales und Ge-
sundheit Rheinland-Pfalz 1998). Für
NRW werden zentrale Indikatoren
durch das Landesinstitut für den öf-
fentlichen Gesundheitsdienst NRW
(LÖGD) regelmäßig zusammengestellt
und veröffentlicht (z. B. LÖGD 1997).

Geschlechtsspezifische Unterschiede
bei der Beschäftigtenstruktur im Ge-
sundheitswesen sind bislang wenig
untersucht. Eine Studie des Ministeri-

6

–––––––––––
1) Kühn (2001: S. 281) weist darauf hin, dass das
Kostenproblem nicht auf der Ausgabenseite
liegt, da der Anteil des Gesundheitswesens am
Bruttosozialprodukt zwischen 1980 und 1997
gleich geblieben ist, sondern vielmehr ein Ein-
nahmeproblem darstellt.

––––––––––––––
2) Aktuelle Daten sind auf den Internetseiten
der Gesundheitsberichterstattung des Bundes im
WWW unter http://www.gbe-bund.de veröf-
fentlicht. 



Statistische Analysen und Studien NRW  6/2001

ums für Frauen, Jugend, Familie und
Gesundheit (2000), die schwerpunkt-
mäßig Gesundheit von Frauen und
Männern untersucht, beleuchtet das
Gesundheitswesen u. a. „als sozialen
Ort der Geschlechter“. Dabei wird
festgestellt, dass Gesundheitsfachbe-
rufe zwar klassische Frauenberufe
sind, dass dies jedoch vor allem für
die nicht akademischen Berufe gilt,
während der Frauenanteil bei den
akademischen Berufen niedriger ist.
Allerdings konnten Frauen in den
letzten Jahren in fast allen Gesund-
heitsfachberufen ihre Position weiter
ausbauen.

3. Beschäftigungs-
wirkung des Gesund-
heitswesens 

Das Gesundheitswesen in NRW bie-
tet weitgehendst krisensichere Ar-
beitsplätze, die in der Regel hohe
Qualifikationsanforderungen stellen,
d. h. Personal erfordern, das mindes-
tens eine berufliche Erstausbildung
abgeschlossen hat. 

3.1 Langfristige Beschäfti-
gungstrends im Gesund-
heitswesen

In den letzen beiden Jahrzehnten
war das Gesundheitswesen ein wich-
tiger Beschäftigungsmotor. Ähnliche
Steigerungsraten bei den Beschäftig-
tenzahlen sind allenfalls in der Infor-
mationstechnologie zu beobachten.
Der Beschäftigungsanstieg hat je-
doch in der zweiten Hälfte der 90er-
Jahre an Dynamik verloren. Im Fol-
genden wird zunächst die Entwick-
lung der Zahl der abhängig Beschäf-
tigten im Gesundheitswesen be-
trachtet, dann werden Trends bei
den Arztberufen und der Zahnmedi-
zin dargestellt.

Die Zahl der abhängig Beschäftigten
im Gesundheitswesen stieg zwischen
1980 und 1999 von 272 000 auf
403 000 Personen (s. Abb. 3.1). Wird
ein Index gebildet, in dem die Be-
schäftigtenzahl von 1980 gleich 100
gesetzt wird, so entspricht der Wert
für 1999 dem Indexwert 148. Ein be-

sonders starker Beschäftigungsan-
stieg war zu Beginn der 90er-Jahre
zu verzeichnen. Mitte der 90er-Jahre
verlangsamte sich dann das Wachs-
tumstempo und zwischen 1997 und
1998 ging die Zahl der Beschäftigten
im Gesundheitswesen erstmals um
etwas mehr als 11 000 Personen zu-
rück. Hier dürften sich die durch die
Bundesregierung eingeleiteten Kos-
tendämpfungsmaßnahmen auswir-
ken. Der Rückgang um weitere
14 900 Beschäftigte zwischen 1998
und 1999 erklärt sich jedoch zum Teil
durch den Wechsel der Klassifizie-
rung der Wirtschaftszweige3) in der
Beschäftigtenstatistik. 

Bereits in den 80er-Jahren war das
Gesundheitswesen eine Frauendo-
mäne. Von 272 000 abhängig Be-
schäftigten waren 220 000 Frauen.
Dies entsprach einem Frauenanteil

von 80,8 %. 1999 waren von 403 000
abhängig Beschäftigten 324 000
Frauen. Dies ergibt einen Frauenan-
teil von 80,4 %4).

Allein der Blick auf die abhängig Be-
schäftigten gibt den Anstieg der Be-
schäftigung im Gesundheitswesen
nicht ausreichend wieder, denn das
Gesundheitswesen ist auch ein wich-
tiger Bereich für Selbstständige. Dies
gilt insbesondere für Ärztinnen und
Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte
sowie für Apothekerinnen und Apo-
theker, aber auch für andere Ge-
sundheitsdienstberufe, z. B. Physio-
therapeutin/-therapeut, Masseurin/
Masseur, Logopädin/Logopäde etc.

Im Folgenden wird die Entwicklung
der Ärztezahlen dargestellt. Diese
beruhen auf den Angaben der Ärz-
tekammern. Abweichend von ande-
ren Bundesländern mit jeweils einer
Ärztekammer hat NRW zwei Ärzte-

7
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Abb. 3.1 Teil 2

*) Ergebnisse der Beschäftigtenstatistik; geänderte wirtschaftssystematische Zuordnung ab dem 30. Juni 1999
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Abb. 3.1 Teil 1 Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
            im Gesundheitswesen am 30. Juni 1980 – 1999*) nach dem Geschlecht

––––––––––––––
3) Bis zur Beschäftigtenstatistik 1998 einschließ-
lich wurde nach der Systematik der Wirtschafts-
zweige, Ausgabe 1979 (WZ 79) klassifiziert, ab der
Beschäftigtenstatistik 1999 nach der Systematik
der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93)

––––––––––––––
4) Zur Frauenerwerbstätigkeit in NRW allgemein
vgl. Hullmann et al. (2000).
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kammern. Die Ärztekammer Nord-
rhein umfasst die Regierungsbezirke
Köln und Düsseldorf, die Ärztekam-
mer Westfalen-Lippe ist für drei Re-
gierungsbezirke zuständig: Arns-
berg, Detmold und Münster. Die
Mitgliedschaft in der Ärztekammer
ist für Medizinerinnen und Medizi-
ner verbindlich. Die Ärztestatistik
wird von den Kammern als Mitglie-
derstatistik geführt. Somit sind auch
Ärztinnen und Ärzte Mitglieder, die
nicht oder nicht mehr ihren Beruf
ausüben. Dementsprechend kann
von der Entwicklung der Ärztezah-
len insgesamt nicht auf die Zahl der
Ärztinnen und Ärzte geschlossen
werden, die ihren Beruf tatsächlich
ausüben.

Die Zahl der Ärztinnen und Ärzte ist
proportional deutlich stärker gestie-
gen als die der abhängig Beschäftig-
ten im Gesundheitswesen. Zwischen
1980 und 1999 hat sich ihre Zahl von
41 400 auf 78 300 beinahe verdop-
pelt (s. Tab. 3.1). Dabei war der zah-
lenmäßige Anstieg der Ärztinnen
und Ärzte in der Kammerregion
Westfalen-Lippe mit einem Index-
wert (1980 = 100) von 193 für 1999
etwas höher als in der Region Nord-
rhein, wo sich ein Index von 186 er-
gab. Auch für die Zahl der Ärztinnen
und Ärzte gilt, dass sie in den 80er-
Jahren stärker stieg als in den 90er-
Jahren. Allerdings war das Wachs-
tum in den 90er-Jahren stärker als
bei den abhängig Beschäftigten im
Gesundheitswesen. 

Obwohl Gesundheitsdienstberufe ty-
pische Frauenberufe sind, gilt dies
nicht für Arztberufe, hier sind Män-
ner in der Mehrzahl. 1980 waren von
41 400 Ärztinnen und Ärzten in NRW
10 600 Frauen. Dies entsprach einem
Frauenanteil von 25,6 % in Arztberu-
fen. Allerdings ist die Zahl der Ärz-
tinnen stärker gestiegen als die der
Ärzte. 1999 lag der Beschäftigungs-
index (1980 = 100) von Frauen in
Arztberufen mit einem Wert von 269
deutlich über dem von Männern mit
161. Entsprechend stieg im Zeitver-
lauf auch der Frauenanteil in den
Arztberufen und lag 1999 bei
36,4 %. Verglichen mit anderen Be-
reichen des Gesundheitswesens ist
dieser Anteil dennoch als niedrig

einzustufen. Obwohl der Anstieg der
Zahl der Ärztinnen im Kammerbezirk
Westfalen-Lippe stärker war (Index
290) als im Kammerbezirk Nordrhein
(Index 256), lag 1999 der Frauenan-
teil im Kammerbezirk Nordrhein mit
37,6 % etwas über dem des Kam-
merbezirks Westfalen-Lippe mit
34,9 %. 

Die von den Ärztekammern ausge-
wiesen Zahlen sind jedoch nur einge-
schränkt aussagefähig, weil sie auch
Ärztinnen und Ärzte einschließen,
die diesen Beruf nicht ausüben. Da-
runter fallen insbesondere Ärztinnen
und Ärzte, die aus Altersgründen
nicht mehr berufstätig sind oder
eine andere Tätigkeit ausüben, so-
wie arbeitslose Ärztinnen und Ärzte
und solche, die vorübergehend nicht
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3.1 Ärztinnen und Ärzte*) am 31. Dezember 1980 – 1999 
nach Kammerbezirken**)

Jahr

Ärztinnen und Ärzte

insgesamt männlich weiblich insgesamt männlich weiblich

Ärztekammer Nordrhein

Anzahl  1980 = 100

1980
1985
1990
1995

24 088
29 242

17 512
20 645

35 565
41 388

23 969
26 513

1998
1999

44 168
44 768

27 748
27 944

6 576
8 597

100
121

11 596
14 875

148
172

100
118

100
131

137
151

176
226

16 420
16 824

183
186

158
160

250
256

Ärztekammer Westfalen-Lippe

1980
1985

17 341
21 421

13 311
15 887

1990
1995
1998
1999

26 435
30 994

18 467
20 675

33 003
33 488

21 588
21 816

4 030
5 534

100
124

100
119

100
137

7 968
10 319

152
179

11 415
11 672

190
193

139
155

198
256

162
164

283
290

Nordrhein-Westfalen

1980
1985
1990
1995

41 429
50 663

30 823
36 532

62 000
72 382

42 436
47 188

10 606
14 131

100
122

19 564
25 194

150
175

100
119

100
133

138
153

184
238

1998
1999

77 171
78 256

49 336
49 760

27 835
28 496

186
189

160
161

262
269

*) einschl. Ärztinnen und Ärzten in Rehabilitationseinrichtungen und ohne ärztliche Tätigkeit – **) Quelle:
Register der Ärztekammern Nordrhein und Westfalen-Lippe, zitiert nach: Landesinstitut für den öffentlichen
Gesundheitsdienst Nordrhein-Westfalen (lögd), im WWW unter http://www.loegd.nrw.de

 100
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 300

Abb. 3.2 Ärztinnen und Ärzte
am 31. Dezember 1980 – 1999*)

*) Quelle: Register der Ärztekammern Nordrhein und Westfalen-Lippe, zitiert nach: Landesinstitut für den öffentli-
chen Gesundheitsdienst Nordrhein-Westfalen (lögd), im WWW unter http://www.loegd.nrw.de

Insgesamt

männlich

weiblich

1980=100
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erwerbstätig sind, z. B. wegen Erzie-
hungsurlaubs. Die Zahl der Ärztin-
nen und Ärzte, die diesen Beruf
nicht ausüben, hat sich zwischen
1980 (6 067) und 1999 (16 100) nahe-
zu verdreifacht (Abb. 3.3). Ein Teil
des Anstiegs der Ärztezahlen ist so-
mit auf einen wachsenden Anteil
von Ärztinnen und Ärzte zurückzu-
führen, die diesen Beruf nicht aus-
üben. Noch 1980 lag der Anteil der
nicht berufstätigen Ärztinnen und
Ärzte bei 14,6 %. Dieser Wert stieg
kontinuierlich an und erreichte 1999
20,6 %. Somit stieg die Zahl der be-
rufstätigen Ärztinnen und Ärzte
langsamer als die der Ärztinnen und
Ärzte insgesamt. Für 1999 ergab sich
für berufstätige Ärztinnen und Ärzte
ein Indexwert (1980 = 100) von 176
im Vergleich zu 189 für Ärztinnen
und Ärzten insgesamt. 

Deutlich ausgeprägt sind auch ge-
schlechtsspezifische Unterschiede.
Zwischen 1980 und 1999 ist der An-
teil der Ärzte, die ihren Beruf nicht
ausüben, von 9,9 % auf 17,8 % ges-
tiegen. Dies dürfte vor allem auf de-
mographische Gründe zurück zu füh-
ren sein, da in den aus dem Erwerbs-
leben ausscheidenden Jahrgängen
der Männeranteil deutlich höher ist
als in den jüngeren Alterskohorten.
Der Anteil der Ärztinnen, die ihren
Beruf nicht ausübten, lag 1980 mit
28,5 % fast um das dreifache höher
als bei Männern. Bis in die Mitte der
90er-Jahre war ein leichtes Absinken
dieses Anteils zu beobachten, da-
nach stieg er wieder leicht an. 

Differenziert nach den Tätigkeitsbe-
reichen ist das Krankenhaus der wich-
tigste Einsatzort von Ärztinnen und
Ärzten. 1980 war etwas mehr als die
Hälfte der berufstätigen Ärztinnen
und Ärzte im Krankenhaus eingesetzt.
Bis 1992 stieg dieser Anteil noch leicht
an und fiel dann 1993 wieder auf
50,9 % und blieb dann relativ stabil (s.
Tab. 3.2). Seit 1997 war der Anteil der
im Krankenhaus tätigen Ärztinnen
und Ärzte wieder rückläufig. 1999 üb-
ten 48,8 % der Ärztinnen und Ärzte
ihren Beruf im Krankenhaus aus.

Der Anteil der Ärztinnen und Ärzte,
die in freien Praxen tätig waren,
ging zwischen 1980 und 1999 etwas
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*) Quelle: Register der Ärztekammern Nordrhein und Westfalen-Lippe, zitiert nach: Landesinstitut für den öffentlichen
Gesundheitsdienst Nordrhein-Westfalen (lögd), im WWW unter http://www.loegd.nrw.de

Abb. 3.3 Ärztinnen und Ärzte ohne ärztliche Tätigkeit
am 31. Dezember 1980 – 1999*)

*) Quelle: Register der Ärztekammern Nordrhein und Westfalen-Lippe, zitiert nach: Landesinstitut für den
öffentlichen Gesundheitsdienst Nordrhein-Westfalen (lögd), im WWW unter http://www.loegd.nrw.de –
1) einschl. Rehabilitationseinrichtungen 

3.2 Ärztinnen und Ärzte am 31. Dezember 1980 – 1999
nach Art der Tätigkeit*)

Jahr

Ärztinnen und Ärzte

insgesamt
davon

Insgesamt

Anzahl

im Krankenhaus1)

%

in freier Praxis

Anzahl %

sonstige 
ärztliche Tätigkeit

Anzahl

1980
1985
1990

35 362 17 757
41 141
49 984

20 706
25 960

1992
1993
1994
1995

53 985
55 697

28 178
28 361

57 076
58 464

29 074
29 824

50,2 15 074
50,3
51,9

16 568
18 454

42,6 2 531
40,3
36,9

3 867
5 570

52,2
50,9

19 857
21 589

50,9
51,0

22 053
22 426

36,8
38,8

5 950
5 747

38,6
38,4

5 949
6 214

1996
1997
1998
1999

59 720
60 488

30 617
29 685

61 311
62 118

29 967
30 304

männlich

51,3
49,1

22 801
23 181

48,9
48,8

23 817
24 250

38,2
38,3

6 302
7 622

38,8
39,0

7 527
7 564

1980
1985
1990
1992

27 783
31 300

13 651
15 344

35 612
37 627

17 896
18 873

1993
1994
1995
1996

38 409
38 886

18 852
19 076

39 524
40 091

19 414
19 797

49,1
49,0

12 393
13 457

50,3
50,2

14 625
15 526

44,6
43,0

1 739
2 499

41,1
41,3

3 091
3 228

49,1
49,1

16 485
16 730

49,1
49,4

16 915
17 079

42,9
43,0

3 072
3 080

42,8
42,6

3 195
3 215

1997
1998
1999

40 385
40 621

19 475
19 591

40 904 19 736

weiblich

1980 7 579 4 106

48,2
48,2

17 255
17 443

48,2 17 507

42,7
42,9

3 655
3 587

42,8 3 661

54,2 2 681 35,4  792
1985
1990
1992
1993

9 841
14 372

5 362
8 064

16 358
17 288

9 305
9 509

1994
1995
1996
1997

18 190
18 940

9 998
10 410

19 629
20 103

10 820
10 210

54,5
56,1

3 111
3 829

56,9
55,0

4 331
5 104

31,6
26,6

1 368
2 479

26,5
29,5

2 722
2 675

55,0
55,0

5 323
5 511

55,1
50,8

5 722
5 926

29,3
29,1

2 869
3 019

29,2
29,5

3 087
3 967

1998
1999

20 690
21 214

10 376
10 568

50,1
49,8

6 374
6 498

30,8
30,6

3 940
4 148

%

7,2
9,4

11,1
11,0
10,3
10,4
10,6
10,6
12,6
12,3
12,2

6,3
8,0
8,7
8,6
8,0
7,9
8,1
8,0
9,1
8,8
9,0

10,4
13,9
17,2
16,6
15,5
15,8
15,9
15,7
19,7
19,0
19,6
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zurück. 1980 waren 42,6 % der Ärz-
tinnen und Ärzte in einer freien Pra-
xis tätig, 1999 waren es 39,0 %. Zwi-
schen 1980 und 1992 ging dieser An-
teil besonders stark zurück, zwischen
1996 und 1999 war wieder ein leich-
tes Ansteigen zu beobachten. Der
Anteil der sonstigen ärztlichen Tätig-
keiten stieg zwischen 1980 und 1999
von 7,2 % auf 12,2 %.

Von den Ärztinnen (54,2 %) war
1980 noch ein größerer Teil im Kran-
kenhaus tätig als von den Ärzten
(49,1 %). Im Zeitverlauf stieg zu-
nächst der Anteil der im Kranken-
haus tätigen Ärztinnen, von 1996
auf 1997 ging er von 55,1 % auf
50,8 % deutlich zurück. 1999 lag der
Anteil der im Krankenhaus tätigen
Ärztinnen noch bei 49,8 % und so-
mit nur wenig über dem entspre-
chenden Anteil von Ärzten im Kran-
kenhaus (48,2 %). Frauen üben häu-
figer sonstige ärztliche Tätigkeiten
aus als Männer. 1999 traf dies auf
19,6 % der Frauen zu, im Gegensatz
zu 9,0 % der Männer.

In freier Praxis sind Ärzte in einem
höheren Anteil vertreten als Ärztin-
nen. In den 80er-Jahren war bei den
Ärztinnen der Anteil der in freier
Praxis Tätigen deutlich rückläufig.
1980 waren 35,4 % der Ärztinnen in
freier Praxis tätig, 1990 waren es nur
noch 26,6 %. Danach waren wieder
moderate Steigerungen zu verzeich-
nen. 1999 lag der Anteil der Ärztin-
nen in freier Praxis bei 30,6 % im
Vergleich zum entsprechenden An-
teil von 42,8 % bei den Ärzten. So-
mit ist die Zahl der Ärztinnen zwar
überproportional gestiegen, in dem
lukrativen Einkommensbereich der
freien Praxen ist ihr Anteil jedoch
stärker als bei ihren männlichen Kol-
legen zurückgegangen.

Auch die Zahl der Zahnärztinnen
und Zahnärzte ist seit 1980 erheblich
gestiegen. 1980 belief sie sich (ein-
schließlich der nicht zahnärztlich Tä-
tigen) auf 10 100, 1999 waren es be-
reits 15 900, dies entspricht einem In-
dexwert (1980 = 100) von 158 (s. Tab.
3.3). Die Zahl der behandelnden
Zahnärztinnen und Zahnärzte war
zwischen 1980 und 1999 von 8 407
auf 12 300 ebenfalls deutlich gestie-

gen. Dies entspricht einem Index-
wert von 147. Somit war der Anstieg
bei den behandelnden Zahnärztin-
nen und Zahnärzten etwas niedriger
als bei den Zahnärztinnen und Zahn-
ärzten insgesamt. In etwas höherem
Maße als die Zahl der behandelnden
stieg die der niedergelassenen Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte (Indexwert
1999 = 152). 1980 waren es 6 645
und 1999 bereits 10 100.

Die Zahl der Zahnärztinnen hat sich
zwischen 1980 und 1999 von 2 247
auf 4 902 mehr als verdoppelt (Index-
wert 1999 = 218), gleiches gilt auch
für die behandelnden Zahnärztinnen
(von 1 671 auf 3 661, Indexwert 1999
= 219) und die niedergelassenen
Zahnärztinnen (von 1 132 auf 2 608,
Indexwert 1999 = 230). Im Vergleich
hierzu ist die Zahl der Zahnärzte ge-
ringer gestiegen. Insbesondere bei

den behandelnden Zahnärzten war
der Anstieg deutlich niedriger als bei
Zahnärztinnen (Indexwert 1999 =
129). Dennoch wurde auch 1999 der
Zahnarztberuf weitaus öfter von
Männern ausgeübt als von Frauen.
1999 waren von den 12 300 behan-
delnden Zahnärzten des Landes 8 660
männlich und 3 661 weiblich. Dies
entspricht einem Frauenanteil von
29,7 %. Bei den niedergelassenen
Zahnärztinnen und Zahnärzten liegt
der Frauenanteil sogar nur bei
25,8 %. Obwohl auch in der Zahnme-
dizin die Zahl der Ärztinnen überpro-
portional gestiegen ist, ist hier der
Frauenanteil niedriger als bei den üb-
rigen Ärztinnen und Ärzten. 

Auch wenn die Wachstumsdynamik
des Gesundheitswesens in der zwei-
ten Hälfte der 90er-Jahre weitaus ge-
ringer war als in den 80er-Jahren,
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*) Quelle: 1980 – 1998: Bundeszahnärztekammer (Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Zahnärzte e. V.),
zitiert nach: Gesundheitsberichterstattung des Bundes, im WWW unter http://www.gbe-bund.de; 1999:
Bundeszahnärztekammer

3.3 Zahnärztinnen und Zahnärzte am 31. Dezember 1980 – 1999
nach Art der Tätigkeit*)

Jahr

Zahnärztinnen und Zahnärzte

insgesamt

darunter behandelnd tätig

insgesamt

darunter behandelnd tätig

Insgesamt

Anzahl

zusammen
darunter

in eigener 
Praxis

 1980 = 100

zusammen in eigener
Praxis

1980
1985
1990

10 079 8 407
10 908
13 375

8 686
10 193

1995
1996
1997
1998

15 314
15 421

11 856
12 042

15 671
15 997

12 227
12 282

6 645 100
7 158
8 030

108
133

100 100
103
121

108
121

9 380
9 487

152
153

9 702
9 776

155
159

141
143

141
143

145
146

146
147

1999

männlich 

15 938 12 321

1980
1985
1990

7 832 6 736
  .
9 907

  .
7 790

10 099 158 147 152

5 513 100
  .
6 433

 .
126

100 100
 .

116
 .

117
1995
1996
1997
1998

10 901
10 930

8 611
8 700

11 010
11 118

8 732
8 703

1999

weiblich

11 036 8 660

7 160
7 235

139
140

7 344
7 382

141
142

128
129

130
131

130
129

133
134

7 491 141 129 136

1980
1985
1990

2 247 1 671
  .
3 468

  .
2 403

1995
1996
1997
1998

4 413
4 491

3 245
3 342

4 661
4 879

3 495
3 579

1 132 100
  .
1 597

 .
154

100 100
 .

144
 .

141
2 220
2 252

196
200

2 358
2 394

207
217

194
200

196
199

209
214

208
211

1999 4 902 3 661 2 608 218 219 230
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kann doch festgehalten werden, dass
das Gesundheitswesen in den vergan-
genen 20 Jahren ein bedeutsamer Be-
schäftigungsmotor war. Sowohl die
Zahl der abhängig Beschäftigten als
auch die der Ärzte und Zahnärzte ist
erheblich gestiegen. Das Beschäfti-
gungswachstum im Gesundheitswe-
sen liegt damit weit über dem anderer
Branchen. Allerdings stellt sich die
Frage, ob nicht eine Trendwende ab-
sehbar ist, wie sie sich bei den abhän-
gig Beschäftigten des Gesundheitswe-
sens bereits andeutet. Zwar dürfte die
Umstellung des Krankenhausabrech-
nungsverfahrens zu einem weiteren
Abbau von Personal in den nächsten
Jahren führen, angesichts der demo-
graphischen Entwicklung ist es jedoch
durchaus wahrscheinlich, dass die Be-
schäftigtenzahlen im Gesundheitswe-
sen langfristig wieder steigen.

3.2 Erwerbstätige im
Gesundheitswesen und
davon abhängigen Branchen

Neben dem direkten Beschäftigungs-
effekt des Gesundheitswesens wer-
den auch Arbeitsplätze in Branchen
geschaffen, die indirekt vom Ge-
sundheitswesen abhängig sind. In
erster Linie gilt dies für die Herstel-
lung pharmazeutischer Produkte
und medizinischer Geräte. Darüber
hinaus ist das Gesundheitswesen
Nachfrager von diversen Produkten
aus den unterschiedlichsten Produk-
tionsbereichen, wie Baumaßnah-

men5), Spezialkleidung, Laboraus-
rüstungen etc., die in Sammelkate-
gorien von Produktgruppen einge-
hen, statistisch jedoch nicht einzeln
erfasst werden. Auch über Randbe-
reiche des Gesundheitswesens, wie
Selbsthilfegruppen, gemeinnützige
Organisationen, Kurkliniken, medizi-
nische Verlage etc., liegen keine Sta-
tistiken vor. Folglich geht der Be-
schäftigungseffekt des Gesundheits-
wesens weit über die im Folgenden
beschriebenen Bereiche hinaus.

3.2.1 Erwerbstätige
im unmittelbaren Gesund-
heitswesen und in Gesund-
heitsdienstberufen

Die Definition des Gesundheitswe-
sens ist in der wirtschaftssystemati-
schen Gliederung der amtlichen Sta-
tistik relativ eng gefasst. Sie schließt
Arzt- und Zahnarztpraxen, Kranken-
häuser, Rehabilitationskliniken, Pra-
xen von Heilpraktikerinnen und Heil-
praktikern, Masseurinnen und Mas-
seuren etc. sowie das Rettungswesen
ein. Bereits nach dieser engen Defi-
nition des Gesundheitswesens ergibt
sich für 1999 eine Zahl von 505 000
Erwerbstätigen in NRW6). Dies ent-
spricht 6,7 % aller Erwerbstätigen.
Apotheken, das Augenoptiker- oder
Orthopädiemechanikerhandwerk u. a.

werden nach dieser Abgrenzung
nicht zum unmittelbaren Gesund-
heitswesen gezählt, sondern dem
Einzelhandelsbereich zugerechnet.
Wenn der Gesamtbeschäftigungsef-
fekt des Gesundheitswesens errech-
net wird, müssen diese Gruppen je-
doch einbezogen werden. 

Eine weitere Abgrenzungsmöglich-
keit des Gesundheitswesens besteht
über die Berufssystematik, die es er-
laubt, die Gesundheitsdienstberufe
zu isolieren. Nach einer engen Ab-
grenzung der Gesundheitsdienstbe-
rufe ergibt sich die gleiche Zahl von
Erwerbstätigen wie für das Gesund-
heitswesen: 505 000 Personen. Wird
jedoch die erweiterte Abgrenzung
des Statistischen Bundesamtes (1998)
verwendet, die auch die Altenpfle-
geberufe einschließt, waren 1999
576 000 Personen in Gesundheits-
dienstberufen beschäftigt. Dies ent-
spricht 7,6 % der Erwerbstätigen. 

Die Abgrenzung des Gesundheitswe-
sens nach der Wirtschaftssystematik
und der Gesundheitsdienstberufe
nach der Berufssystematik ist nicht
deckungsgleich:

– Innerhalb der Branchen des Ge-
sundheitswesens sind auch Berufs-
gruppen beschäftigt, die keinen
Gesundheitsdienstberuf ausüben,
beispielsweise Verwaltungsange-
stellte in Kliniken.

– Nicht alle in Gesundheitsdienstbe-
rufen Tätige sind in Branchen be-
schäftigt, die wirtschaftssystema-
tisch dem Gesundheitswesen zuge-
rechnet werden, beispielsweise
Apothekerinnen und Apotheker
oder Ärztinnen und Ärzte in For-
schungseinrichtungen. 

Von den Erwerbstätigen in Gesund-
heitsdienstberufen sind 68,1 % im Ge-
sundheitswesen tätig und von den Er-
werbstätigen im Gesundheitswesen ar-
beiten 77,6 % in Gesundheitsdienstbe-
rufen. Werden beide Abgrenzungs-
möglichkeiten zusammen betrachtet,
so ergibt sich ein Gesamtbeschäfti-
gungseffekt von 688 000 Personen, die
entweder einen Gesundheitsdienstbe-
ruf ausüben oder in einer Branche des
Gesundheitswesens tätig sind.
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Abb. 3.4                   Zahnärztinnen und Zahnärzte
am 31. Dezember 1980 – 1999*)

Insgesamt

männlich1)

weiblich1)

1980=100

*) Quelle: 1980 – 1998: Bundeszahnärztekammer (Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Zahnärzte e. V.), zitiert nach: Ge-
sundheitsberichterstattung des Bundes, im WWW unter http://www.gbe-bund.de; 1999: Bundeszahnärztekammer – 1)
Die Werte für 1985 wurden interpoliert.

––––––––––––––
5) Sendler (1996) schätzt die Investitionen für
Baumaßnahmen im Krankenhausbereich auf 10
Mrd. DM jährlich. – 6) Ergebnisse des Mikrozen-
sus im April 1999
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Beide Abgrenzungsmöglichkeiten wer-
den im Folgenden verwendet:

– Wenn es darum geht, Qualifikati-
on, Verdienst oder Arbeitsbedin-
gungen von Erwerbstätigen des
Gesundheitswesens zu beschrei-
ben, erfolgt die Abgrenzung über
die Berufssystematik, da die Beson-
derheiten der Gesundheitsdienst-
berufe untersucht werden und
nicht die Arbeitsbedingungen von
Verwaltungsangestellten im Ge-
sundheitswesen. 

– Wenn es jedoch um die Beschäfti-
gungseffekte des Gesundheitswe-
sens geht, erfolgt die Abgrenzung
über die Branchen, da Verwal-
tungsangestellte und sonstige Er-
werbstätige, die im Gesundheits-
wesen tätig sind, unmittelbar von
diesen abhängen.

3.2.2 Vom Gesundheitswesen
abhängige Arbeitsplätze 

3.2.2.1 Produktion 
– Pharmaindustrie und
medizintechnische Industrie

Es ist offensichtlich, dass die Phar-
maindustrie unmittelbar vom Ge-
sundheitswesen profitiert. Allerdings
ist der Beschäftigungseffekt, der sich
durch die Pharmaindustrie ergibt,
nur näherungsweise zu bestimmen.
Pharmaunternehmen sind vielfach
nicht ausschließlich im Pharmabe-
reich tätig, wodurch sich Zuord-
nungsprobleme ergeben. Dies lässt
sich am Beispiel des Bayer-Konzerns
verdeutlichen: Bayer ist der größte

Pharmakonzern Europas. Trotz eines
enormen Gewinnzuwachses im Be-
reich Gesundheit und nach eigenen
Angaben7) einem weltweiten Um-
satz von 8,4 Milliarden EUR im Be-
reich Gesundheit 1999 ist dieser für
den Bayer-Konzern nicht das Haupt-
betätigungsfeld. Umsatzstärker war
das Arbeitsgebiet Polymere (8,9 Mil-
liarden EUR Umsatz), hinzu kommen
die Bereiche Landwirtschaft (3,1 Mil-
liarden EUR Umsatz) und Chemie
(2,1 Milliarden EUR Umsatz). Soll nun
der Beschäftigungseffekt des Phar-
mabereiches für NRW errechnet wer-
den, ergibt sich das Problem, dass
der Bayer-Konzern als Ganzes wirt-
schaftssystematisch der „Chemischen
Industrie“ zugerechnet wird und so-
mit der wichtigste Pharmahersteller
in NRW nicht als solcher in Erschei-
nung treten würde8). 

Um dies zu vermeiden wird im Fol-
genden nicht das Hauptbetätigungs-
feld der Firmen betrachtet, sondern
nur die fachlichen Betriebsteile, die
sich tatsächlich mit der Pharmapro-
duktion beschäftigen. Der Nachteil
dieser Betrachtungsweise liegt darin,
dass die Beschäftigten im Verwal-
tungsbereich unberücksichtigt blei-
ben und nur die unmittelbar im
Pharmabereich Beschäftigten einbe-
zogen werden. Dennoch erscheint
dies angemessener als die Betrach-
tung der Betriebshauptkomponen-
ten, bei der es sowohl zu einer Über-
als auch Unterschätzung der Be-
schäftigtenzahl in der Pharmaindust-
rie kommen kann. Um entsprechen-
de Differenzierungen vornehmen zu
können, wird hier, abweichend von
den sonstigen Darstellungen, die
überwiegend auf dem Mikrozensus
basieren, auf die Statistik des „Pro-
duzierenden Gewerbes“ zurückge-
griffen, die Betriebe mit einer Größe
von im Allgemeinen 20 und mehr
Beschäftigten erfasst.

1995 waren 25 400 Personen9) in 68
Betrieben, die pharmazeutische Pro-
dukte herstellen, beschäftigt. Wäh-
rend die Zahl der Betriebe bis 1999
in etwa gleich blieb (67), ging die
Zahl der Beschäftigten im pharma-
zeutischen Bereich zurück und lag
1999 bei 23 600 (s. Tab. 3.4). Auf den
Umsatz wirkte sich der Beschäfti-
gungsrückgang nicht negativ aus.
Dieser stieg zwischen 1995 und 1999
von 7,0 Milliarden DM auf 8,1 Milli-
arden DM10).
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688 000 Erwerbstätige in Gesund-
heitsdienstberufen oder Branchen
des Gesundheitswesens

183 000 Erwerbstätige in Gesund-
heitsdienstberufen außerhalb des
Gesundheitswesens

392 000 Erwerbstätige in Gesund-
heitsdienstberufen und Branchen
des Gesundheitswesens

113 000 Erwerbstätige in nicht Ge-
sundheitsdienstberufen in Branchen
des Gesundheitswesens

505 000505 000505 000
ErwerbstätigeErwerbstätigeErwerbstätige

in Branchen desin Branchen desin Branchen des
GesundheitswesensGesundheitswesensGesundheitswesens

576 000576 000576 000
ErwerbstätigeErwerbstätigeErwerbstätige
in Gesundheits-in Gesundheits-in Gesundheits-
dienstberufendienstberufendienstberufen

Abb. 3.5   Erwerbstätige in den Gesundheitsdienstberufen*)
und in den Branchen des Gesundheitswesens**) im April 1999***)

*) nach der Klassifizierung der Berufe, Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Ausgabe 1992 – **) nach der Klassifikation der
Wirtschaftszweige, Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Ausgabe 1993 (WZ 93) – ***) Ergebnisse des Mikrozensus

––––––––––––––
7) Diese Angaben wurden dem Aktionärsbrief
2000 des Bayer-Konzerns entnommen, im WWW
unter http://www.investor.bayer.de. – 8) Ein
weiteres Problem bei dieser Betrachtungsweise
ist, dass bereits durch kleinere Verschiebungen
in der Produktpalette von Betrieben, diese an-
deren Wirtschaftszweigen zugeordnet werden.
Dies kann zu erheblichen Sprüngen in der Statis-
tik führen. Beispielsweise stieg die Zahl der Be-
schäftigten in der Pharmaindustrie zwischen
1997 und 1998 von 13 200 auf 38 400 durch Um-
gruppierungen von Betrieben.

3.4 Betriebe*) mit fachlichen Betriebsteilen in der Pharmaindustrie
sowie Beschäftigte und Umsatz 1995 – 1999

Jahr
Betriebsteile für die Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen

Anzahl1) Beschäftigte1) Gesamtumsatz
in 1 000 DM2)

1995
1996
1997

68 25 415
71
69

25 399
24 066

7 021 176
7 122 738
7 253 781

1998
1999

66
67

23 641
23 598

7 606 157
8 084 171

*) Betriebe mit im Allgemeinen 20 und mehr tätigen Personen – 1) im Jahresmittel – 2) Jahressumme 

––––––––––––––
9) In dieser Zahl sind nur die Personen enthal-
ten, die tatsächlich in der Produktion pharma-
zeutischer Produkte tätig sind, Verwaltungskräf-
te etc. gehen in diese Betrachtung nicht ein. –
10) Diese Angaben beziehen sich lediglich auf
Umsätze von in NRW ansässigen Betriebsteilen.
Bei Unternehmen mit Firmensitz in NRW wer-
den nur die Betriebsteile gezählt, die innerhalb
von NRW liegen.
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Der Bereich der Medizintechnik um-
fasst sämtliche medizinische Geräte
und orthopädische Vorrichtungen.
Die Produktpalette reicht von Rönt-
gen-, Bestrahlungs- und Dialysegerä-
ten bis zu künstlichen Gelenken, Pro-
thesen und Zahnarztstühlen. In die-
sem breit gefächerten Gebiet waren
1999 laut Mikrozensus 21 600 Perso-
nen beschäftigt, so dass sich in den
beiden wichtigsten Bereichen des
Produzierenden Gewerbes, die vom
Gesundheitswesen abhängen, ein
Beschäftigungsvolumen von 45 200
Arbeitsplätzen ergibt.

3.2.2.2 Handel
mit pharmazeutischen und
medizintechnischen Produkten

Der Bereich Handel umfasst in erster
Linie die Apotheken, die ein wichti-
ges Glied in der medizinischen Ver-
sorgung darstellen. 1999 gab es in
NRW 4 996 Apotheken (s. Tab. 3.5). In
diesen waren 11 300 Apothekerinnen
und Apotheker beschäftigt, darunter
6 683 Frauen. Dies entspricht einem
Frauenanteil von 59,3 %. Somit ist
der Apothekerberuf der einzige aka-
demische Gesundheitsdienstberuf, in
dem mehr Frauen als Männer be-
schäftigt sind. Neben den Apotheke-
rinnen und Apothekern sind weitere
17 200 Personen in Apotheken be-
schäftigt, so dass der Gesamtbeschäf-
tigungseffekt der Apotheken bei
28 500 Arbeitsplätzen liegt. 

Auch für den Handelsbereich gilt,
dass sich der Handel mit Gesund-
heitsgütern kaum eingrenzen lässt.
Nahezu jeder Supermarkt hat Vita-
mintabletten und gesundheitsför-
dernde und -erhaltende Produkte im
Angebot, so dass davon ausgegan-
gen werden kann, dass der Beschäf-
tigungseffekt des Gesundheitswe-
sens im Handel weitaus größer ist,

als es sich in der Zahl der Erwerbstä-
tigen in Apotheken niederschlägt. 

3.2.3 Beschäftigungseffekt
des Gesundheitswesens
in zentralen Bereichen

In den enger eingrenzbaren Berei-
chen des Gesundheitswesens in NRW
waren 1999 rund 578 600 Frauen
und Männer beschäftigt: 

– Hiervon entfielen 505 000 auf das
unmittelbare Gesundheitswesen, 

– 45 200 auf den Bereich Pharmazie
und Medizintechnik und 

– 28 500 auf Erwerbstätige in Apo-
theken. 

Es ist jedoch offensichtlich, dass der
Beschäftigungseffekt des Gesund-
heitswesens weit über diese Kernbe-
reiche hinausgeht. Dies verdeutlicht
auch die in Kapitel 3.2.1 ermittelte
Zahl von 688 000 Personen, die entwe-
der im Gesundheitswesen (Branchen-
abgrenzung) oder in einem Gesund-
heitsdienstberuf (Berufsabgrenzung)
tätig waren. Eine detaillierte statisti-
sche Abgrenzung aller Güter, Produk-
te und Dienstleistungen, die direkt
oder indirekt der gesundheitlichen
Versorgung der Bevölkerung dienen,
ist nicht möglich, weil bestimmte Pro-
duktbereiche nicht zuordenbar sind.
Beispielsweise können Laboraus-
rüstungen im Medizinbereich einge-
setzt werden, aber auch in der chemi-
schen Industrie oder im Analysebe-
reich, z. B. von Nahrungsmitteln. 

Neben dieser Untererfassung von
Spezialprodukten wird in Branchen
des Gesundheitswesens eine ganze
Palette alltäglicher Güter und
Dienstleistungen nachgefragt, bei-
spielsweise im Reinigungs- oder Kan-

tinenbereich, aber auch im Bereich
der Investitionsgüter. Des Weiteren
gibt es eine Reihe von Betrieben, die
sich auf Dienstleistungen im Medi-
zinbereich spezialisiert haben, bei-
spielsweise Büros für Krankenkassen-
abrechnungen, medizinische Verlage
etc. Weiterhin gibt es keine Daten
darüber, wie viele Personen in ge-
meinnützigen, im Gesundheitsbe-
reich aktiven Organisationen tätig
sind. Werden diese Größen in Be-
tracht gezogen, so kann die Schät-
zung der Landesgesundheitskonfe-
renz NRW 1997 von 800 000 Arbeits-
plätzen, die direkt oder indirekt vom
Gesundheitswesen abhängen, durch-
aus als realistisch angesehen werden.

3.3 Struktur
der Erwerbstätigen
in Gesundheitsdienstberufen

Innerhalb der Gesundheitsdienstbe-
rufe sind Erwerbstätige in den Pfle-
geberufen die größte Gruppe (s.
Tab. 3.6). Sie stellen nahezu die Hälf-
te der im Gesundheitswesen Tätigen
(46,5 %). Zweitwichtigster Beschäfti-
gungsbereich sind die unterstützen-
den Berufe (20,8 %), gefolgt von
den akademischen Berufen (15,1 %). 

Assistentinnen und Assistenten wei-
sen mit 36,0 % den höchsten Anteil
von Teilzeiterwerbstätigen auf. Auch
in den unterstützenden Berufen
(33,5 %) und den Pflegeberufen
(31,4 %) ist ihr Anteil überdurch-
schnittlich, während er in den akade-
mischen Berufen mit 13,1 % deutlich
unter dem Durchschnitt von 28,2 %
in den Gesundheitsdienstberufen
liegt. Insgesamt ist der Anteil der
Teilzeiterwerbstätigen in Gesund-
heitsdienstberufen deutlich über
dem in allen anderen Berufen
(19,3 %). Umgerechnet in Vollzeitä-
quivalente11) liegt das Beschäfti-
gungspotenzial der Gesundheits-
dienstberufe bei 490 000 Personen.

Der wesentliche Grund für die höhe-
re Teilzeitbeschäftigung im Gesund-

13

3.5 Apotheken und Erwerbstätige in Apotheken
am 31. Dezember 1997 – 1999*)

Jahr Apotheken1)

Erwerbstätige

insgesamt
Apothekerinnen und Apotheker sonstiges

Personal

1997
1998

5 022
5 012

28 656
28 375

zusammen weiblich

11 051
11 269

6 397
6 632

17 605
17 106

1999 4 996 28 464 11 273 6 683 17 191
*) Quelle: Register der Apothekerkammern Nordrhein und Westfalen-Lippe, zitiert nach: Landesinstitut für
den öffentlichen Gesundheitsdienst Nordrhein-Westfalen (lögd), im WWW unter http://www.loegd.nrw.de –
1) öffentliche Voll- und Zweigapotheken, einschl. Krankenhaus- und Notapotheken

––––––––––––––
11) Die Vollzeitäquivalente wurden so berech-
net, dass die Teilzeitstunden aufsummiert und
durch 38,5 Stunden (durchschnittliche wöchent-
liche Vollarbeitszeit) geteilt wurden. Die Summe
aus Vollzeiterwerbstätigen und Vollzeitäquiva-
lenten der Teilzeiterwerbstätigen ergibt das
Vollzeitäquivalent aller Erwerbstätigen.
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heitswesen liegt in dem hohen Frau-
enanteil in diesem Erwerbsbereich12)

(Abb. 3.2). Die Gesundheitsdienstbe-
rufe sind ein wichtiges Betätigungs-
feld für Frauen: 14,1 % aller erwerbs-
tätigen Frauen üben einen Gesund-
heitsdienstberuf aus. Für die Berufs-
tätigkeit von Männern haben Ge-
sundheitsdienstberufe eine wesent-
lich geringere Bedeutung: nur 3,0 %
üben einen Gesundheitsdienstberuf
aus. Innerhalb der Gesundheits-
dienstberufe sind 77,1 % aller Er-
werbstätigen Frauen. Auch dies ver-
deutlicht die besondere Bedeutung
dieser Berufe für Frauen. Außerhalb
der Gesundheitsdienstberufe liegt
der Frauenanteil lediglich bei 38,6 %.
In bestimmten Bereichen der Ge-
sundheitsdienstberufe liegt der Frau-

enanteil noch deutlich über dem
Durchschnitt aller Gesundheits-
dienstberufe. In den unterstützen-
den Berufen sind fast ausschließlich
Frauen beschäftigt (Frauenanteil

98,3 %). Auch in den Assistenzberu-
fen liegt der Frauenanteil mit 93,1 %
sehr hoch, wie auch in den Pflegebe-
rufen mit 83,2 %. In den akademi-
schen Berufen liegt der Frauenanteil
von 37,9 % dagegen weit unter dem
Durchschnitt der Gesundheitsdienst-
berufe, allerdings nur geringfügig
unter dem aller Berufe außerhalb
des Gesundheitswesens. Dennoch
muss festgehalten werden, dass der
insgesamt hohe Anteil erwerbstäti-
ger Frauen im Gesundheitswesen vor
allem auf die überproportionale
Frauenbeschäftigung in den unteren
Hierarchieebenen zurückzuführen
ist, während der Frauenanteil in aka-
demischen Berufen unterproportio-
nal ist.

Erwerbstätige in den Gesundheits-
dienstberufen sind jünger als Er-
werbstätige in den Nicht-Gesund-
heitsdienstberufen (s. Abb. 3.8):

– 30,6 % sind in der Altersgruppe
„16 bis 30 Jahre“, während es in
Nicht-Gesundheitsdienstberufen
24,3 % sind.

– Der Anteil der über 50-Jährigen ist
in den Gesundheitsdienstberufen
niedriger als in allen anderen Beru-
fen. 

Eine besonders junge Altersstruktur
weisen die unterstützenden Berufe
auf. Mehr als die Hälfte dieser Be-
rufsgruppe ist höchstens 30 Jahre
alt. Lediglich in den akademischen
Gesundheitsdienstberufen sind älte-
re Erwerbstätige häufiger vertreten
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3.6 Erwerbstätige im April 1999 nach Geschlecht und Berufsgruppen*) 

Berufsgruppe

Erwerbstätige

insgesamt männlich weiblich

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

1 000  %

 87
 268

15,1
46,5

1 000 %

 54
 45

40,7
34,1

1 000 %

 33
 223

7,5
50,2

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitssichernde Berufe6) 

 68
 29

11,8
5,0

 120
 4

20,8
0,7

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht Gesundheitsdienstberufe

 576 100

6 987 x

 26
 2

19,6
1,5

 2
 3

1,6
2,5

 42
 27

9,5
6,1

 118
 1

26,5
0,1

 132 100

4 292 x

 444 100

2 694 x

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 2) Kran-
ken- und Altenpflegeberufe – 3) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 4) medizinisch-techni-
sche, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 5) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/
-sekretäre etc. -- 6) Gesundheitsingenieurinnen/-ingenieure, Gesundheitstechniker/-innen 

3.7 Erwerbstätige im April 1999 nach Arbeitszeitumfang und Berufsgruppen*)

Berufsgruppe

Erwerbstätige

insgesamt Teilzeit 
erwerbstätig

Vollzeit-
äquivalente

der 
Erwerbs-
tätigen 

insgesamt7)

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

1 000  %

 87
 268

15,1
46,5

1 000 %

 11
 84

13,1
31,4

1 000

 81
 225

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitssichernde Berufe6) 

 68
 29

11,8
5,0

 120
 4

20,8
0,7

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht Gesundheitsdienstberufe

 576 100

6 987 100

 16
 10

23,1
36,0

 40
 1

33,5
20,5

 60
 24
 97
 3

 163 28,2

1 349 19,3

 490

6 235

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 2) Kran-
ken- und Altenpflegeberufe – 3) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 4) medizinisch-techni-
sche, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 5) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/
-sekretäre etc. – 6) Gesundheitsingenieurinnen/-ingenieure, Gesundheitstechniker/-innen – 7) Summe aus
den Vollzeitäquivalenten der Teilzeiterwerbstätigen (aufsummierte Teilzeitstunden dividiert durch die durch-
schnittliche wöchentliche Vollarbeitszeit von 38,5 Stunden) und den Vollzeiterwerbstätigen entsprechender
Berufsgruppen zusammen 

––––––––––––––
12) Wegen der geringen Fallzahlen können die
folgenden Differenzierungen für die gesund-
heitssichernden Berufe nicht vorgenommen
werden.

Abb. 3.1 Teil1
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im Gesundheitswesen am 30. Juni

1980 – 1999*)Pflege-
berufe 1)

unterstützende
Berufe 2)

nicht ärztliche
medizinische

Berufe 3) 

akademische
Berufe 4) 

Assistenz-
berufe 5) 

gesundheits-
sichernde
Berufe 6) 

 – 10 000 20 000 30 000 40 000 50 000 60 000 70 000 80 000 90 000

Abb. 3.6     Teilzeiterwerbstätige in den Gesundheitsdienstberufen
                     im April 1999 nach Berufsgruppen*)

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Kranken- und Altenpflegeberufe – 2) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/-sekre-
täre etc. – 3) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 4) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apo-
theker/-innen – 5) medizinisch-technische, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 6) Gesundheits-
ingenieurinnen/-ingenieure, Gesundheitstechniker/-innen

0
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als in den anderen Berufsgruppen.
28,7 % dieser Berufsgruppe sind
über 50 Jahre alt im Vergleich zu
14,0 % aller Erwerbstätigen in Ge-
sundheitsdienstberufen.

Das Gesundheitswesen in NRW ist
keine Domäne von ausländischen
Erwerbstätigen. Mit 6,2 % liegt der
Anteil der Ausländerinnen und Aus-
länder13) deutlich niedriger als in
den Nicht-Gesundheitsdienstberu-
fen (10,3 %). Zwar weisen ausländi-
sche Erwerbstätige bekannterweise
eine hohe Konzentration im Produ-
zierenden Gewerbe auf, dennoch ist
es überraschend, dass in den unter-
stützenden Berufen (z. B. Arzthelfe-
rin/-helfer, Zahnarzthelferin/-hel-
fer), die ein wichtiges Berufsfeld
von Ausländerinnen der zweiten
Generation sind, der Anteil der Aus-
länderinnen und Ausländer noch
unter dem Durchschnitt der Nicht-
Gesundheitsdienstberufe liegt.

Da die medizinische Versorgung der
Bevölkerung eine öffentliche Auf-
gabe ist, kann angenommen wer-
den, dass die Erwerbstätigen der
Gesundheitsdienstberufe in großen
Teilen im öffentlichen Dienst tätig
sind. Dies ist jedoch nicht der Fall.
Lediglich 38,8 % der Erwerbstätigen
in den Gesundheitsdienstberufen
sind im öffentlichen Dienst beschäf-
tigt (s. Tab. 3.9). Dies sind zwar
mehr als doppelt so viele als in
den Nicht-Gesundheitsdienstberu-
fen, doch letztere umfassen auch
das Produzierende Gewerbe, in dem
der öffentliche Sektor kaum eine
Rolle spielt. In den einzelnen Be-
rufsgruppen ist der Anteil des öf-
fentlichen Dienstes jedoch unter-
schiedlich hoch. Der höchste Er-
werbstätigenanteil im öffentlichen
Dienst wird in den Pflegeberufen
erreicht (63,0 %) und der niedrigste
in bei den unterstützenden Berufen
(6,3 %). In den nicht ärztlichen me-
dizinischen (18,4 %) und den akade-
mischen Berufen (26,9 %) war der
Anteil des öffentlichen Dienstes un-
ter dem Durchschnitt. In Gesund-
heitsdienstberufen waren Frauen
(39,8 %) häufiger im öffentlichen
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*) Ergebnisse der Beschäftigtenstatistik; geänderte wirtschaftssystematische Zuordnung ab dem 30. Juni 1999

unterstützende
Berufe 1)

Assistenzberufe 2) 

Pflegeberufe 3)

nicht ärztliche
medizinische Berufe 4) 

akademische Berufe 5) 

gesundheitssichernde
Berufe 6) 

Gesundheitsdienst-
berufe insgesamt

Nicht-Gesundheits-
dienstberufe

– 20 40 60 80 100 120

*) absteigend innerhalb der Berufsgruppen der Gesunfheitsdienstberufe sortiert – **) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Arzt-
helfer/-innen, Arztsekretärinnen/-sekretäre etc. – 2) medizinisch-technische, pharmazeutisch-technische und sonstige Assis-
tent(inn)en – 3) Kranken- und Altenpflegeberufe – 4) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 5) Ärztinnen/Ärzte,
Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 6) Gesundheitsingenieurinnen/-ingenieure, Gesundheitstechniker/-innen

0

Abb. 3.7                 Frauenanteile*) der Erwerbstätigen im April 1999 
                nach Berufsgruppen**)
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Abb. 3.8 Teil 1 Altersstruktur der Erwerbstätigen
             in Gesundheitsdienstberufen im April 1999*)

Männer Frauen
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Abb. 3.8 Teil 2 Altersstruktur der Erwerbstätigen
        in Nicht-Gesundheitsdienstberufen im April 1999*)

*) Ergebnisse des Mikrozensus

Männer Frauen

Alter in Jahren

––––––––––––––
13) Personen mit doppelter Staatsangehörigkeit
wurden der Gruppe der Deutschen zugerechnet,
sofern die deutsche Staatsangehörigkeit darun-
ter war.
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Dienst beschäftigt als Männer
(35,6 %), dies gilt insbesondere für
nicht ärztliche medizinische Berufe
und Pflegeberufe.

Gesundheitsdienstberufe eröffnen
vielfältige Möglichkeiten zur Selbst-
ständigkeit. Entsprechend liegt
auch der Anteil der Selbstständigen
in den Gesundheitsdienstberufen
mit 11,4 % etwas über dem Selbst-
ständigenanteil in den Nicht-Ge-
sundheitsdienstberufen (9,1 %).
Zwischen den einzelnen Berufs-
gruppen zeigen sich jedoch erhebli-
che Unterschiede. Der höchste An-
teil an Selbstständigen fand sich in
den akademischen Berufen, wo na-
hezu jeder zweite Erwerbstätige
(49,6 %) selbstständig ist. Auch in
den nicht ärztlichen medizinischen
Berufen ist der Anteil der Selbst-
ständigen mit 25,4 % überdurch-
schnittlich hoch, in allen anderen
Berufsgruppen liegt der Selbststän-
digenanteil hingegen extrem nied-
rig: Pflegeberufe 1,2 %, Assistenz-
berufe 0,8 % und unterstützende
Berufe 0,3 %. Auch differenziert
nach Geschlecht lassen sich erhebli-
che Unterschiede erkennen. Wäh-
rend 30,9 % aller Männer in Ge-
sundheitsdienstberufen selbststän-
dig waren, galt dies nur für 5,5 %
aller Frauen. Von den Männern in
den akademischen Berufen waren
sogar 56,0 % selbstständig, wäh-
rend dies nur auf 39,2 % ihrer Kol-
leginnen zutraf. Große Unterschie-
de sind auch bei den nicht ärztli-
chen medizinischen Berufen zu er-

kennen. Hier waren 35,4 % der
Männer selbstständig, aber nur
19,2 % der Frauen.

Geringfügige Beschäftigungsver-
hältnisse (s. Tab. 3.10) sind mit ei-
nem Anteil von 9,5 % in den Ge-
sundheitsdienstberufen etwas häu-
figer als in allen anderen Berufen
(8,6 %). Besonders oft findet sich
diese Beschäftigungsform in den
unterstützenden Berufen, aber auch
in den Pflegeberufen. Frauen sind
häufiger geringfügig beschäftigt als
Männer; dies gilt für alle Berufs-
gruppen mit Ausnahme der Assis-
tenzberufe. Wie auch bei den Er-
werbstätigen insgesamt ist der An-
teil der geringfügig beschäftigten
Frauen in den unterstützenden Be-
rufen am größten und in den aka-
demischen und auch in den Assis-
tenzberufen mit einem Anteil von
5,9 % am niedrigsten.

Die Befristung von Beschäftigungs-
verhältnissen wird in den Gesund-
heitsdienstberufen weitaus öfter
praktiziert als in Nicht-Gesundheits-
dienstberufen. Während 18,2 % der
abhängig Erwerbstätigen14) in den
Gesundheitsdienstberufen in einem
befristeten Arbeitsverhältnis stehen,
war dies in allen anderen Berufen
bei 11,9 % der abhängig Erwerbstä-
tigen der Fall. Den weitaus höchsten
Anteil an den befristeten Beschäfti-
gungsverhältnissen haben mit
35,0 % die akademischen Berufe.
Nicht niedergelassene Ärztinnen
und Ärzte arbeiten meist in Kran-
kenhäusern, wo eine Befristung des
Arbeitsverhältnisses, etwa für Ärz-
tinnen und Ärzte im Praktikum
während der Ausbildung und Assis-
tenzärztinnen und -ärzte, durchaus
üblich ist. Lediglich bei den Assis-
tentinnen und Assistenten liegt der
Anteil der befristeten Beschäfti-
gungsverhältnisse unter dem der
Nicht-Gesundheitsdienstberufe. Mit
einem Anteil von 26,3 % sind Män-
ner deutlich öfter in einem befriste-
ten Arbeitsverhältnis als Frauen
(16,5 %). Lediglich in den unterstüt-
zenden Berufen liegt der Anteil mit
befristeten Beschäftigungsverhält-
nissen bei Frauen höher als bei
Männern.

Beschäftigungsstabilität ist in Zeiten
hoher Arbeitslosigkeit ein wichtiges
Kriterium der Arbeitsplatzqualität. 
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3.8 Erwerbstätige im April 1999 nach Altersgruppen, 
ausländischer Staatsangehörigkeit und Berufsgruppen*) 
%

Berufsgruppe

Erwerbstätige

im Alter von ... bis ... Jahren
mit

auslän-
discher
Staats-
ange-

hörigkeit

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

16 – 30 31 – 40 

9,4
30,1

35,0
32,1

41 – 50 51 – 60 

27,0
24,4

21,0
12,4

61 und
mehr

7,7
1,0

4,8
6,7

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

24,9
32,1

40,4
28,9

51,3
30,6

25,0
31,7

Nicht-Gesundheitsdienstberufe 24,3 29,7

24,1
28,2

9,2
9,9

17,0
23,6

6,1
11,9

1,3
0,8

5,9
2,3

0,6
2,1

7,3
6,2

25,6 17,2 3,2 10,3

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 2) Kran-
ken- und Altenpflegeberufe – 3) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 4) medizinisch-techni-
sche, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 5) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/
-sekretäre etc. 

3.9 Erwerbstätige im öffentlichen Dienst und selbstständige Erwerbstätige
im April 1999 nach Geschlecht und Berufsgruppen*) 
%

Berufsgruppe

Erwerbstätige

im öffentlichen Dienst selbstständige Erwerbstätige

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

ins-
gesamt

männ-
lich

26,9
63,0

29,0
58,1

weib-
lich

ins-
gesamt

23,6
64,0

49,6
1,2

männ-
lich

weib-
lich

56,0
1,0

39,2
1,2

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

18,4
37,5

11,1
46,6

6,3
38,8

33,8
35,6

Nicht-Gesundheitsdienstberufe 18,1 15,7

22,8
36,8

25,4
0,8

5,8
39,8

0,3
11,4

35,4
–

19,2
0,8

16,4
30,9

–
5,5

21,8 9,1 11,0 6,2

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 2) Kran-
ken- und Altenpflegeberufe – 3) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 4) medizinisch-techni-
sche, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 5) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/
-sekretäre etc. 

––––––––––––––
14) Da bei Selbstständigen keine Vertragsbefris-
tung möglich ist, wurde diese Gruppe hier nicht
betrachtet.
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Im Folgenden wird die Beschäfti-
gungsstabilität untersucht anhand
der Merkmale 

– Arbeitslosigkeit, 
– Dauer der Betriebszugehörigkeit

und 
– Betriebswechsel.

Werden Arbeitslose nach der letzten
Stellung im Beruf gruppiert, so zeigt
sich, dass 4,5 % der Arbeitslosen vor
dem Eintritt in die Arbeitslosigkeit in
einem Gesundheitsdienstberuf tätig
waren15). 3,3 % waren zuletzt im Ge-
sundheitswesen beschäftigt. Im Ver-
gleich zu den Erwerbstätigenanteilen
in Gesundheitsdienstberufen (7,6 %)
bzw. dem Gesundheitswesen (6,7 %)
sind diese Werte niedrig. Dies stimmt
folglich mit dem erwarteten Bild
überein, dass Gesundheitsdienstberu-
fe eine vergleichsweise hohe Be-
schäftigungsstabilität bieten. Aller-
dings sind Frauen, die vor der Ar-
beitslosigkeit einen Gesundheits-
dienstberuf ausübten, mit einem An-
teil von 8,9 % an allen weiblichen Ar-
beitslosen in höherem Maße von Ar-
beitslosigkeit betroffen als Männer,
von denen nur 1,8 % der Arbeitslo-
sen vorher einen Gesundheitsdienst-
beruf ausübten. Frauen sind jedoch
mit einem Anteil von 14,1 % an allen
weiblichen Erwerbstätigen in Ge-
sundheitsdienstberufen tätig, wäh-
rend der entsprechende Anteil bei
Männern nur 3,0% beträgt.

Die Dauer der Betriebszugehörigkeit
kann ebenfalls als Indikator der Be-
schäftigungsstabilität angesehen
werden. Allerdings muss bei den fol-
genden Vergleichen das niedrigere
Durchschnittsalter der Beschäftigten

in den Gesundheitsdienstberufen be-
dacht werden, da jüngere Beschäf-
tigte per se keine langen Betriebszu-
gehörigkeiten aufweisen können. Er-
wartungsgemäß zeigt sich, dass die
Gruppe derer, die maximal fünf Jah-
re in einem Betrieb beschäftigt wa-
ren, bei den Gesundheitsdienstberu-
fen (49,6 %) höher war als in den
übrigen Berufen (42,8 %; s. Tab.
3.11). Folglich ist eine Beschäfti-
gungsdauer von über 20 Jahren in
den Gesundheitsdienstberufen selte-
ner (9,7 %) als in allen anderen Beru-
fen (18,2 %). Differenziert nach Be-

rufsgruppen zeigt sich, dass der An-
teil derer, die über 20 Jahre im glei-
chen Betrieb sind, in den akademi-
schen (13,4 %) und Assistenzberufen
(12,6 %) am höchsten und den un-
terstützenden Berufen (5,7 %) am
niedrigsten ist.

Frauen in den Gesundheitsdienstbe-
rufen weisen häufiger eine Beschäf-
tigungsdauer bis zu fünf Jahren auf
(51,3 %) als Männer (44,1 %). Erheb-
liche geschlechtsspezifische Unter-
schiede bestehen in den akademi-
schen Berufen. Hier weisen 16,9 %
der Männer einer Betriebszugehörig-
keit von 20 und mehr Jahren auf. Bei
Frauen war der entsprechende An-
teil mit 7,7 % unterdurchschnittlich
und nur noch in den unterstützen-
den Berufen (5,8 %) niedriger.
24,6 % der Frauen in den akademi-
schen Berufen waren seit maximal

zwei Jahren an ihrem derzeitigen Ar-
beitsplatz, bei Männern waren es
12,9 %. 

Da die beschriebenen geschlechts-
spezifischen Unterschiede zumindest
teilweise auf eine unterschiedliche
Altersstruktur bzw. geburten- und
erziehungsbedingte Erwerbsunter-
brechungen bei Frauen zurückzufüh-
ren sein könnten, wird im Folgenden
der Teil der Beschäftigten betrach-
tet, der innerhalb des letzten Jahres
den Betrieb gewechselt hat. Bei die-
ser Betrachtungsweise sind die ge-
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3.10 Geringfügig und befristet Beschäftigte im April 1999 
nach Geschlecht und Berufsgruppen*) 
%

Berufsgruppe
Geringfügig Beschäftigte6)

ins-
gesamt

männ-
lich

weib-
lich

Befristet Beschäftigte7)

ins-
gesamt

männ-
lich

weib-
lich

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 

4,4 3,4
10,0

6,8
4,9
2,8

5,9 35,0
11,0

8,8
17,5
13,2

37,3 32,4
27,1
14,1

15,6
12,8

Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

8,4
13,7

8,5
–

9,5 4,3

Nicht-Gesundheitsdienstberufe 8,6 3,3

5,9
13,9

10,1
18,0

11,0 18,2

11,7
15,3

10,0
18,0

26,3 16,5

17,2 11,9 12,0 11,6

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 2) Kran-
ken- und Altenpflegeberufe – 3) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 4) medizinisch-techni-
sche, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 5) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/
-sekretäre etc. – 6) Anteil der geringfügig Beschäftigten an den Erwerbstätigen entsprechender Berufsgrup-
pe zusammen – 7) Anteil der befristet Beschäftigten an den abhängig Erwerbstätigen entsprechender Be-
rufsgruppe zusammen

––––––––––––––
15) Die sonst vorgenommene Untergliederung
nach Gruppen von Gesundheitsdienstberufen
muss wegen der niedrigen Fallzahlen von Ar-
beitslosen, die vorher in Gesundheitsdienstberu-
fen tätig waren, entfallen.

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Anteil der Arbeitslosen, die vor Eintritt der Arbeitslosigkeit in einem Gesundheits-
dienstberuf bzw. im Gesundheitswesen tätig waren, an allen Arbeitslosen  – 2) Anteil der Erwerbstätigen in den Ge-
sundheitsdienstberufen bzw. im Gesundheitswesen an allen Erwerbstätigen

%

Abb. 3.9         Arbeitslosen- und Erwerbstätigenanteil in den
        Gesundheitsdienstberufen und in den Branchen des Gesundheitswesens

im April 1999 nach dem Geschlecht*)
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schlechtsspezifischen Unterschiede
geringer. 9,0 % der Männer und
9,8 % der Frauen hatten innerhalb
eines Jahres den Betrieb gewechselt.
In den akademischen Berufen lassen
sich jedoch weiterhin Differenzen
erkennen. Während 11,3 % der
Frauen innerhalb eines Jahres den
Betrieb wechselten, waren es nur
7,2 % der Männer. Insgesamt finden
Betriebswechsel in Gesundheits-
dienstberufen genauso oft statt wie
in den übrigen Berufen zusammen
(9,6 %).

Zusammenfassend kann gesagt wer-
den:
 
– Die Gesundheitsdienstberufe sind

eine Frauendomäne, dies gilt je-
doch nicht für die akademischen
Berufe.

– Die Erwerbstätigen sind im Durch-
schnitt jünger als in allen anderen-
Berufen. 

– Die in Gesundheitsdienstberufen
Tätigen tragen ein geringes Ar-
beitslosigkeitsrisiko. 

– Typischerweise sind Erwerbstätige
des Gesundheitswesens eine kürze-
re Zeit im gleichen Betrieb als die
übrigen Erwerbstätigen, dabei zei-
gen sich jedoch geschlechtsspezifi-
sche Unterschiede. Insbesondere in

den akademischen Berufen ist die
Beschäftigungsstabilität bei Frauen
deutlich niedriger als bei Männern.

3.4 Arbeitsbedingungen
in Gesundheitsberufen

Da die medizinische Versorgung der
Bevölkerung rund um die Uhr sicher
gestellt sein muss, setzen viele medi-
zinische Berufe die Verfügbarkeit
des Personals zu allen Tages- und
Nachtzeiten voraus16). Dies schlägt
sich in den Arbeitsbedingungen der
Erwerbstätigen in den Gesundheits-
dienstberufen nieder. Sie leisten fast
doppelt so oft regelmäßig Samstags-
arbeit wie Erwerbstätige in Nicht-Ge-
sundheitsdienstberufen. Dabei zei-
gen sich jedoch erhebliche Unter-
schiede bei den einzelnen Berufs-
gruppen (s. Tab. 3.12). Mit 67,1 %
wird in den Pflegeberufen am häu-
figsten samstags gearbeitet. Von den
Erwerbstätigen in akademischen Be-
rufen leisten 34,6 % und von den As-
sistentinnen und Assistenten 32,0 %
regelmäßig Samstagsarbeit. Ledig-
lich bei den unterstützenden Beru-
fen ist der Anteil der Samstagsarbeit
mit 8,6 % vergleichsweise niedrig. In
Gesundheitsdienstberufen sind Män-
ner (45,1 %) etwas häufiger am
Samstag im Einsatz als Frauen
(41,4 %). In den akademischen Beru-
fen und den nicht ärztlichen medizi-
nischen Berufen wird Samstagsarbeit
von Männern öfter als von Frauen
geleistet. Im Bereich der Assistentin-
nen und Assistenten sowie den un-
terstützenden Berufen sind Männer
nicht an Samstagen tätig, allerdings
ist die Zahl der Männer in diesen Be-
rufen sehr klein.

Sonn- und Feiertagsarbeit wird von
mehr als einem Drittel der Erwerbs-
tätigen in den Gesundheitsdienstbe-
rufen geleistet und somit von einem
weit größeren Teil als bei den Er-
werbstätigen insgesamt, von denen
lediglich 9,6 % regelmäßig sonn-
und feiertags arbeiten. Pflegeberufe
und akademische Berufe weisen die
höchsten Anteile mit Sonntagsarbeit
auf. Anders als bei der Samstagsar-
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*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 2) Kran-
ken- und Altenpflegeberufe – 3) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 4) medizinisch-techni-
sche, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 5) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/
-sekretäre etc. 

3.11 Erwerbstätige im April 1999 nach Dauer der Betriebszugehörigkeit,
Betriebswechsel und Berufsgruppen*) 
%

Berufsgruppe

Erwerbstätige

mit einer Betriebszugehörigheit
von ... bis ... Jahren

mit
Betriebs-
wechsel

vom
April

1998 –
1999

Insgesamt

unter 2 2 – 5 6 – 10 11 – 20 21 und
mehr

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

17,4
20,0

23,0
30,1

19,7
19,2

31,0
25,6

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

21,5
19,7

34,9
29,9

19,0 23,8

21,9
22,6

24,3
17,4

21,9
25,8

17,6
16,8

13,4
9,9

8,8
10,0

9,8
12,6

10,1
10,6

23,4
22,7

14,5
17,9

19,2 19,8

5,7
9,7

9,3
9,6

18,2 9,6

männlich

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

12,9
26,9

21,1
29,6

12,9
29,7

29,2
17,9

21,7
19,4

27,4
13,3

23,5
29,8

22,3
11,2

16,9
10,8

7,2
12,9

12,1
11,4

6,7
12,2

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

21,9
18,0

38,6
26,1

17,8 22,1

weiblich

0
20,6

39,5
21,7

18,1 20,7

0
13,7

11,7
9,0

21,3 9,6

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

24,6
18,7

26,0
30,3

23,8
18,4

32,1
26,2

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

21,5
20,2

34,8
31,1

20,8 26,6

22,3
23,2

19,4
18,2

20,9
25,5

14,8
17,2

7,7
9,7

11,3
9,4

8,4
12,7

12,1
10,4

23,8
23,3

14,1
16,8

21,0 18,2

5,8
8,6

9,2
9,8

13,4 9,7

––––––––––––––
16) Zu den gesetzlichen Regelungen und zu
neuen Arbeitszeitmodellen im Gesundheitswe-
sen vgl. MASSKS 2000.
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beit leisten Frauen zahlenmäßig
häufiger Sonntagsarbeit als Männer.
Dies ist auf ihre höhere Präsenz in
den Pflegeberufen zurückzuführen.
Zwar wird von Männern und Frauen
in den Pflegeberufen in gleichem
Maße sonntags gearbeitet, aber in
diesem Bereich sind 83,2 % der Er-
werbstätigen Frauen.

Regelmäßige Abendarbeit (zwischen
18 und 23 Uhr) wird von den Er-
werbstätigen in Gesundheitsdienst-
berufen ebenfalls häufiger erbracht
als von allen anderen (s. Tab. 3.13).
Erwartungsgemäß ist dies bei den
Pflegeberufen und den akademi-
schen Berufen am häufigsten der
Fall. Männer arbeiten etwas häufiger
abends als Frauen, insbesondere in
den akademischen Berufen. 

Regelmäßige Nachtarbeit (von 23 bis
6 Uhr) wird von 14,5 % der Erwerbs-
tätigen in Gesundheitsdienstberufen
geleistet. Im Vergleich zu den Nicht-
Gesundheitsdienstberufen (6,8 %) ist
dieser Wert mehr als doppelt so
hoch. Auch in Bezug auf Nachtarbeit
sind die Pflegeberufe und die akade-
mischen Berufe besonders betroffen.
Differenziert nach dem Geschlecht

sind die Unterschiede in der Nachtar-
beitsfrequenz bei den Gesundheits-
dienstberufen nur gering. Um so
größer sind die Unterschiede zwi-
schen erwerbstätigen Frauen inner-
halb und außerhalb der Gesund-
heitsdienstberufe: während erstere
zu 14,4 % regelmäßig nachts arbei-
ten, sind es bei letzteren nur 2,6 %.

Die Häufigkeit von Abend- und
Nachtarbeit lässt erwarten, dass Er-
werbstätige in Gesundheitsdienstbe-
rufen überproportional oft im
Schichtdienst tätig sind. Dies trifft zu:
24,0 % aller Erwerbstätigen in den
Gesundheitsdienstberufen verrichten
regelmäßig Schichtdienst im Ver-
gleich zu 9,2 % in den übrigen Beru-
fen. (s. Tab. 3.14). Überproportional
hoch ist der Anteil der Schichtdienst
Leistenden in den Pflegeberufen
(48,7 %), bei den akademischen Beru-
fen ist der Anteil derer, die Schicht-
dienst verrichten, dagegen deutlich
unter dem Durchschnitt der Gesund-
heitsdienstberufe. In den Gesund-
heitsdienstberufen arbeiten Frauen
häufiger im Schichtdienst als Männer,
wofür der hohe Frauenanteil in den
Pflegeberufen ursächlich sein dürfte.
Während jede vierte Frau in Gesund-
heitsdienstberufen Schichtdienst ver-
richtet, gilt dies bei den Nicht-Ge-
sundheitsdienstberufen noch nicht
einmal für jede zwanzigste.

Vielfach wird in der Öffentlichkeit
das Bild vermittelt, dass den Erwerbs-
tätigen des Gesundheitswesens eine
hohe Arbeitszeitflexibilität und die
Bereitschaft zur Leistung von
Überstunden abverlangt wird. Das
hohe Maß an Arbeitszeitflexibilität
konnte mit den vorangegangen Ta-
bellen belegt werden, eine besonde-
re Häufung von Überstunden in den
Gesundheitsdienstberufen lässt sich
dagegen auf den ersten Blick nicht
feststellen. Allerdings lassen sich
Überstunden im Mikrozensus nur un-
befriedigend abbilden, da nur nach
der tatsächlichen Arbeitszeit in der
Berichtswoche und der normalerwei-
se geleisteten Arbeitszeit pro Woche
gefragt wird. Letztere kann jedoch
bereits Überstunden enthalten. Die
folgenden Prozentwerte beziehen
sich somit auf diejenigen, deren tat-
sächliche Arbeitszeit über der norma-
lerweise geleisteten liegt. Nach die-
ser Betrachtungsweise leisten 9,9 %
der Erwerbstätigen in den Gesund-
heitsdienstberufen Überstunden und
somit ein etwas kleinerer Teil als in
allen anderen Berufen (s. Tab. 3.15).
Überstunden werden vor allem in
den akademischen Berufen erbracht.
Hier liegt der Anteil derer, die
Überstunden leisten, bei 17,8 %.
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3.12 Erwerbstätige mit Samstags-, Sonn- und Feiertagsarbeit 
im April 1999 nach Geschlecht und Berufsgruppen*) 
%

Berufsgruppe

Erwerbstätige

mit regelmäßiger 
Samstagsarbeit6)

mit regelmäßiger Sonn- und
Feiertagsarbeit7)

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

ins-
gesamt

männ-
lich

34,6
67,1

39,3
69,2

weib-
lich

ins-
gesamt

25,8
66,7

21,9
63,4

männ-
lich

weib-
lich

24,0
63,4

18,0
63,4

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

24,2
32,0

35,1
0

8,6
42,3

0
45,1

Nicht-Gesundheitsdienstberufe 21,3 21,8

17,9
34,4

5,0
11,5

8,8
41,4

2,4
34,1

8,0
0

3,3
12,3

0
30,9

2,5
35,0

20,6 9,6 11,0 7,3

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 2) Kran-
ken- und Altenpflegeberufe – 3) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 4) medizinisch-techni-
sche, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 5) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/
-sekretäre etc. – 6) einschl. ständiger Samstagsarbeit (an jedem Samstag) – 7) einschl. ständiger Sonn-
und Feiertagsarbeit (an jedem Sonn- und Feiertag)

3.13 Erwerbstätige mit Abend- und Nachtarbeit im April 1999
nach Geschlecht und Berufsgruppen*)
%

Berufsgruppe

Erwerbstätige

mit regelmäßiger
Abendarbeit6)

mit regelmäßiger 
Nachtarbeit7)

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

ins-
gesamt

männ-
lich

34,4
56,4

36,2
59,3

weib-
lich

ins-
gesamt

31,0
55,9

14,5
25,8

männ-
lich

weib-
lich

15,0
28,1

13,4
25,4

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

20,3
14,0

21,9
0

9,3
36,2

0
37,5

Nicht-Gesundheitsdienstberufe 17,9 20,5

19,3
15,0

1,3
4,7

9,5
35,7

0,5
14,5

0
0

2,0
5,0

0
14,9

0,5
14,4

13,6 6,8 9,5 2,6

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 2) Kran-
ken- und Altenpflegeberufe – 3) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 4) medizinisch-techni-
sche, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 5) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/
-sekretäre etc. – 6) zwischen 18 und 23 Uhr, einschl. ständiger Abendarbeit (an jedem Arbeitstag) – 7) zwi-
schen 23 und 6 Uhr, einschl. ständiger Nachtarbeit (an jedem Arbeitstag)
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Männer leisten, wie auch in den an-
deren Berufsgruppen, häufiger
Überstunden als Frauen. Dies gilt
wiederum vor allem für die akademi-
schen Berufe, doch auch in den nicht
ärztlichen medizinischen Berufen
und in den Assistenzberufen erbrin-
gen sie öfter Überstunden als Frauen.

Einblick in die Arbeitsbelastung in
Gesundheitsdienstberufen gibt auch
die Wochenarbeitszeit. Wird das Au-
genmerk zunächst auf alle Voll- und
Teilzeiterwerbstätige gleichermaßen
gerichtet, so fällt das große Arbeits-
volumen der akademischen Berufe
auf. Hier wird in der Woche im
Durchschnitt 46,0 Stunden17) gear-
beitet (s. Tab. 3.16). Männer leisten
sogar eine wöchentliche Arbeitszeit
von 51,4 Stunden, während Frauen
37,4 Stunden wöchentlich arbeiten.
In den anderen Gesundheitsdienst-
berufen liegt die wöchentliche Ar-
beitszeit, bedingt durch den hohen
Frauenanteil, jedoch deutlich niedri-
ger, bei den unterstützenden Beru-
fen beläuft sie sich sogar nur auf
28,7 Stunden. Insgesamt ist die Ar-
beitszeit in Gesundheitsdienstberu-
fen durchschnittlich etwas kürzer als
in allen anderen Berufen.

Da die durchschnittliche Arbeitszeit
stark von unterschiedlichen Anteilen
an Teilzeiterwerbstätigen geprägt
ist, wird zusätzlich die Arbeitszeit
der Vollzeiterwerbstätigen analy-
siert. Auch bei dieser Betrachtungs-
weise fällt das weit überdurch-
schnittliche Arbeitsvolumen der aka-
demischen Berufe auf, die eine
durchschnittliche wöchentliche Ar-
beitszeit von 50,0 Stunden erreichen,
Männer darunter sogar 52,5 Stun-
den. In allen anderen Berufsgruppen
ist das Arbeitsvolumen deutlich nied-
riger und liegt zwischen 35,0 Stun-
den bei den unterstützenden Beru-
fen und 39,3 Stunden bei den nicht
ärztlichen medizinischen Berufen.
Insgesamt ist das Arbeitsvolumen et-
was niedriger als bei den anderen
Berufsgruppen, auch hier bedingt
durch den hohen Anteil erwerbstäti-
ger Frauen.
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3.14 Erwerbstätige mit Schichtarbeit im April 1999 
nach Geschlecht und Berufsgruppen*) 
%

Berufsgruppe
Erwerbstätige mit Schichtarbeit

insgesamt männlich weiblich

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 

7,1 6,7
48,7

0,8
56,0

0

7,9
47,4

1,3
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

7,0
0,9

17,0
0

24,0 19,6

Nicht-Gesundheitsdienstberufe 9,2 12,0

6,3
0,9

25,2

4,6

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 2) Kran-
ken- und Altenpflegeberufe – 3) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 4) medizinisch-techni-
sche, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 5) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/
-sekretäre etc. 

3.15 Erwerbstätige mit Überstunden im April 1999 
nach Geschlecht und Berufsgruppen*) 
%

Berufsgruppe
Erwerbstätige mit Überstunden

insgesamt männlich weiblich

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 

17,8 19,2
10,4

6,8
13,0

9,9

15,3
9,8
4,8

Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

7,3
5,1

19,9
0

9,9 14,9

Nicht-Gesundheitsdienstberufe 10,4 12,6

6,4
5,2
8,3

6,9

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 2) Kran-
ken- und Altenpflegeberufe – 3) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 4) medizinisch-techni-
sche, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 5) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/
-sekretäre etc. 

––––––––––––––
17) Die Angaben beziehen sich auf die tatsäch-
lich geleistete Arbeitszeit in der Berichtswoche.

3.16 Durchschnittliche Wochenarbeitszeit im April 1999 
nach Berufsgruppen, Arbeitszeitumfang und Geschlecht der Erwerbstätigen*)

Berufsgruppe

Durchschnittliche Wochenarbeitszeit (Std.) der Erwerbstätigen

ins-
gesamt

männ-
lich

weib-
lich

Vollzeit erwerbstätig

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)
46,0
30,7

51,4
36,8

zu-
sammen

37,4
29,5

50,0
36,7

männ-
lich

weib-
lich

52,5
39,5

44,5
35,9

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

34,6
30,2

40,7
37,8

28,7
33,0

38,3
43,3

Nicht-Gesundheitsdienstberufe 35,8 40,1

31,0
29,6

39,3
36,5

28,5
30,0

35,0
39,2

42,5
37,8

36,7
36,4

40,6
46,7

34,8
36,5

28,8 40,5 41,5 37,6

Gesundheitsdienstberufe insgesamt Nicht-Gesundheitsdienstberufe
0

10

20

30

40

50

Abb. 3.10   Durchschnittliche Wochenarbeitszeit*) der Vollzeiterwerbstätigen 
                im April 1999 nach dem Geschlecht

*) Ergebnisse des Mikrozensus 

männlich weiblich

Stunden

Insgesamt
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3.5 Qualifikationsstruktur
der Erwerbstätigen
in Gesundheitsberufen

Im Folgenden wird die Bildungs-
struktur der Erwerbstätigen in Ge-
sundheitsdienstberufen betrachtet.
Bereits der Vergleich der schulischen
Bildungsabschlüsse macht deutlich,
dass die Gesundheitsdienstberufe ein
hohes Qualifikationsniveau erfor-
dern.

36,1 % der Erwerbstätigen in Ge-
sundheitsdienstberufen verfügen
über ein Abitur oder eine fachge-
bundene Hochschulreife im Ver-
gleich zu 28,0 % der Erwerbstätigen
in den übrigen Berufen (s. Tab. 3.17).
40,0 % haben einen Realschulab-
schluss, über den nur 24,2 % der Er-
werbstätigen in Nicht-Gesundheits-
dienstberufen verfügen. Notwendi-
gerweise besitzen Erwerbstätige in
akademischen Berufen ausnahmslos
ein Abitur, aber auch in den nicht
ärztlichen medizinischen Berufen ist
das Abitur mit 43,9 % der häufigste
Bildungsabschluss. Auch Assistentin-
nen und Assistenten verfügen mit
42,0 % überdurchschnittlich oft über
ein Abitur. In den unterstützenden
Berufen und den Pflegeberufen, in
denen zur Ausbildung kein Abitur
vorausgesetzt wird, liegt der Anteil
derer mit Abitur zwar niedriger als
bei den Nicht-Gesundheitsdienstbe-
rufen, dafür verfügen diese Erwerbs-
tätigen überdurchschnittlich oft über
einen Realschulabschluss. 61,2 % in
den unterstützenden Berufen und
41,9 % in den Pflegeberufen haben
einen Realschulabschluss im Ver-
gleich zu 24,2 % in den Nicht-Ge-
sundheitsdienstberufen.

Differenziert nach Geschlecht zeigen
sich deutliche Bildungsunterschiede
in den Gesundheitsdienstberufen:
Männern konzentrieren sich in der
oberen Bildungsschicht, Frauen auf
der mittleren Bildungsebene. 62,0 %
der Männer in Gesundheitsdienstbe-
rufen haben Abitur oder eine fach-
gebundene Hochschulreife, bei Frau-
en hingegen sind es mit 28,5 %
kaum mehr als bei den weiblichen
Erwerbstätigen in Nicht-Gesund-
heitsdienstberufen. Von den Frauen
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*) Ergebnisse der Beschäftigtenstatistik; geänderte wirtschaftssystematische Zuordnung ab dem 30. Juni 1999

Abb. 3.1 Teil1
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im Gesundheitswesen am 30. Juni

1980 – 1999*)

Hauptschulabschluss 1) Realschulabschluss 2) Abitur 3)
0

10

20

30

40

50

Abb. 3.11 Erwerbstätige im April 1999
nach höchstem allgemein bildenden Schulabschluss*)

nicht GesundheitsdienstberufeGesundheitsdienstberufe insgesamt

*) Ergebnisse des Mikrozensus (diese Angaben unterliegen für Personen im Alter von über 51 und mehr Jahren nicht
mehr der Auskunftspflicht)  – 1) einschl. Volksschulabschluss – 2) oder gleichwertiger Abschluss, einschl. Abschlusss
der allgemein bildenden polytechnischen Oberschule in der DDR – 3) allgemeine oder fachgebundene Hochschulrei-
fe, einschl. Fachhochschulreife

%

*) Ergebnisse des Mikrozensus (Personen im Alter von 51 und mehr Jahren unterliegen nicht mehr der Aus-
kunftspflicht) – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 2) Kranken- und Alten-
pflegeberufe – 3) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 4) medizinisch-technische, pharma-
zeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 5) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/-sekretäre etc. –
6) einschl. Volksschulabschluss – 7) oder gleichwertiger Abschluss, einschl. Abschluss der allgemein bil-
denden polytechnischen Oberschule in der ehemaligen DDR – 8) allgemeine oder fachgebundene Hoch-
schulreife einschl. Fachhochschulreife

3.17 Erwerbstätige im April 1999 nach höchstem allgemein 
bildenden Schulabschluss, Geschlecht und Berufsgruppen*)
%

Berufsgruppe

Erwerbstätige mit höchstem allgemein 
bildenden Schulabschluss 

Hauptschul-
abschluss6)

Realschul-
abschluss7) Abitur8)

Insgesamt

Akademische Berufe1) – – 100,0
Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

33,1
16,7

41,9
39,4

8,2
26,3

49,8
61,2

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

23,9 40,0

47,8 24,2

25,0
43,9
42,0
12,6
36,1

28,0

männlich

Akademische Berufe1) – –
Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

33,6
14,0

43,9
37,6

7,9
26,4

51,0
61,2

100,0
22,5
48,4
41,1
12,4

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

17,1 20,9

50,4 21,9

weiblich

Akademische Berufe1) – –

62,0

27,7

100,0
Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

30,5
21,2

31,7
42,2

11,8
19,0

35,2
56,5

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

25,9 45,6

43,6 28,0

37,8
36,6
53,1
24,5
28,5

28,4
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verfügen 45,6 % über einen Real-
schulabschluss im Vergleich zu
28,0 % der Frauen in Nicht-Gesund-
heitsdienstberufen. Auch innerhalb
der einzelnen Berufsgruppen beste-
hen zum Teil Bildungsunterschiede
zwischen Männern und Frauen, die
darauf hindeuten, dass Männer und
Frauen in diesen Bereichen auf un-
terschiedlichen Hierarchiestufen zu
finden sind. Bei den nicht ärztlichen
medizinischen Berufen verfügt fast
jeder zweite Mann (48,4 %) im Ver-
gleich zu 37,8 % der Frauen über ein
Abitur. Bei den Pflegeberufen dage-
gen liegt der Anteil der Erwerbstäti-
gen mit Abitur bei den Frauen hö-
her: 37,8 % der Frauen in diesem Be-
reich haben Abitur im Vergleich zu
22,5 % der Männer, deren absolute
Zahl jedoch klein ist.

Auch in den beruflichen Bildungsab-
schlüssen spiegelt sich der hohe Bil-
dungsgrad der Erwerbstätigen in den
Gesundheitsdienstberufen wider.
15,1 % der Erwerbstätigen haben ei-
nen Hochschulabschluss im Vergleich
zu 8,4 % in allen anderen Berufen (s.
Tab. 3.18). Dass Erwerbstätige in den
akademischen Berufen über einen
Hochschulabschluss verfügen, ver-
steht sich von selbst. Unterstützende
Berufe sind typischerweise Ausbil-
dungsberufe im dualen System:
70,3 % der Erwerbstätigen in diesen
Berufen haben eine Berufsausbil-
dung (Lehre) abgeschlossen. Auch in
den Pflegeberufen haben mit 58,1 %
der Erwerbstätigen vergleichsweise
viele eine abgeschlossene Berufsaus-
bildung. Bei den Erwerbstätigen in
nicht ärztlichen medizinischen und
Assistenzberufen besitzen über-
durchschnittlich viele den Abschluss
einer Schule des Gesundheitswesens
oder einer gleichwertigen Fachschu-
le, aber auch jeweils über 40 % einen
Ausbildungsabschluss.

Bei Männern in den Gesundheits-
dienstberufen ist der Anteil von
39,6 % mit Hochschulabschluss be-
sonders hoch. Dies ist darauf zurück-
zuführen, dass die akademischen Ge-
sundheitsdienstberufe eine männli-
che Domäne sind, während Männer
in anderen Gesundheitsdienstberu-
fen kaum vertreten sind. 
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Abb. 3.1 Teil1
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im Gesundheitswesen am 30. Juni

1980 – 1999*)

kein Abschluss/
angelernt 1)

Berufsausbildungs-
abschluss 2)

Abschluss an einer
Berufsfachschule 3)

Abschluss an einer
Schule des Gesund-

heitswesens 4)

Abschluss an einer
Fachhoch-/

Hochschule 5)
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Abb. 3.12       Erwerbstätige
 im April 1999 nach höchstem beruflichen Bildungsabschluss*)

Nicht-GesundheitsdienstberufeGesundheitsdienstberufe insgesamt

*) Ergebnisse des Mikrozensus (diese Angaben unterliegen für Personen im Alter von über 51 und mehr Jahren nicht
mehr der Auskunftspflicht)  – 1) einschl. Besuch des Berufsvorbereitungsjahres – 2) Abschluss der Ausbildung in einem
staatlich anerkannten Ausbildungsberuf bzw. des Vorbereitungsdienstes für den mittleren Dienst in der öffentlichen
Verwaltung – 3) einschl. an einer Kollegschule sowie Abschluss an einer 1-jährigen Schule des Gesundheitswesens – 4)
2- oder 3-jährige Schule des Gesundheitswesens; einschl. Abschluss einer Meister-/Technikerfortbildung oder gleich-
wertiger Fachschul-/Verwaltungsfachhochschulabschluss – 5) einschl. Ingenieurschulabschluss sowie Promotion

%

*) Ergebnisse des Mikrozensus (Personen im Alter von 51 und mehr Jahren unterliegen nicht mehr der Aus-
kunftspflicht.) – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 2) Kranken- und Alten-
pflegeberufe – 3) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 4) medizinisch-technische, pharma-
zeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 5) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/-sekretäre etc. –
6) einschl. Besuch des Berufsvorbereitungsjahres – 7) Abschluss der Ausbildung in einem staatlich aner-
kannten Ausbildungsberuf bzw. des Vorbereitungsdienstes für den mittleren Dienst in der öffentlichen Ver-
waltung – 8) einschl. an einer Kollegschule sowie Abschluss an einer 1-jährigen Schule des Gesundheitswe-
sens – 9) 2- oder 3-jährige Schule des Gesundheitswesens; einschl. Abschluss einer Meister-/Technikerfort-
bildung oder gleichwertiger Fachschul- /Verwaltungsfachhochschulabschluss – 10) einschl. Ingenieurschul-
abschluss – 11) einschl. Promotion

3.18 Erwerbstätige im April 1999 nach höchstem beruflichen 
Bildungsabschluss, Geschlecht und Berufsgruppen*) 
%

Berufsgruppe

Erwerbstätige mit höchstem 
beruflichen Bildungsabschluss

kein 
Ab-

schluss

an-
ge-

lernt6)

Berufs-
ausbil-
dungs-

ab-
schluss7)

Abschluss an einer

Insgesamt

Berufs-
fach-

schule8)

Schule
des Ge-
sund-
heits-

wesens9)

Fach-
hoch-
schu-
le10)

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

–
16,7

–
3,0

7,3
4,2

0,9
1,3

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

19,9
13,3

0,8
1,8

20,2 2,4

–
58,1

–
7,2

41,3
44,3

10,0
12,0

–
12,5

–
1,0

27,5
30,6

5,9
4,5

70,3
49,6

4,5
6,3

52,3 2,9

2,5
11,7

0,8
2,2

8,4 5,3

männlich

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

–
20,2

–
1,3

8,4
11,7

1,0
0

–
53,8

–
6,3

39,3
35,7

6,0
11,1

–
15,1

–
0,5

35,9
24,6

4,9
16,8

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

11,1
9,8

0
0,8

18,9 2,3

weiblich

67,0
29,1

0
3,9

50,8 2,4

5,6
13,7

0
3,0

10,8 6,3

Hoch-
schule11)

100,0
1,5
7,1
3,1
1,1

15,1

8,4

100,0
2,8
4,5
0

16,3
39,6

8,4

Akademische Berufe1) 

Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

–
15,9

–
3,4

6,6
3,6

0,9
1,4

Unterstützende Berufe5) 

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

20,1
14,3

0,8
2,1

22,3 2,7

–
58,9

–
7,4

42,5
45,0

12,5
12,1

–
12,0

–
1,2

22,4
31,1

6,5
3,5

70,4
55,7

4,6
7,0

54,8 3,8

2,4
11,1

0,9
2,0

4,4 3,8

100,0
1,2
8,7
3,4
0,8
7,9

8,3
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Von den Frauen in den Gesundheits-
dienstberufen haben 7,9 % eine
Hochschulausbildung abgeschlossen
und somit etwas weniger als Frauen
in Nicht-Gesundheitsdienstberufen
(8,3 %). Dagegen haben Frauen in
Gesundheitsdienstberufen mehr als
doppelt so oft eine Ausbildung an
einer Schule des Gesundheitswesens
oder einer gleichwertigen Fachschu-
le (bzw. eine Meister- oder Techni-
kerausbildung) abgeschlossen als
Frauen in Nicht-Gesundheitsdienst-
berufen. Im Bereich der nicht ärztli-
chen medizinischen Berufe verfügen
doppelt so viele Frauen (8,7 %) über
einen Hochschulabschluss wie Män-
ner (4,5 %).

Insgesamt kann festgehalten wer-
den, dass das Gesundheitswesen sei-
nen Erwerbstätigen ein überdurch-
schnittliches Qualifikationsprofil ab-
verlangt. Bei Männern wird dies an
dem hohen Anteil an Hochschulab-
solventen deutlich sichtbar, während
Frauen vor allem qualifizierte Ab-
schlüsse auf der mittleren Ebene, ty-
pischerweise einen Realschulab-
schluss in Kombination mit einer ab-
geschlossenen Berufsausbildung oder
dem Abschluss einer Schule des Ge-
sundheitswesens bzw. einer gleich-
wertigen Fachschule, aufweisen.

3.6 Einkommen 
von Erwerbstätigen in
Gesundheitsdienstberufen

Die Betrachtung der Einkommens-
strukturen im Gesundheitswesen er-
folgt zuerst für alle Erwerbstätigen.
In einem zweiten Schritt werden nur
Vollzeiterwerbstätige betrachtet, da
sich auf dieser Vergleichsebene un-
terschiedliche Anteile von Teilzeit er-
werbstätigen Männern und Frauen
nicht auswirken. Im Mikrozensus
wird nur das Nettoeinkommen erho-
ben. In diesem sind Transferzahlun-
gen wie das Kindergeld enthalten
und es spiegelt sich der Familien-
stand durch die Steuerklasse wider.
Bei einem Vergleich zwischen Män-
nern und Frauen beispielsweise,
kann dies insbesondere in den unte-
ren Einkommensgruppen zu Verzer-
rungen in der Einkommensstruktur
führen. Außerdem umfasst die Kate-

gorie „Einkommen“ nicht nur Er-
werbseinkommen sondern auch an-
dere Einkommensarten, z. B. aus
Vermietung. Da hier jedoch nur gro-
be Einkommensraster dargestellt
werden, dürften diese verzerrenden
Faktoren nur einen geringen Einfluss
auf das Gesamtbild haben.

Die günstige Qualifikationsstruktur
der Erwerbstätigen im Gesundheits-
wesen lässt erwarten, dass sich dies
auch positiv in der Einkommens-
struktur niederschlägt. Erwartungs-
gemäß ist die oberste Einkommens-
gruppe (Nettoeinkommen über
6 500 DM) in den Gesundheitsdienst-
berufen mit 5,7 % stärker besetzt als
in allen anderen Berufen (3,9 % - s.
Tab. 3.19). Allerdings sind die Ein-
kommensstrukturen in den Gesund-

heitsdienstberufen stärker polarisiert
als in den Nicht-Gesundheitsdienst-
berufen: Dem größeren Anteil in der
oberen Einkommensgruppe steht
auch eine überproportionale Beset-
zung der unteren Einkommens-
schichten gegenüber. Einen Ver-
dienst bis zu 1 000 DM erzielen
18,3 % der Erwerbstätigen in Ge-
sundheitsdienstberufen im Vergleich
zu 14,6 % in Nicht-Gesundheits-
dienstberufen; zwischen 1 000 DM
und 2 200 DM beziehen 32,4 % der
Erwerbstätigen in den Gesundheits-
dienstberufen und 23,2 % in den üb-
rigen Berufen.

Die ungünstigste Einkommensstruk-
tur weisen die unterstützenden Be-
rufe auf. 82,2 % der Erwerbstätigen
in diesem Bereich erzielten einen
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*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apothekerinnen/Apotheker –
2) Kranken- und Altenpflegeberufe – 3) Heilpraktikerinnen/-praktiker, Physiotherapeutinnen/-therapeuten
etc. – 4) medizinisch-technische, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistentinnen/Assistenten –
5) Arzthelferinnen/-helfer, Arztsekretärinnen/-sekretäre etc. 

3.19 Erwerbstätige im April 1999 nach 
Nettoeinkommen, Geschlecht und Berufsgruppen*) 
%

Berufsgruppe

Erwerbstätige mit einem Nettoeinkommen
von ... bis unter ... DM 

unter 
1 000 

1 000 
–

2 200 

2 200
–

3 500 

3 500
–

5 000 

5 000
–

6 500 

6 500
und 
mehr 

Insgesamt

Akademische Berufe1) 3,2 8,9 16,5 20,1 15,4 35,9
Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

16,1
14,4

34,3
27,2

16,8
36,0

37,0
46,2

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

18,3 32,4

14,6 23,2

43,1
37,2

5,7
13,6

38,7
16,6

5,9
0,7

0,6
3,2

0,1
4,4

1,7
0

0
0,5

32,9 7,7

36,9 15,9

3,1 5,7

5,4 3,9

männlich

Akademische Berufe1) 0,2 3,6
Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

11,8
9,1

23,0
1,9

0
x

7,7
x

10,4 19,0 15,9 50,7
47,3
36,6

16,5
24,1

44,2
x

41,0
x

0,8
7,6

0,5
9,7

7,2
x

0
x

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

6,3 13,2

6,7 14,4

weiblich

Akademische Berufe1) 8,2 17,8

30,1 19,3

43,7 21,6

8,7 22,4

7,8 5,8

27,0 21,8 14,5 10,7
Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

17,0
17,5

36,6
35,7

17,9
36,4

38,9
46,4

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

21,7 38,0

27,2 37,4

42,2
37,6

3,6
7,4

38,3
16,6

3,6
0,6

0,5
0,6

0,1
1,3

1,4
0

0
0,1

33,7 4,3

26,0 6,9

1,4 0,9

1,7 0,8
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Nettoverdienst von unter 2 200 DM.
Pflege- und Assistenzberufe sind in
den mittleren und unteren Einkom-
mensstufen zu finden, während
nicht ärztliche medizinische Berufe
auch in den höheren Einkommens-
gruppen vertreten sind. Die güns-
tigste Einkommensstruktur weisen
erwartungsgemäß die Erwerbstäti-
gen in akademischen Berufen auf:
35,9 % beziehen einen Nettover-
dienst, der 6 500 DM übersteigt.

Geschlechtsspezifische Einkommens-
unterschiede sind in den Gesund-
heitsdienstberufen extrem ausge-
prägt. Während 31,1 % der Männer
ein Einkommen über 5 000 DM erzie-
len, ist dies nur bei 2,3 % der Frauen
der Fall. Diese konzentrieren sich am
unteren Ende der Einkommenshier-
archie. 69,7 % aller Frauen beziehen
ein Einkommen von weniger als
2 200 DM, bei Männern liegt dieser
Anteil bei 19,5 %. Während Männer
in den Gesundheitsdienstberufen
eine wesentlich günstigere Einkom-
mensstruktur aufweisen als Erwerbs-
tätige in anderen Bereichen, ist dies
bei Frauen nicht der Fall. Der Anteil
der Frauen in der Einkommensgrup-
pe über 5 000 DM ist bei den Nicht-
Gesundheitsdienstberufen (2,5 %)
sogar etwas höher als in den Ge-
sundheitsdienstberufen (2,3 %). 

Auch innerhalb der einzelnen Be-
rufsgruppen lassen sich erhebliche
Einkommensunterschiede zeigen.
Von den Männern in den akademi-
schen Berufen beziehen 50,7 % ein
Einkommen, das 6 500 DM über-
steigt, bei den Frauen sind es nur
10,7 %. In den Pflegeberufen erzie-
len 53,6 % der Frauen im Vergleich
zu 24,8 % der Männer ein maximales
Einkommen bis 2 200 DM. Auch in
den anderen Berufsgruppen zeigen
sich ähnlich deutliche Verdienstun-
terschiede. Teilweise konzentrieren
sich Männer innerhalb der Berufs-
gruppen in anderen Betätigungsfel-
dern als Frauen. Zum Teil sind diese
erheblichen Unterschiede auf den
niedrigen Anteil Teilzeit erwerbstäti-
ger Männer zurückzuführen. Des-
halb werden im Folgenden die Net-
toverdienste der Vollzeiterwerbstäti-
gen betrachtet.

Auch bezogen auf Vollzeiterwerbs-
tätige gelten die über alle Erwerbs-
tätigen gemachten Aussagen weit-
gehendst (s. Tab. 3.20). So zeigt sich
wiederum die bei den Erwerbstäti-
gen in den Gesundheitsdienstberu-
fen insgesamt gesehene größere Ein-
kommensspreizung, d. h. ein im Ver-
gleich zu den Nicht-Gesundheits-
dienstberufen höherer Verdienstan-
teil in den oberen als auch in den
unteren Einkommensgruppen. Aka-
demische Berufe sind bei der Be-
trachtung der Vollzeiterwerbstäti-
gen noch stärker in der obersten Ein-
kommensgruppe vertreten (41,2 %
der Vollzeiterwerbstätigen im Ver-
gleich zu 35,9 % bei allen Erwerbstä-
tigen). Werden nur Vollzeiterwerbs-
tätige betrachtet, sollten sich Kon-
zentrationen in den unteren Ein-

kommensgruppen, wie sie bei den
Erwerbstätigen des Gesundheitswe-
sens insgesamt zu sehen waren, ver-
ringern. Bei den meisten Berufsgrup-
pen ist dies auch der Fall, bei den un-
terstützenden Berufen fallen die Un-
terschiede jedoch gering aus: Auch
von den Vollzeitbeschäftigen verdie-
nen 77,7 % bis maximal 2 200 DM,
während es einschließlich der Teil-
zeiterwerbstätigen 82,2 % waren.

Die Einkommensunterschiede nach
dem Geschlecht bleiben auch bei der
Betrachtung der Vollzeiterwerbstäti-
gen bestehen, werden jedoch in den
unteren Einkommensgruppen gerin-
ger. Der Anteil der Vollzeit erwerbs-
tätigen Frauen, die maximal bis
2 200 DM verdienen, liegt bei 46,9 %
im Vergleich zu 59,7 % bei allen Er-
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*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Ärztinnen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apothekerinnen/Apotheker –
2) Kranken- und Altenpflegeberufe – 3) Heilpraktikerinnen/-praktiker, Physiotherapeutinnen/-therapeuten
etc. – 4) medizinisch-technische, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistentinnen/Assistenten –
5) Arzthelferinnen/-helfer, Arztsekretärinnen/-sekretäre etc. 

3.20 Vollzeiterwerbstätige im April 1999 
nach Nettoeinkommen, Geschlecht und Berufsgruppen*) 
%

Berufsgruppe

Vollzeiterwerbstätige mit einem Nettoeinkommen
von ... bis unter ... DM

unter 
1 000 

1 000 
–

2 200 

2 200
–

3 500 

3 500
–

5 000 

5 000
–

6 500 

6 500
und 
mehr 

Insgesamt

Akademische Berufe1) 1,5 5,3 14,3 21,2 16,5 41,2
Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

10,1
9,7

25,4
19,8

3,8
28,1

34,1
49,6

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

11,8 26,2

6,8 19,4

56,0
44,6

7,5
16,4

52,1
21,2

8,0
0,4

0,7
3,9

0,2
5,7

2,0
0

0
0,6

40,5 9,8

43,3 19,1

3,9 7,9

6,6 4,7

männlich

Akademische Berufe1) 0,3 3,0
Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

10,6
8,7

19,1
10,4

0
x

7,7
x

9,4 19,4 15,7 52,2
50,2
38,4

18,6
24,4

44,2
x

41,0
x

0,9
7,6

0,6
10,5

7,2
x

0
x

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

5,7 10,5

5,2 13,0

weiblich

Akademische Berufe1) 4,5 10,9

30,2 20,5

45,2 22,5

9,0 24,2

8,1 6,0

25,9 25,5 18,4 14,9
Pflegeberufe2)

Nicht ärztliche medizinische Berufe3) 
Assistenzberufe4) 

Unterstützende Berufe5) 

10,0
10,6

27,2
27,2

4,2
28,4

36,9
49,9

Gesundheitsdienstberufe insgesamt

Nicht-Gesundheitsdienstberufe

14,3 32,6

11,0 36,6

57,7
49,5

4,5
10,1

52,9
21,3

4,5
0,4

0,6
0,9

0,1
1,8

1,5
0

0
0

44,6 5,4

38,2 10,3

1,8 1,3

2,7 1,3
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werbstätigen. 16,2 % der Vollzeit er-
werbstätigen Männer sind in der Ein-
kommensgruppe bis 2 200 DM im
Vergleich zu 19,5 % bei allen in Ge-
sundheitsdienstberufen tätigen
Männern. In den unterstützenden
Berufen bleibt auch bei der Betrach-
tung der Vollzeiterwerbstätigen der
Anteil der Frauen in den unteren
beiden Einkommensgruppen (bis
2 200 DM) mit 78,3 % sehr hoch.
Männer dieser Berufsgruppe waren
zu 56,3 % in den unteren beiden
Einkommensgruppen. 

Insgesamt verdeutlichen die Einkom-
mensanalysen, dass die Einkommens-
struktur in den Gesundheitsdienstbe-
rufen stärker polarisiert ist als bei
den übrigen Berufen. Den akademi-
schen Berufen mit günstiger Einkom-
mensstruktur stehen eine Vielzahl
anderer Berufsgruppen gegenüber,
beispielsweise die unterstützenden
Berufe, in denen nur unterdurch-
schnittliche Einkommen erzielt wer-
den. Geschlechtsspezifische Unter-
schiede sind sehr stark ausgeprägt:
Während Männer vor allem in Beru-
fen mit hohem Einkommen zu fin-
den sind, insbesondere den akademi-
schen Berufen, konzentrieren sich
Frauen in hohem Maße in den Beru-
fen mit unterdurchschnittlichem Ver-
dienst, z. B. den unterstützenden Be-
rufen.

4. Gesundheitswesen
und Regionalstruktur

Im Folgenden wird die Beschäfti-
gungswirkung des Gesundheitswe-
sens im Kontext der Regionalstruktur
untersucht, wobei insbesondere Ar-
beitsmarktaspekte im Vordergrund
stehen. In den Tabellen wurden die
regionalen Anpassungsschichten des
Mikrozensus18) nach dem Arbeitslo-
senanteil19) aufsteigend sortiert und
in drei Gruppen gegliedert (s. Tab.
4.1). Als Regionen mit unterdurch-
schnittlicher Arbeitslosigkeit gelten
solche, bei denen der Arbeitslosen-
anteil um mindestens einen Prozent-
punkt unter dem Landesdurchschnitt
liegt. In Regionen mit durchschnittli-
cher Arbeitslosigkeit liegt der Ar-
beitslosenanteil maximal ein Pro-
zentpunkt unter bzw. über dem
Landesdurchschnitt. Regionen mit
überdurchschnittlicher Arbeitslosig-
keit weisen entsprechend einen Ar-
beitslosenanteil auf, der mindestens
einen Prozentpunkt über dem Lan-
desdurchschnitt liegt. Einen unter-
durchschnittlichen Arbeitslosenanteil
weisen ländliche Regionen auf, ins-
besondere Kreise, die in der Nähe

von Großstädten liegen, wie der
Rhein-Sieg-Kreis oder der Kreis Mett-
mann. Die fünf am stärksten von Ar-
beitslosigkeit betroffenen Regionen
Gelsenkirchen, Dortmund, Bochum/
Herne, Duisburg und Essen liegen
alle im Ruhrgebiet. 

Insgesamt lässt sich zwischen dem
Arbeitslosenanteil und dem Anteil
der Erwerbstätigen im Gesundheits-
wesen kein eindeutiger Zusammen-
hang feststellen. Innerhalb der Regi-
onen mit überdurchschnittlicher Ar-
beitslosigkeit ist der Anteil des Ge-
sundheitswesens zwar höher als in
solchen mit unterdurchschnittlicher
Arbeitslosigkeit, innerhalb der Regi-
onaltypen gibt es jedoch eine erheb-
liche Spannbreite: Bei den Regionen
mit hoher Arbeitslosigkeit weist der
Anteil der Erwerbstätigen im Ge-
sundheitswesen in Duisburg nur
6,9 % auf, während er in Bottrop/
Kreis Recklinghausen bei 8,5 % und
in Bielefeld sogar bei 8,8 % liegt.
Den höchsten Erwerbstätigenanteil
weist das Gesundheitswesen in Bonn
auf, dort sind 9,9 % im Gesundheits-
wesen tätig. Bonn nimmt jedoch auf-
grund der früheren Funktion als
Bundeshauptstadt noch immer eine
Sonderstellung ein: Fast die Hälfte
der Erwerbstätigen hat Abitur, der
Anteil der Erwerbstätigen im Dienst-
leistungsbereich ist mit 83,0 % der
höchste wie auch der Anteil des öf-
fentlichen Dienstes (35,0 %). In den
Regionen Wuppertal und Kreis Mett-
mann ist der Anteil der Erwerbstäti-
gen im Gesundheitswesen mit je-
weils 5,9 % am niedrigsten. Teilwei-
se sind regionale Abweichungen die-
ser Anteile durch die Standorte von
Einrichtungen mit überregionalen
Versorgungsaufgaben wie Universi-
tätskliniken in Münster, Bielefeld
und Bonn oder dem Großklinikum in
Aachen zu erklären. Generell kann
jedoch festgehalten werden, dass
dem Gesundheitswesen in allen Re-
gionen eine große Bedeutung als Be-
schäftigungsfaktor zukommt. Regio-
nen mit überproportionaler Arbeits-
losigkeit profitieren sogar in höhe-
rem Maße vom Gesundheitswesen
als andere Regionen. 
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Abb. 3.1 Teil1
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im Gesundheitswesen am 30. Juni

1980 – 1999*)

unter 1000 1 000 – 2 200 2 200 – 3 500 3 500 – 5 000 5 000 – 6 500 6 500 und
mehr

0
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20

30

40

50

Abb. 3.13 Vollzeiterwerbstätige in den Gesundheitsdienstberufen
        im April 1999 nach dem Nettoeinkommen*)

weiblichmännlich

*) Ergebnisse des Mikrozensus

%

Nettoeinkommen von ... bis unter ... DM

––––––––––––––
18) Der Mikrozensus erlaubt keine Auswertun-
gen auf Kreisebene. Teilweise werden 2 bis 3
Kreise zu einer regionalen Anpassungsschicht
zusammengefasst. Auf diese Weise ergeben
sich die 33 Anpassungsschichten in Tabelle 4.1
und 4.3. – 19) Die Angaben beziehen sich auf
die Berichtswoche des Mikrozensus. Da im April
der Arbeitslosenanteil unterdurchschnittlich ist,
liegen die angegebenen Werte unter dem Jah-
resdurchschnitt.
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4.1 Ausgewählte Bevölkerungs- und Erwerbstätigenmerkmale im April 1999 nach Regionen*)

Region1)

Arbeits-
losen-
anteil2)

Erwerbstätige

im
Gesund-

heitswesen

im 
Dienst-

leistungs-
sektor

im 
öffentlichen

Dienst

mit 
Teilzeit-
erwerbs-
tätigkeit

mit einem
Nettoein-
kommen

über
5 000 DM

Alten-
quotient3)

Frauen-
anteil4)

Abi-
turienten-
anteil5)

Regionen mit unterdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit

% %

Rhein-Sieg-Kreis  
Kreis Mettmann  
Krfr. Stadt Münster und Kreise Coesfeld
und Warendorf 

Kreise Minden-Lübbecke und Lippe  

5,8
6,4

7,7
5,9

6,5
6,6

8,5
7,9

Kreis Soest und Hochsauerlandkreis  
Kreis Wesel   
Kreise Borken und Steinfurt  
Erftkreis und Kreis Euskirchen  

6,7
6,8

7,9
6,8

7,0
7,1

6,9
6,4

70,2
63,2

26,4
16,9

66,4
60,7

23,0
18,0

20,6
18,5

11,7
9,2

21,4
18,9

7,8
5,8

56,7
62,8

17,7
19,8

58,1
65,8

16,6
19,0

19,0
19,3

5,1
8,9

20,9
20,1

6,1
9,0

21,0
22,4

53,8
55,1

20,2
23,9

57,5
56,7

29,7
25,4

31,9
21,8

23,6
22,3

51,9
47,4

19,8
22,1

53,4
52,8

18,8
20,9
17,5
24,5

Kreise Gütersloh und Herford  
Märkischer Kreis  
Kreise Höxter und Paderborn  
Krfr. Stadt Leverkusen, Rheinisch-
Bergischer Kreis und Oberbergischer Kreis 

7,1
7,1

6,3
7,0

7,7

7,8

6,8

7,0
Zusammen

Regionen mit durchschnittlicher Arbeitslosigkeit

6,9 7,2

52,1
53,8

15,7
16,5

59,3

58,3

18,1

16,3

18,9
18,0

5,9
7,3

19,9

19,3

7,4

10,2
60,7 18,7 19,7 7,9

Kreis Neuss   
Krfr. Stadt Krefeld und Kreis Kleve  
Kreise Düren und Heinsberg  

8,3 7,3
8,4
8,4

7,8
8,8

Krfr. Städte Remscheid und Solingen  
Krfr. Stadt Bonn  
Krfr. Stadt Hagen und Ennepe-Ruhr Kreis  
Krfr. Stadt Wuppertal  

8,5
8,6

9,0
9,9

8,6
8,9

8,0
5,9

67,1 19,9
63,7
63,3

20,1
22,4

19,4 9,7
19,1
19,2

6,9
7,4

58,5
83,0

17,2
35,0

62,8
65,0

19,5
20,5

18,7
21,3

7,0
10,7

18,8
18,2

7,5
6,9

22,8
22,6

59,7
55,4

21,1

22,7

48,9

52,5

20,9
21,5
24,3

25,8
22,0 54,0 23,7

24,9 49,3
23,5
23,2

49,9
46,4

26,4
22,9
19,9

26,2
24,2

54,7
58,3

25,2
22,3

52,3
52,5

22,3
47,5
23,7
27,4

Krfr. Stadt Aachen und Kreis Aachen  
Kreise Siegen-Wittgenstein und Olpe  
Krfr. Stadt Düsseldorf  
Krfr. Städte Mülheim an der Ruhr und
Oberhausen 

8,9
9,1

8,8
7,2

9,2

9,3

7,6

9,1
Krfr. Stadt Mönchengladbach und Kreis
Viersen  

Zusammen
9,3
8,8

6,6
7,9

67,0
55,1

21,5
15,4

76,0

67,0

20,3

21,2

19,2
20,5

8,0
6,9

18,6

19,0

9,1

7,2

64,3
66,1

19,3
20,7

20,7
19,4

7,4
7,9

Regionen mit überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit

Krfr. Stadt Köln  
Krfr. Stadt Bielefeld  

9,9
10,2

7,0
8,8

Krfr. Stadt Bottrop und 
Kreis Recklinghausen  

Krfr. Stadt Hamm und Kreis Unna  
Krfr. Stadt Essen  
Krfr. Stadt Duisburg  

10,8
11,1

8,5
8,3

11,7
12,0

8,7
6,9

74,8
67,4

20,7
17,9

20,1
25,0

7,5
5,3

62,1
63,9

18,8
21,7

70,2
63,0

22,4
20,3

19,4
20,5

6,7
6,9

21,0
18,1

7,2
5,3

23,0
20,1

51,1
49,1

23,4

24,9

55,7

51,4

33,7
18,3
37,8

20,4

21,9
23,5

53,1
51,8

21,5
26,6

22,6
25,1

55,8
59,7

37,4
31,9

24,3
21,9

47,6
49,8

23,7
24,4

50,8
43,9

19,6
22,1
25,1
19,0

Krfr. Städte Bochum und Herne  
Krfr. Stadt Dortmund  
Krfr. Stadt Gelsenkirchen  
Zusammen

13,2
13,4

8,3
8,2

16,2
11,7

7,5
7,6

Landesdurchschnitt 8,8 7,6

65,8
69,6

21,2
19,4

61,1
67,4

18,4
20,3

18,4
20,6

5,3
6,1

18,1
20,1

3,7
6,3

64,3 19,8 19,7 7,4

25,3
23,0

48,6
48,6

26,0
23,8

41,9
50,1

23,4
25,4
16,7
25,5

23,0 52,2 25,1

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Anpassungsschichten des Mikrozensus, aufsteigend sortiert nach den Arbeitslosenanteilen entsprechender Regionen – 2) Anteil
der Arbeitslosen an den Erwerbstätigen und Arbeitslosen insgesamt – 3) Verhältnis der über 60-Jährigen zu den 15- bis 60-Jährigen – 4) an den Erwerbstätigen ins-
gesamt – 5) an der Bevölkerung im Alter von 15 bis 65 Jahren 
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Karte Abb. 4.1
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Karte Abb. 4.2
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Karte Abb. 4.3
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Zwischen dem Arbeitslosenanteil,
dem Umfang des Gesundheitswesens
und dem Altenquotient lässt sich ein
Zusammenhang erkennen. Der Al-
tenquotient wurde hier errechnet als
das Verhältnis der über 60-Jährigen
zu den 16- bis 60-Jährigen. In Regi-
onen mit niedrigem Altenquotient
ist das Gesundheitswesen als Be-
schäftigungsfaktor weniger bedeut-
sam als in Regionen mit hohem Al-
tenquotient, es sei denn, zentrale
Klinikeinrichtungen erhöhen regio-
nal die Beschäftigungswirkung des
Gesundheitswesens. Den höchsten
Altenquotient weist die Region Rem-
scheid/Solingen mit 26,2 % auf, hier
liegt auch der Anteil der Erwerbstäti-
gen im Gesundheitswesens mit 9,0 %
über dem Durchschnitt. Eine bedeut-
same Abweichung von diesem Sche-
ma zeigt sich lediglich für die Region
Münster/Kreis Coesfeld/Kreis Waren-
dorf, in der der Altenquotient deut-
lich unter dem Landesdurchschnitt
liegt, das Gesundheitswesen jedoch
einen überproportionalen Anteil an
den Erwerbstätigen aufweist. Dies
dürfte wiederum auf die zentrale
Versorgungsfunktion der Universi-
tätsklinik Münster in Kombination
mit dem geringeren Altenquotient
der umliegenden ländlichen Gemein-
den zurückzuführen sein.

Ein genereller Zusammenhang lässt
sich auch zwischen der Bedeutung
des Gesundheitswesens und dem An-
teil des Dienstleistungssektors wie
auch dem Anteil des öffentlichen
Dienstes erkennen. Wo Dienstleis-
tungen und der öffentliche Dienst
eine wichtige Rolle spielen, ist auch
das Gesundheitswesen als Teil des
Dienstleistungssektors von über-
durchschnittlicher Bedeutung und
der Arbeitslosenanteil ist durch-
schnittlich niedriger. Dies gilt in be-
sonderem Maße nicht nur für Bonn,
sondern auch für die Regionen
Münster/Kreis Coesfeld/Kreis Waren-
dorf oder Aachen/Kreis Aachen.

Der Anteil der Erwerbstätigen mit
höherem Einkommen ist in Regionen
mit hoher Arbeitslosigkeit geringer
als in solchen mit niedriger Arbeitslo-
sigkeit. Zwischen dem Anteil der Er-
werbstätigen im Gesundheitswesen
und dem Anteil besser Verdienender

lässt sich hingegen kaum ein Zusam-
menhang finden. Anders dagegen
bei der Bildungsstruktur: In Regionen
mit einem hohen Anteil von Erwerbs-
tätigen mit Abitur hat auch das Ge-
sundheitswesen eine überproportio-
nale Bedeutung. Abgesehen von
Bonn gilt dies vor allem für die Uni-
versitätsstädte Bielefeld und Aachen.
Bezogen auf die Arbeitslosigkeit
zeigt sich, dass vor allem im Ruhrge-
biet eine hohe Arbeitslosigkeit mit ei-
nem niedrigen Anteil von Erwerbstä-
tigen mit Abitur zusammenfällt. Dies
gilt insbesondere für Gelsenkirchen,
wo nur 16,7 % der Erwerbstätigen
über ein Abitur verfügen, aber auch
für Duisburg (19,0 %).

Im Hinblick auf den Anteil der Teil-
zeiterwerbstätigen und den Frauen-
erwerbstätigenanteil lassen sich kei-
ne eindeutigen Zusammenhänge mit
dem Erwerbstätigenanteil des Ge-
sundheitswesens erkennen. Ein Be-
zug besteht jedoch zwischen dem
Frauenerwerbstätigenanteil und der
Arbeitslosigkeit: In Regionen, in de-
nen der Arbeitslosenanteil hoch ist,
ist der Frauenerwerbstätigenanteil
niedrig. Ein Beispiel hierfür ist Gel-
senkirchen. Hier sind nur 41,9 % der
Frauen erwerbstätig, während der
Arbeitslosenanteil mit 16,2 % lan-
desweit am höchsten ist. 
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Abb. 4.5   Erwerbstätige im Gesundheitswesen und Altenquotient*)
im April 1999 nach Regionen**)

*) Verhältnis der über 60-Jährigen zu den 16- bis 60-Jährigen – **) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) aufsteigend sortiert
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Abb. 4.4    Erwerbstätige im Gesundheitswesen und Arbeitslosenanteil*)
      im April 1999 nach Regionen**)

*) Anteil der Arbeitslosen an den Erwerbstätigen und Arbeitslosen insgesamt – **) Ergebnisse des Mikrozensus – 1)
aufsteigend sortiert
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Im Folgenden wird der Frage nach-
gegangen, wie sich einzelne Berufs-
gruppen regional verteilen. Generell
zeigt Tab. 4.3, dass die Berufsstruk-
tur des Gesundheitswesens in den
Regionen eine große Variationsbrei-
te aufweist. Deutliche Unterschiede
in der Zusammensetzung des Ge-
sundheitswesens zeigen sich im An-
teil der akademischen Berufe. Deren
Gewicht liegt vor allem in den
Dienstleistungsmetropolen Düssel-
dorf (30,7 %) und Bonn (27,6 %)
weit über dem Durchschnitt. Auch
das Großklinikum in Aachen ist in
diesem Zusammenhang bedeutsam:
In dieser Region liegt der Anteil der
akademischen Berufe an der Ge-
samtzahl der Erwerbstätigen im Ge-
sundheitswesen bei 29,8 %. Unter-
durchschnittlich ist der Anteil der
akademischen Berufe in weniger
stark verdichteten Regionen: Kreis
Höxter/ Kreis Paderborn (7,7 %),
Kreis Borken/ Kreis Steinfurt (8,4 %),
Kreis Wesel (9,4 %), Kreis Gütersloh/
Kreis Herford (9,7 %). Abweichend
von diesem Schema weisen die Städ-
te Duisburg (6,0 %) und Gelsenkir-

chen (6,2 %) einen niedrigen Anteil
an akademischen Berufen auf. Hier
ist dagegen der Anteil der Pflegebe-
rufe überproportional hoch: Duis-
burg (59,8 %), Gelsenkirchen
(57,0 %). Für die weniger verdichte-
ten Regionen gilt dies jedoch nicht
in diesem Ausmaß: In der Region
Kreis Soest/Hochsauerlandkreis sind
trotz überproportionalem Akademi-
keranteil (17,7 %) auch die Pflegebe-
rufe überdurchschnittlich vertreten
(52,3 %). Ebenfalls einen hohen Pfle-
geanteil weist die Region Kreis Höx-
ter/ Kreis Paderborn (52,9 %) auf, al-
lerdings war hier der Anteil der aka-
demischen Berufe unterdurchschnitt-
lich. Der niedrigste Anteil der Pflege-
berufe an den Gesundheitsdienstbe-
rufen zeigt sich in Aachen/Kreis Aa-
chen mit 33,7 %. Auch in den Städ-
ten Düsseldorf (36,6 %) und Bonn
(38,6 %) lag der Anteil der Pflegebe-
rufe deutlich unter dem Durch-
schnitt, dies gilt auch für den Rhein-
Sieg-Kreis (36,9 %). Es kann ange-
nommen werden, dass in diesen Uni-
versitätsstädten der Akademikeran-
teil aufgrund der zentralen Einrich-

tungen des Gesundheitswesens hö-
her und damit der Anteil der Pflege-
berufe relativ niedrig ist. Insgesamt
zeigte sich, dass Pflegeberufen in
städtischen Regionen mit hoher Ar-
beitslosigkeit eine überproportiona-
le Bedeutung zukommt. Dies dürfte
auf den höheren Altenanteil in die-
sen Regionen zurückzuführen sein.

Nicht ärztliche medizinische Berufe
haben in Regionen mit niedriger Ar-
beitslosigkeit ein etwas höheres Ge-
wicht als in solchen mit überdurch-
schnittlicher Arbeitslosigkeit. Eine
große Bedeutung haben diese Beru-
fe im Kreis Wesel (17,0 %), Kreis
Höxter/ Kreis Paderborn (15,3 %)
und Kreis Mettmann (14,7 %). Unter
den Regionen mit durchschnittlicher
Arbeitslosigkeit weist Bonn mit
16,8 % einen hohen Anteil nicht
ärztlicher medizinischer Berufe auf,
in Regionen mit hoher Arbeitslosig-
keit gilt dies für Bielefeld (15,8 %).

Bei dem Anteil der Assistentinnen
und Assistenten ist die Spannbreite
vergleichsweise klein. Größere Ab-
weichungen im positiven Sinne zei-
gen sich in Bielefeld (9,6 %) und in
Bottrop/ Kreis Recklinghausen
(8,2 %), unterdurchschnittlich war
der Anteil der Assistenzberufe in der
Region Bochum/Herne mit 2,0 %. 

Für die unterstützenden Berufe, die
überwiegend in ärztlichen Praxen
ausgeübt werden, gilt, dass ihnen in
Regionen mit niedriger Arbeitslosig-
keit eine etwas größere Bedeutung
zukommt als in den anderen Regio-
nen. Ein überproportionales Gewicht
weisen sie in der Region Erftkreis/
Kreis Euskirchen (28,3 %) und Essen
(27,7 %) auf, während sie in den Re-
gionen Bonn (12,5 %) und Mülheim
an der Ruhr/Oberhausen (15,0 %)
unterdurchschnittlich vertreten sind.

Die differenzierte Betrachtung des
Gesundheitswesens nach Berufsgrup-
pen in den Regionen hat gezeigt,
dass insbesondere akademische Be-
rufe und Pflegeberufe unterschiedli-
che Verteilungen in den einzelnen
Regionen aufweisen, wobei eine
Konzentration der akademischen Be-
rufe in urbanen Regionen festzustel-
len ist. 
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4.2 Korrelationen*) ausgewählter Regionalmerkmale im April 1999**)

1. Merkmal1) 2. Merkmal2)

Kor-
relations-

koeffi-
zienten

Erwerbstätige mit Nettoeinkommen
über 5000 DM

Frauenerwerbstätigenanteil

Arbeitslosenanteil

–0,54

Arbeitslosenanteil –0,56

Erwerbstätigenanteil des Gesundheitswesens 

Erwerbstätigenanteil des Gesundheitswesens 

Altenquotient +0,44

Frauenerwerbstätigenanteil +0,04

Erwerbstätigenanteil des Gesundheitswesens 

Erwerbstätigenanteil des Gesundheitswesens 

Erwerbstätigenanteil des öffentlichen Dienstes +0,54

Erwerbstätigenanteil mit Teilzeiterwerbstätigkeit +0,32

Erwerbstätigenanteil des Gesundheitswesens 

Erwerbstätigenanteil des Gesundheitswesens 

Erwerbstätigenanteil des Dienstleistungsektors –0,21

Erwerbstätigenanteil mit Abitur +0,30

Erwerbstätigenanteil des Gesundheitswesens 

Erwerbstätigenanteil des Gesundheitswesens 

Arbeitslosenanteil +0,25

Erwerbstätigenanteil mit Nettoeinkommen
über 5000 DM –0,03

Erwerbstätigenanteil des Dienstleistungsektors

Erwerbstätigenanteil des öffentlichen Dienstes

Arbeitslosenanteil +0,21

Arbeitslosenanteil +0,05

*) Pearsonsche Korrelationskoeffizienten (r) mit dem Wertebereich von –1,0 bis +1,0, Maßzahlen für die
lineare Abhängigkeit zweier Datenreihen – **) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Reihe unabhängiger Werte –
2) Reihe abhängiger Werte
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4.3 Erwerbstätige in den Gesundheitsdienstberufen im April 1999 nach Berufsgruppen, Geschlecht und Regionen*)
%

Region1)

Erwerbstätige in der Berufsgruppe

akademische
Berufe2) Pflegeberufe3)

nicht ärztliche 
medizinische

Berufe4)

Assistenz-
berufe5)

unterstützende 
Berufe6)

gesundheits-
sichernde 
Berufe7)

Regionen mit unterdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit

Rhein-Sieg-Kreis  21,5 36,9 12,9 4,7 23,9 0
Kreis Mettmann  
Krfr. Stadt Münster und Kreise Coesfeld
und Warendorf 

Kreise Minden-Lübbecke und Lippe  
Kreis Soest und Hochsauerlandkreis  

16,6

15,6

37,7

45,4
10,6
17,7

50,8
52,3

Kreis Wesel   
Kreise Borken und Steinfurt  
Erftkreis und Kreis Euskirchen  
Kreise Gütersloh und Herford  

9,4
8,4

46,3
53,3

10,7
9,7

44,6
48,6

14,7

10,4

3,6

4,4
13,5

8,9
6,9
4,1

26,4

24,1

0,9

0
18,1
17,1

0
0

17,0
10,4

2,8
3,0

13,1
10,8

2,6
6,9

24,5
24,9

0
0

28,3
23,4

0,7
0,7

Märkischer Kreis  
Kreise Höxter und Paderborn  
Krfr. Stadt Leverkusen, Rheinisch-
Bergischer Kreis und Oberbergischer Kreis 

Zusammen

16,4
7,7

46,2
52,9

16,9
13,6

45,7
46,9

Regionen mit durchschnittlicher Arbeitslosigkeit

8,1
15,3

7,9
2,9

12,6
12,0

7,5
4,9

21,4
19,3

0
1,9

17,4
22,3

0
0,3

Kreis Neuss   
Krfr. Stadt Krefeld und Kreis Kleve  
Kreise Düren und Heinsberg  
Krfr. Städte Remscheid und Solingen  

23,5
17,8

37,2
52,6

11,8
16,6

50,0
44,0

Krfr. Stadt Bonn  
Krfr. Stadt Hagen und Ennepe-Ruhr Kreis  
Krfr. Stadt Wuppertal  
Krfr. Stadt Aachen und Kreis Aachen  

27,6
12,6

38,6
46,7

9,6
29,8

49,9
33,7

12,5
6,8

4,9
4,1

13,3
8,4

4,6
6,5

21,0
18,7

1,0
0

20,4
24,5

0
0

16,8
12,6

4,5
3,6

12,0
10,9

3,6
4,0

12,5
23,9

0
0,6

24,9
21,5

0
0

Kreise Siegen-Wittgenstein und Olpe  
Krfr. Stadt Düsseldorf  
Krfr. Städte Mülheim an der Ruhr und
Oberhausen 

Krfr. Stadt Mönchengladbach und Kreis
Viersen  

11,8
30,7

45,8
36,6

13,7

13,0

59,5

48,8
Zusammen

Regionen mit überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit

18,8 44,9

14,3
8,6

7,6
7,6

7,6

11,3

4,5

4,4

19,7
16,5

0,8
0

15,0

22,5

0

0
11,1 5,0 19,9 0,2

Krfr. Stadt Köln  
Krfr. Stadt Bielefeld  
Krfr. Stadt Bottrop und 
Kreis Recklinghausen  

19,0 46,4
10,6

8,8

47,5

49,0
Krfr. Stadt Hamm und Kreis Unna  
Krfr. Stadt Essen  
Krfr. Stadt Duisburg  
Krfr. Städte Bochum und Herne  

13,2
18,8

51,9
40,0

6,0
16,7

59,8
49,8

11,7 5,0
15,8

8,3

9,6

8,2

16,6 1,2
14,8

25,7

1,8

0
12,1

7,8
6,6
3,6

7,7
12,4

3,4
2,0

16,1
27,7

0
2,1

20,4
18,6

2,6
0,7

Krfr. Stadt Dortmund  
Krfr. Stadt Gelsenkirchen  
Zusammen

13,0
6,2

52,9
57,0

13,6 49,4

Landesdurchschnitt 15,3 47,0

7,7
10,9

5,9
3,1

10,3 5,4

20,5
22,7

0
0

20,4 0,9

11,2 5,1 21,0 0,4

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Anpassungsschichten des Mikrozensus, aufsteigend sortiert nach den Arbeitslosenanteilen entsprechender Regionen – 2) Ärztin-
nen/Ärzte, Zahnärztinnen/Zahnärzte, Apotheker/-innen – 3) Kranken- und Altenpflegeberufe – 4) Heilpraktiker/-innen, Physiotherapeut(inn)en etc. – 5) medizinisch-
technische, pharmazeutisch-technische und sonstige Assistent(inn)en – 6) Arzthelfer/-innen, Arztsekretärinnen/-sekretäre etc. – 7) Gesundheitsingenieurinnen/-inge-
nieure, Gesundheitstechniker/-innen
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5. Bedeutung des
Gesundheitswesens
als Ausbildungssektor

Im Folgenden werden die unter-
schiedlichen Bildungsbereiche und
der Ausbildungsumfang der Berufe
des Gesundheitswesens in Nord-
rhein-Westfalen beschrieben. Für
den Zeitraum von 1992 bis 1999 wird
Einblick in die Entwicklung der Aus-
bildung im Gesundheitswesens gege-
ben. Im Gegensatz zu den Erwerbs-
tätigen im Gesundheitswesen existie-
ren sehr detaillierte Statistiken zu
den jeweiligen Ausbildungsgängen.
Dies ist vor allem auf die staatliche
Regelung des Ausbildungswesens zu-
rückzuführen.

5.1 Bildungsbereiche
des Gesundheitswesens

Die Grundlage für die Zulassung zu
ärztlichen und anderen Heilberufen
und zum Heilgewerbe einschließlich
des Verkehrs mit Arzneien, Heil- und
Betäubungsmitteln und Giften20) be-
ruht in den meisten Berufen auf
bundeseinheitlichen Regelungen.
Für einige Berufe sind Landesrege-
lungen maßgeblich21). Die Qualifika-
tion zur Ausübung eines Berufes des
Gesundheitswesens kann in Nord-
rhein-Westfalen je nach fachlicher
Ausrichtung und Qualifikationsni-
veau regulär an unterschiedlichen
Einrichtungen der beruflichen Erst-
ausbildung erlangt werden: 

– im dualen Ausbildungssystem in
Betrieb und Schule. Die betriebli-
che Ausbildung wird durch das Be-
rufsbildungsgesetz bzw. die Hand-
werksordnung bundeseinheitlich
und der schulische Teil landesrecht-
lich geregelt. Es wird dort zu kei-
nem Heilberuf im engeren Sinne
ausgebildet, sondern zu unterstüt-
zenden Berufen, Berufen des Me-
dizinhandwerks etc.

– an Schulen des Gesundheitswesens,
die eine Sonderstellung zwischen
der bundeseinheitlich geregelten
dualen Ausbildung nach dem Be-

rufsbildungsgesetz (BBiG)22) bzw.
der Handwerksordnung (HwO)23)

und der rein länderrechtlich gere-
gelten schulischen Ausbildung ein-
nehmen und deren Ausbildungsan-
gebote bundesrechtlich geregelt
sind. In Nordrhein-Westfalen sind
es staatlich anerkannte Privatschu-
len, für deren Besuch z. T. Schul-
geld zu entrichten ist, es sei denn,
die Schule ist einem Krankenhaus
angegliedert und wird über dessen
Pflegesätze finanziert24). An Schu-
len des Gesundheitswesens werden
Gesundheitsfachberufe, nicht ärzt-
liche medizinische Berufe und Pfle-
geberufe erlernt. Die Abschlüsse
sind staatlich anerkannt.

– als schulische Ausbildung an Be-
rufskollegs, die als Erstausbildung
hauptsächlich Bildungsgänge der
Berufsfachschule umfasst. Sie un-
tersteht der Landesgesetzgebung.
An den Berufskollegs wird in ge-
sundheitssichernden Berufen, Pfle-
geberufen und medizinisch-techni-
schen Berufen ausgebildet sowie
eine Berufsgrundbildung vermit-
telt.

– als akademische Ausbildung an
Hochschulen, Fachhochschulen und
Universitäten, an denen die Frei-
heit der Lehre durch das Grundge-
setz garantiert wird25). Hier wird
u. a. zu den medizinischen Heilbe-
rufen wie Ärztin/Arzt, Zahnärztin/
Zahnarzt und Apothekerin/Apo-
theker ausgebildet. Die staatlichen
Prüfungen für Ärztinnen und Ärzte
werden nach der Approbationsord-
nung für Ärzte (ÄAppO)26) vor den
von den Bundesländern eingerich-
teten Landesprüfungsämtern für
Medizin abgelegt (§ 9 ÄAppO).
Diese Verordnung enthält Prü-
fungsstoffkataloge für die schriftli-
chen Prüfungen und regelt Gegen-

stände der mündlichen Prüfungen.
Aufgrund des Zeugnisses über die
ärztliche Prüfung und der Beschei-
nigung über die ordnungsgemäße
Ableistung der Tätigkeit als Ärztin
oder Arzt im Praktikum wird auf
Antrag bei Vorliegen sonstiger Vo-
raussetzungen die Approbation als
Ärztin oder Arzt (Erlaubnis zur
Ausübung des ärztlichen Berufs)
erteilt27). Die Zuständigkeit für die
Erteilung der Approbation liegt bei
den Gesundheitsbehörden der Län-
der. Die Promotion zur bzw. zum
"Dr. med." (akademischer Grad)
richtet sich nach den Promotions-
ordnungen der medizinischen Fa-
kultäten und Fachbereiche. Sie ist
nicht zur ärztlichen Berufsaus-
übung erforderlich28).

Bei der folgenden Untersuchung
wird ein besonderes Augenmerk auf
Frauen und Personen mit ausländi-
scher Staatsangehörigkeit gerichtet,
die sich in Ausbildung befinden. Wie
die Betrachtung der Erwerbstätigen-
struktur in den Gesundheitsdienstbe-
rufen gezeigt hat, waren dort Frau-
en über- und Ausländerinnen und
Ausländer unterrepräsentiert. Im Fol-
genden wird deshalb untersucht, ob
der Anteil der in Ausbildung befind-
lichen Frauen sinkt bzw. der Anteil
der ausländischen Auszubildenden
steigt und somit langfristig auch
eine Veränderung des Frauenanteils
bzw. des Anteils der ausländischen
Beschäftigten in den entsprechen-
den Berufen zu erwarten ist.

5.1.1 Ausbildungsberufe
im dualen Ausbildungssystem

Im Folgenden werden staatlich aner-
kannte Ausbildungsberufe nach dem
BBiG bzw. der HwO betrachtet, die
im weiteren Sinne dem Gesundheits-
wesen zuzuordnen sind. Dabei wird
der Ausbildungsberuf „Sozialversi-
cherungsfachangestellte/Sozialver-
sicherungsfachangestellter“ mit ein-
bezogen, auch wenn dieser nicht
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––––––––––––––
20) Artikel 74, Ziffer 19 Grundgesetz – 21) Vgl.
Götz (1992), Meifort (1995) , S. 223.

––––––––––––––
22) Berufsbildungsgesetz (BBiG) vom 14. Au-
gust 1969 (BGBl. I S. 1112), zuletzt geändert
durch Art.  des Gesetzes vom 25. März 1998
(BGBl. I S. 596) – 23) Gesetz zur Ordnung des
Handwerks (Handwerksordnung) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. September
1998 (BGBl. I S. 3074) – 24) Vgl. Statistisches
Bundesamt (1998), S. 374. – 25) Art. 5 III Grund-
gesetz – 26) Approbationsordnung für Ärzte
(ÄAppO) in der Fassung vom 28. Oktober 1970
(BGBl. I S. 1458), zuletzt geändert durch Art. 2
der Approbationsordnung für Tierärztinnen
und Tierärzte sowie zur Änderung anderer ap-
probationsrechtlicher Vorschriften vom 10. No-
vember 1999 (BGBl. I S. 2162)

––––––––––––––
27) § 3 Abs. 1,2, § 14 Abs. 3, § 14 a Bundes-Ärz-
teordnung (BÄO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. April 1987 (BGBl. I S. 1218),
zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom
27. April 1993 (BGBl. I S. 512) – 28) Vgl. Infor-
mationen des Bundesgesundheitsministeriums
im WWW unter http://www.bmgesundheit.de.
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ausschließlich dem Gesundheitswe-
sen zuzuordnen ist.

Insgesamt ist im dualen System ein
deutlicher Rückgang der Zahl der
Auszubildenden in den Gesundheits-
dienstberufen festzustellen:

– 1992 erlernten noch 33 100 Perso-
nen einen Beruf des Gesundheits-
wesens im dualen Ausbildungssys-
tem, 

– 1999 waren es nur noch 28 700. 

Zwischen 1995 und 1999 war der
Rückgang besonders stark. Aus den
rückläufigen Bildungszahlen kann
geschlossen werden, dass im Bereich
dieser Berufe in den nächsten Jahren
keine starke Wachstumsdynamik er-
wartet werden kann.

Bei den Ausbildungsberufen des Ge-
sundheitswesens stellen Frauen die
große Mehrheit. 1992 lag der Frau-
enanteil bei 89,3 %, bis 1999 ist er
sogar noch leicht angestiegen und
erreichte 90,6 %. Der Anteil der aus-
ländischen Jugendlichen in Ausbil-
dungsberufen des Gesundheitswe-
sens lag 1995 mit 13,3 % etwas über
dem Durchschnitt des Ausländeran-
teils aller Auszubildenden im dualen
Ausbildungssystem (11,4 %). Aller-
dings ging der Anteil der ausländi-
schen Jugendlichen in den Ausbil-
dungsberufen des Gesundheitswe-
sens bis 1999 auf 11,5 % zurück. Die-
ser Rückgang ist jedoch geringer als
die Abnahme der Zahl der ausländi-
schen Auszubildenden insgesamt.

Arzthelferin bzw. Arzthelfer ist der
wichtigste Ausbildungsberuf im Rah-
men der dualen Ausbildung im Ge-
sundheitswesen. 1992 bestanden
14 400 Ausbildungsverhältnisse in
diesem Bereich, 1999 waren es nur
noch 11 600, dies entspricht einem
Rückgang von 19,4 %. Dieser Beruf
ist nahezu ein reiner Frauenberuf,
der Männeranteil lag 1999 bei 0,2 %.
Arzthelferin ist einer der traditionel-
len Ausbildungsberufe für ausländi-
sche Frauen. Hier lag der Ausländer-
anteil 1995 mit 15,2 % auch über
dem der ausländischen Auszubilden-
den in Berufen des Gesundheitswe-
sens insgesamt. Allerdings ging der

Anteil der ausländischen Arzthelfe-
rinnen und -helfer zurück und lag
1999 bei 12,6 %.

Der zweitwichtigste Ausbildungsbe-
ruf ist ebenfalls ein Helferberuf:
„Zahnarzthelferin/Zahnarzthelfer",
der wiederum fast ausschließlich ein
Frauenberuf ist (Frauenanteil 1999:
99,9 %). Entgegen dem Trend bei
den Arzthelferinnen und -helfern ist
die Zahl der Ausbildungsverhältnisse
von Zahnarzthelferinnen und -hel-
fern sogar gestiegen: 1992 waren
7 806 Zahnarzthelfer/-innen in Aus-
bildung, 1999 waren es 8 851. Dies
entspricht einer Zunahme um
13,4 %. Der Ausländeranteil lag 1999
bei 12,1 % und war somit gegenüber
1995 nur minimal niedriger.

1992 durchliefen 3 165 Personen
eine Ausbildung zur Zahntechnike-
rin/zum Zahntechniker. 1999 waren
es nur noch 2 282 Auszubildende.
Dies entspricht einem Rückgang von
27,9 %. Auch in diesem Ausbildungs-
bereich sind Frauen in der Mehrzahl.
1992 lag der Frauenanteil bei
59,2 %, er sank allerdings bis 1999
auf 54,9 %. Bei Ausländerinnen und
Ausländern war der Rückgang be-
sonders deutlich: während ihr Anteil
noch 1995 bei 13,2 % lag, sank er bis
1999 auf 8,7 %.

Bei den Sozialversicherungsfachan-
gestellten, einem Ausbildungsberuf
des öffentlichen Dienstes, war der
Rückgang der Auszubildendenzah-
len am höchsten. 1992 wurden noch
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5.1 Auszubildende in Berufen des Gesundheitswesens 
am 31. Dezember 1992, 1995 und 1999

Ausbildungsberuf1) 
––––––
Jahr

Auszubildende 

insgesamt Frauenanteil Ausländeranteil

Arzthelfer/-in

Anzahl

1992
1995

14 444
13 888

%

99,9
99,8

.
15,2

Zahnarzthelfer/-in

1999 11 637

1992
1995

7 806
8 587

Zahntechniker/-in

1999 8 851

1992
1995

3 165
3 594

99,8 12,6

99,9
100,0

.
12,2

99,9 12,1

59,2
55,9

.
13,2

Pharmazeutisch-kaufm. 
Angestellte(r) 

1999 2 282

1992
1995

2 328
1 739

Sozialversicherungsfach-
angestellte(r)

1999 1 914

1992
1995

3 180
2 509

54,9 8,7

99,4
99,4

.
25,2

99,4 21,9

56,4
61,4

.
3,7

Augenoptiker/-in2)

1999 1 689

1992
1995

1 480
1 320

Orthopädiemechaniker/-in 
und Bandagist/-in

1999 1 188

1992
1995

 272
 321

62,9 3,3

71,6
65,7

.
7,9

70,8 3,6

34,9
36,8

.
6,2

Orthopädieschuhmacher/-in

1999  428

1992
1995

 168
 203

Hörgeräteakustiker/-in

1999  325

1992
1995

 174
 238

38,8 3,3

22,6
23,6

.
9,4

28,3 5,5

54,6
56,3

.
2,9

Pharmakant/-in

1999  313

1992
1995

 77
 36

Insgesamt

1999  76

1992
1995

33 094
32 435

58,1 1,9

48,1
63,9

.
13,9

55,3 11,8

89,3
89,2

.
13,3

1999 28 703 90,6 11,5

1) absteigend sortiert nach der Größe der Besetzung 1999 – 2) einschl. Brillenoptikschleifer/-in
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3 180 Personen in diesem Bereich
ausgebildet, 1999 waren es nur noch
1 689. Dies entspricht einem Rück-
gang von 46,9 %. Während sich der
Frauenanteil in diesem Ausbildungs-
beruf von 56,4 % (1992) auf 62,9 %
(1999) erhöhte, sank der Ausländer-
anteil zwischen 1995 und 1999 von
3,7 % auf 3,3 %.

Den höchsten Auszubildendenanteil
hatten Ausländerinnen und Auslän-
der im Ausbildungsberuf pharma-
zeutisch-kaufmännische Angestellte/
pharmazeutisch-kaufmännischer An-
gestellter. Hier lag ihr Anteil 1995
bei 25,2 %, allerdings bei rückläufi-
ger Tendenz, denn 1999 besaßen nur
noch 21,9 % der Auszubildenden
eine ausländische Staatsangehörig-
keit.
Entgegen dem allgemein rückläufi-
gen Trend in den meisten Berufen des
Gesundheitswesens waren zwischen
1992 und 1999 bei den handwerkli-
chen Ausbildungsberufen Orthopä-
dieschuhmacherin/-schuhmacher
(+ 93,5 %), Hörgeräteakustikerin/-
akustiker (+79,9 %) und Orthopädie-
mechanikerin/-mechaniker (+ 57,4 %)
eine erhebliche Zunahme der Ausbil-
dungsverhältnisse zu verzeichnen.
Allerdings handelt es sich hierbei rein
quantitativ um kleine Ausbildungsbe-
reiche. Auffallend ist, dass in allen
drei Ausbildungsberufen trotz einer
deutlichen Zunahme der Ausbil-
dungsverhältnisse der Anteil der Aus-
länderinnen und Ausländer deutlich
rückläufig war.

Entgegen der erheblichen Beschäfti-
gungszunahme im Gesundheitswe-
sen in den 90er-Jahren zeigt sich im
Bereich der Ausbildung im dualen
System ein Rückgang der Auszubil-
dendenzahlen. Wenn davon ausge-
gangen wird, dass dies nicht auf ei-
nen geringeren Ersatzbedarf zurück-
zuführen ist, kann daraus für die
nahe Zukunft auf ein niedrigeres Be-
schäftigungswachstum geschlossen
werden. Auffallend ist auch der
Rückgang des Anteils der ausländi-
schen Auszubildenden im Bereich
der dualen Ausbildung. Des Weite-
ren bleibt die starke Konzentration
von Frauen in bestimmten Berufen,
wie Arzthelferin oder Zahnarzthelfe-
rin, erhalten.

5.1.2 Schulen 
des Gesundheitswesens

Quantitativ ist die Ausbildungskapa-
zität der Schulen des Gesundheits-
wesens bedeutsamer als die des dua-
len Ausbildungssystems. Auch die
Entwicklung der Schülerzahlen ver-
läuft anders als bei der Ausbildung
im dualen System. 

– Zwischen 1992 und 1995 sind die
Schülerzahlen von 36 500 auf
43 100 deutlich angestiegen, da-
nach zeigte sich ein rückläufiger
Trend. 

– 1999 wurden 40 700 Schülerinnen
und Schüler an Schulen des Ge-
sundheitswesens ausgebildet. Im
Vergleich zu 1992 bedeutet dies
dennoch ein Plus von 11,7 %. 

Auch für die Schulen des Gesund-
heitswesens gilt, dass sie überwie-
gend von Frauen besucht werden.
1992 lag der Frauenanteil bei
81,8 %, bis 1995 sank er auf 76,2 %
und stieg bis 1999 wieder leicht an
auf 79,3 %. Der Anteil der Auslände-
rinnen und Ausländer an den Schu-
len des Gesundheitswesens lag 1992
bei 7,7 % und stieg zwischenzeitlich
bis auf 9,0 % (1995), sank dann je-
doch unter den Wert von 1992 und
lag 1999 bei 7,2 %.

Krankenschwester bzw. Krankenpfle-
ger ist der am stärksten besetzte Aus-
bildungsberuf an Schulen des Ge-
sundheitswesens. 1992 wurden
16 300 Personen zur Krankenschwes-
ter bzw. zum Krankenpfleger ausge-
bildet. Nach zwischenzeitlichem An-
stieg (1995: 17 500) sank 1999 die
Zahl der Auszubildenden in diesem
Beruf auf 15 200. Dies entspricht im
Vergleich zu 1992 einem Rückgang
von 6,5 %. Der Anteil der Frauen in
diesem Bildungsgang lag 1992 bei
77,6 %. Nachdem der Frauenanteil
zunächst sank (1995: 71,2 %) lag er
1999 mit 76,8 % nur wenig unter dem
von 1992. Eine andere Entwicklung
zeigt sich beim Anteil der ausländi-
schen Schülerinnen und Schüler. 1995
war deren Anteil (12,0 %) zunächst
höher als 1992 (9,6 %), 1999 lag er
dann jedoch nur noch bei 8,3 %.

Im Bereich der Krankenpflege wur-
den 1992 neben der allgemeinen
Ausbildung zur Krankenschwester
bzw. zum Krankenpfleger weitere
2 401 Personen speziell zur Kinder-
krankenschwester bzw. zum -pfleger
ausgebildet. Hier war der Rückgang
der Schülerzahlen stärker: 1999 wur-
den noch 2 124 Person ausgebildet,
dies entspricht gegenüber 1992 ei-
nem Rückgang von 11,5 %. Bei der
Ausbildung zur Kinderkranken-
schwester bzw. zum -pfleger liegt
der Frauenanteil mit 96,1 % (1999)
sehr hoch, der Ausländeranteil ist
mit 3,9 % unterdurchschnittlich.

Eine deutliche Verringerung der
Schülerzahlen um mehr als die Hälf-
te ist bei den Krankenpflegehelferin-
nen bzw. -helfern zu erkennen. Ihre
Zahl reduzierte sich zwischen 1992
und 1999 von 1 884 auf 713. Neben
der Krankenpflege ist die Altenpfle-
ge ein zentrales Ausbildungsgebiet
der Schulen des Gesundheitswesens.
1992 durchliefen 8 236 Schülerinnen
und Schüler eine Altenpflegeausbil-
dung, 1995 waren es bereits 13 100.
Danach war ihre Zahl wieder rück-
läufig. 1999 lag sie bei 11 500. Dies
entspricht im Vergleich zu 1992 im-
merhin noch einer Steigerung von
39,1 %. Die Alterung der Bevölke-
rung dürfte ein wichtiger Grund für
den Anstieg der Ausbildung im Be-
reich der Altenpflege sein. Kontinu-
ierlich gestiegen ist der Ausländeran-
teil im Ausbildungsberuf Altenpfle-
gerin/Altenpfleger. Noch 1992 lag er
lediglich bei 3,8 %, 1999 bereits bei
7,2 %.

Entgegen dem allgemein rückläufi-
gen Trend bei den Schülerzahlen
zwischen 1995 und 1999 zeigt sich in
einigen Ausbildungsberufen ein un-
gebrochenes Wachstum. Bei Physio-
therapeutinnen und -therapeuten
war der Anstieg der Schülerzahlen in
der zweiten Hälfte der 90er-Jahre so-
gar größer als in der ersten Hälfte.
Insgesamt hat sich die Schülerzahl in
diesem Bereich zwischen 1992 und
1999 von 1 831 auf 3 673 mehr als
verdoppelt. 

Weitere, geringer besetzte Ausbil-
dungsberufe wiesen sogar noch eine
höhere prozentuale Zunahme der
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Schülerzahlen auf. Im Bereich Ergo-
therapie stiegen sie von 716 auf
1 807 und somit um 152,4 %. Auch
bei den Rettungsassistentinnen und -
assistenten (einschließlich der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer an der
nicht zur beruflichen Erstausbildung
zählenden Rettungssanitäterausbil-
dung) war ein überproportionaler
Zuwachs zu verzeichnen: Ihre Zahl
erhöhte sich von 322 (1992) auf 826
(1999) und somit um 156,5 %. In die-
sem Ausbildungsberuf ist der Frau-
enanteil sehr niedrig, 1992 lag er nur
bei 4,3 %, 1999 erreichte er 10,3 %.
Der größte prozentuale Zuwachs
war im Bereich der Logopädenaus-
bildung zu verzeichnen. Hier stiegen
die Schülerzahlen zwischen 1992 und
1999 von 192 auf 557 und somit um
190,1 %. 

Es fällt auf, dass gerade in den Aus-
bildungsberufen mit hohem prozen-
tualem Anstieg der Schülerzahlen
der Anteil der Ausländerinnen und
Ausländer sehr klein ist. Von den
Logopädieschülerinnen und -schü-
lern waren 1992 gerade 1,0 % aus-
ländischer Herkunft, 1999 waren es
2,0 %. In der Ergotherapeutenausbil-
dung waren es 1999 lediglich 1,1 %.

Ein höherer Ausländeranteil findet
sich hingegen bei den medizinisch-
technischen und pharmazeutisch-
technischen Assistenzberufen sowie
bei den Masseurinnen und Masseu-
ren. Hier ist insgesamt ein Anstieg
des Anteils ausländischer Schülerin-
nen und Schüler zu verzeichnen, wo-
bei ihr Anteil in allen drei Berufen
zwischen 1992 und 1995 deutlich an-
steigt und zwischen 1995 und 1999
wieder sinkt, jedoch über dem Ni-
veau von 1992 verbleibt. Beispiels-
weise steigt der Ausländeranteil bei
den pharmazeutisch-technischen As-
sistentinnen und Assistenten zwi-
schen 1992 und 1995 von 8,2 % auf
15,6 % und geht dann bis 1999 auf
11,9 % zurück.

5.1.3 Berufskollegs

Bei den Berufskollegs werden zu-
nächst die ehemaligen Kollegschulen
betrachtet, die seit dem
1. August 1998 in die Berufskollegs
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5.2 Schülerinnen und Schüler an Schulen des Gesundheitswesens*)
am 15. Oktober 1992, 1995 und 1999

Ausbildungsberuf1) 
––––––
Jahr

Schülerinnen und Schüler

insgesamt Frauenanteil Ausländeranteil

Krankenpfleger/-schwester

Anzahl

1992
1995

16 267
17 450

%

77,6
71,2

9,6
12,0

Altenpfleger/-in

1999 15 205

1992
1995

8 236
13 109

Physiotherapeut/-in 

1999 11 458

1992
1995

1 831
2 613

76,8 8,3

85,2
80,9

3,8
5,6

81,9 7,2

78,0
68,4

4,7
4,9

Kinderkrankenpfleger/-schwester

1999 3 673

1992
1995

2 401
2 464

Pharmazeutisch-techn. Assistent/-in 

1999 2 124

1992
1995

1 697
1 491

71,7 5,1

95,8
95,6

6,8
7,1

96,1 3,4

96,1
96,0

8,2
15,6

Ergotherapeut/-in 

1999 1 835

1992
1995

 716
1 236

Medizinisch-techn. Laboratoriums-
assistent/-in

1999 1 807

1992
1995

1 074
 734

96,3 11,9

75,7
69,9

1,4
1,1

79,5 1,1

93,3
93,1

10,6
14,0

Rettungsassistent/-in2)

1999  908

1992
1995

 322
 791

Krankenpflegehelfer/-in3)

1999  826

1992
1995

1 884
1 466

93,5 11,5

4,3
4,3

1,2
1,8

10,3 1,0

85,2
83,8

15,6
16,5

Logopäde/Logopädin

1999  713

1992
1995

 192
 280

Medizinisch-techn. Radiologie-
assistent/-in

1999  557

1992
1995

 494
 395

80,9 16,3

86,5
82,5

1,0
1,1

85,5 2,0

89,5
84,3

7,1
10,9

Entbindungspfleger/Hebamme

1999  541

1992
1995

 389
 400

Diätassistent/-in 

1999  437

1992
1995

 309
 284

80,8 10,0

100,0
100,0

4,1
5,8

100,0 2,3

95,1
92,3

1,0
4,6

Masseur/-in, med. Bademeister/-in

1999  359

1992
1995

 609
 395

Orthoptist/-in 

1999  243

1992
1995

 37
 36

93,6 4,5

52,9
46,8

8,4
12,4

52,3 11,5

100,0
100,0

–
–

Insgesamt

1999  41

1992
1995

36 458
43 144

1999 40 727

100,0 4,9

81,8
76,2

7,7
9,0

79,3 7,2

*) ohne Familienpfleger/-in, Dorfhelfer/-in und veterinärmedizinisch-techn. Assistent/-in – 1) absteigend
sortiert nach der Größe der Besetzung 1999 – 2) einschl. Rettungssanitäter/-in – 3) einschl. Krankenpflege-
vorschüler/-in
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integriert sind29). Die Möglichkeit
zur Doppelqualifikation,  d. h. es
konnte gleichzeitig oder zeitlich ver-
setzt neben dem allgemein bilden-
den auch ein beruflicher Abschluss
erworben werden, war eine Beson-
derheit der ehemaligen Kollegschu-
len und gilt seit dem 1. August 1998
für alle Berufskollegs. An den Berufs-
kollegs werden Ausbildungen in Ge-
sundheitsdienstberufen und Beru-
fen, die in Randbereichen des Ge-
sundheitswesens anzusiedeln sind,
als rein schulische Bildungsgänge in
Voll- oder Teilzeitform angeboten.

Noch 1992 waren die ehemaligen
Kollegschulen nur von geringer Be-
deutung für die berufliche Erstaus-
bildung im Gesundheitswesen (s.
Tab. 5.3). Lediglich 659 Schülerinnen
und Schüler erlernten einen Beruf
des Gesundheitswesens oder einen
gesundheitsrelevanten Beruf, wie
beispielsweise Heilerziehungspflege-
rin/-pfleger, ein Beruf der formal zu
den sozialpädagogischen Berufen
gehört und an Einrichtungen der Be-
hindertenhilfe ausgeübt wird. 1995
zählten die gesundheitsrelevanten
Bildungsgänge der ehemaligen Kol-
legschulen bereits 1 344 Schülerin-
nen und Schüler, 1999 waren es
1 270. Dies entspricht im Vergleich
zu 1992 einer Steigerungsrate von
92,7 %. 1999 waren Kinderpflege
(706 Schülerinnen und Schüler ) und
Heilerziehungspflege (400 Schülerin-
nen und Schüler) die wichtigsten Bil-
dungsgänge. Der Anteil der Auslän-
derinnen und Ausländer war 1992
mit 21,1 % vergleichsweise hoch. Al-
lerdings zeigte sich eine rückläufige
Tendenz. 1999 lag deren Anteil nur
noch bei 16,4 %.

Seit 1998 gehören auch die vormals
berufsbildenden Schulen zu den Be-
rufskollegs. Zu ihnen zählen die
Schulformen Berufsschule, Berufs-
fachschule, Fachoberschule und
Fachschule. Berufsschulen, sofern sie
in das System der dualen Ausbildung
integriert sind, werden hier, mit Aus-
nahme der beruflichen Grundbil-

dung im Berufsfeld Gesundheit,
nicht betrachtet. Die Mehrzahl der
hier beschriebenen Bildungsgänge
sind an Berufsfachschulen für das So-
zial- und Gesundheitswesens ange-
siedelt. Des Weiteren wird auch der
Bereich Heilerziehungspflege be-
trachtet, der nicht originär zum Ge-
sundheitswesen zu zählen ist.

Insgesamt ist die Zahl der Schülerin-
nen und Schüler in Gesundheits-
dienstberufen an Berufskollegs, die
aus den ehemaligen berufsbildenden
Schulen hervorgegangen sind, deut-
lich gestiegen. Wurden 1992 3 314
Schülerinnen und Schüler in diesen
Bildungsgängen registriert, waren es
1999 bereits 7 949 (s. Tab. 5.4). Dies
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29) Gesetz zur Änderung des Schulverwaltungs-
gesetzes (Berufskolleggesetz) vom 25. Novem-
ber 1997, GV. NW. 1997, S. 426; Verordnung
über die Ausbildung und Prüfung in den Bil-
dungsgängen des Berufskollegs (Ausbildungs-
und Prüfungsordnung Berufskolleg – APO BK)
vom 26. Mai 1999, GV. NRW. 1999, S. 240

5.3 Schülerinnen und Schüler in Berufen des Gesundheitswesens 
an Berufskollegs (ehemals Kollegschulen) 
am 15. Oktober 1992, 1995 und 1999 

Berufsgrundbildung/Ausbildungsberuf
nach Landesrecht1) 

––––––
Jahr

Schülerinnen und Schüler

insgesamt Frauenanteil Ausländeranteil

Kinderpfleger/-in

Anzahl

1992
1995

 546
 721

%

98,0
95,6

21,1
20,2

Heilerziehungspfleger/-in

1999  706

1992
1995

 –
 481

Berufsfeld Gesundheit

1999  400

1992
1995

 64
 91

97,5 21,7

x
92,9

x
6,4

92,5 7,3

98,4
97,8

37,5
48,4

Diätassistent/-in

1999  105

1992
1995

 33
 39

Medizinisch-techn. Assistent/-in

1999  42

1992
1995

 16
 12

92,4 22,9

100,0
92,3

–
2,6

100,0 2,4

x
x

x
x

Insgesamt

1999  17

1992
1995

 659
1 344

1999 1 270

x x

97,7
94,7

21,1
16,5

95,3 16,4

1) absteigend sortiert nach der Größe der Besetzung 1999

5.4 Schülerinnen und Schüler in Berufen des Gesundheitswesens
an Berufskollegs (ehemals berufsbildende Schulen) 
am 15. Oktober 1992, 1995 und 1999

Berufsgrundbildung/Ausbildungsberuf
nach Landesrecht1) 

––––––
Jahr

Schülerinnen und Schüler

insgesamt Frauenanteil Ausländeranteil

Kinderpfleger/-in

Anzahl

1992
1995

3 176
5 860

%

96,0
97,0

9,2
10,6

Heilerziehungspfleger/-in2)

1999 4 725

1992
1995

 –
 719

Berufsfeld Gesundheit

1999 2 577

1992
1995

 80
 269

96,3 12,3

x
55,9

x
2,5

68,6 2,1

90,0
81,8

37,5
32,0

Informatikassistent/-in 
- Medizinökonomie

1999  473

1992
1995

 –
 –

Elektrotechn. Assistent/-in 
(Schwerpunkt Medizingeräte-
technik)

1999  93

1992
1995

 40
 79

89,4 22,2

x
x

x
x

40,9 7,5

5,0
3,8

17,5
29,1

Präparationstechn. Assistent/-in 
Medizin

1999  60

1992
1995

 18
 25

Insgesamt

1999  21

1992
1995

3 314
6 952

10,0 16,7

x
76,0

x
8,0

x x

94,6
91,0

9,9
10,8

1999 7 949 85,5 9,5

1) absteigend sortiert nach der Größe der Besetzung 1999 – 2) berufliche Erstausbildung sowie berufliche
Weiterbildung 
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entspricht einer Steigerung um mehr
als das Doppelte (+139,9 %). Auch in
den Berufskollegs stellen Frauen in
Berufen des Gesundheitswesens die
große Mehrheit (1999: 85,5 %). Der
Anteil der Ausländerinnen und Aus-
länder lag 1992 bei 9,9 %, ging bis
1999 jedoch etwas zurück und lag
bei 9,5 %. 

Kinderpflegerin/-pfleger ist der wich-
tigste Ausbildungsberuf des Gesund-
heitswesens an den Berufskollegs
(ehemals berufsbildenden Schulen).
1992 wurden in Kinderpflege 3 176
Schülerinnen und Schüler unterrich-
tet, 1999 waren es bereits 4 725.
Zwar entspricht dies einer Steige-
rung von 48,8 % im Vergleich zu
1992, gemessen an 1995 waren die
Schülerzahlen jedoch deutlich rück-
läufig. Kinderpflege ist wiederum
fast ausschließlich eine Domäne der
Frauen, 1999 lag ihr Anteil bei
96,3 %. Der Anteil der Ausländerin-
nen und Ausländer in diesem Bereich
stieg zwischen 1992 und 1999 von
9,2 % auf 12,3 %.

Ein Ausbildungsberuf mit schnell
wachsenden Schülerzahlen ist Heiler-
ziehungspflegerin/-pfleger. 1995
wurden in diesem Beruf noch 719
Schülerinnen und Schüler ausgebil-
det, 1999 waren es mehr als dreimal
so viele (2 577). Alle anderen Ausbil-
dungsberufe sind quantitativ weni-
ger bedeutsam, so dass auf diese
nicht im Detail eingegangen wird.

5.1.4 Ausbildung
an den Hochschulen

Auch im Bereich der Hochschulausbil-
dung werden im Folgenden Studien-
gänge betrachtet, die nicht direkt dem
Gesundheitswesen zuzuordnen sind,
aber in engem Bezug zu diesem ste-
hen, wie beispielsweise die Sonderpäd-
agogik. Darunter sind vor allem Studi-
engänge zusammengefasst, die sich
auf verschiedene Behinderungsformen
(z. B. Geistig- oder Körperbehinderten-
pädagogik) spezialisiert haben. 

Insgesamt war die Zahl der Studen-
tinnen und Studenten im weiteren
Berufsfeld Gesundheitswesen rück-
läufig. Ihre Zahl verringerte sich zwi-

schen 1992 und 1999 von 31 100 auf
29 100 (s. Tab. 5.5). Dies entspricht
einem Rückgang von 6,3 %. Die
Mehrzahl der Studierenden in den
hier betrachteten Studiengängen
sind weiblich, allerdings ist der Frau-
enanteil niedriger als in anderen
Ausbildungsbereichen. Der Anteil
der Frauen stieg zwischen 1992 und
1999 von 50,6 % auf 57,3 %. Auch
der Anteil der Ausländerinnen und
Ausländer ist zwischen 1992 und
1999 von 6,4 % auf 9,9 % angestie-
gen.

Am deutlichsten war der Rückgang
der Zahl der Studentinnen und Stu-
denten im Studienfach Medizin. Hier
reduzierte sich die Zahl der Studie-

renden zwischen 1992 und 1999 von
21 000 auf 17 200 und somit um
17,8 %. Der Anteil der Frauen im
Studienfach Medizin erhöhte sich im
Untersuchungszeitraum von 45,2 %
auf 51,0 %. Gleiches gilt für den An-
teil der Ausländerinnen und Auslän-
der, der 1999 mit 12,3 % deutlich
über dem von 7,3 % des Jahres 1992
lag.

Ein ähnlicher Trend wie bei der Me-
dizin zeichnet sich im Bereich der
Zahnmedizin ab. Die Zahl der Studie-
renden reduzierte sich von 3 091 Per-
sonen (1992) auf 2 553 (1999) bzw.
um 17,4 %. Der Frauenanteil war
von 38,3 % auf 49,2 % sogar stärker
gestiegen als im Bereich der Medi-
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5.5 Studierende in Berufen des Gesundheitswesens an Hochschulen
im Wintersemester 1992/1993, 1995/1996 und 1999/2000

Studienfach/Studienbereich1)
––––––

Wintersemester

Studierende

insgesamt Frauenanteil Ausländeranteil

Medizin 

Anzahl

1992/1993
1995/1996

20 970
18 325

%

45,2
47,1

7,3
10,0

Sonderpädagogik2)

1999/2000 17 228

1992/1993
1995/1996

3 815
5 130

Pharmazie3)

1999/2000 4 965

1992/1993
1995/1996

2 488
2 517

51,0 12,3

73,2
72,8

1,1
1,2

70,9 1,1

69,6
71,2

7,6
9,1

Zahnmedizin

1999/2000 2 593

1992/1993
1995/1996

3 091
2 770

Heilpädagogik4)

1999/2000 2 553

1992/1993
1995/1996

 543
 603

69,7 11,0

38,3
43,1

6,2
10,4

49,2 14,1

84,2
84,2

0,9
2,0

Pflegemanagement

1999/2000  779

1992/1993
1995/1996

 –
 210

Gesundheitswissenschaft5)

1999/2000  460

1992/1993
1995/1996

 113
 248

86,1 2,3

–
63,3

–
1,0

69,8 2,0

60,2
62,1

6,2
3,2

Gesundheitswissenschaft 
und Sozialmedizin

1999/2000  371

1992/1993
1995/1996

 31
 59

Lehr- und Forschungslogopädie

1999/2000  103

1992/1993
1995/1996

 15
 30

60,4 9,2

51,6
44,1

6,5
8,5

55,3 10,7

x
83,3

x
3,3

Sportrehabilitation5)

1999/2000  55

1992/1993
1995/1996

 14
 37

Insgesamt

1999/2000  22

1992/1993
1995/1996

31 080
29 929

92,7 3,6

x
35,1

x
16,2

x x

50,6
54,2

6,4
8,2

1999/2000 29 129 57,3 9,9

1) absteigend sortiert nach der Größe der Besetzung 1999/2000 – 2) ohne Erziehungsschwierigen- und
Lernbehindertenpädagogik, einschl. Zusatzstudiengängen – 3) einschl. Aufbaustudium – 4) einschl. Pflege-
pädagogik und Pflege – 5) Zusatzstudiengang 
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zin, lag 1999 jedoch noch etwas un-
terhalb des Frauenanteils im Medi-
zinstudium. Weitaus stärker ist im
Zahnmedizinstudium der Anteil der
Ausländerinnen und Ausländer ge-
stiegen, der sich zwischen 1992
(6,2 %) und 1999 (14,1 %) mehr als
verdoppelte.

Entgegen dem Trend bei der Medi-
zin und Zahnmedizin ist die Zahl der
Studierenden im Fach Pharmazie von
2 488 auf 2 593 um 4,2 % angestie-
gen. Der Anteil der Studentinnen
veränderte sich nur wenig, lag aber
mit 69,7 % (1999) deutlich über den
Vergleichswerten in der Medizin und
Zahnmedizin. Der Anteil der Auslän-
derinnen und Ausländer war zwi-
schen 1992 und 1999 von 7,6 % auf
11,0 % gestiegen.

Im Gegensatz zur Medizin und Zahn-
medizin weisen kleinere Studienbe-
reiche, wie die Gesundheitswissen-
schaft, ein erhebliches Wachstum
auf. Auch im Bereich der Sonderpäd-
agogik ist die Studierendenzahl von
3 815 auf 4 965 deutlich gestiegen.

5.2 Gesamtbewertung 
des Ausbildungsfaktors
Gesundheitswesen

Werden alle Ausbildungsgänge, so-
wohl die der unmittelbaren Berufe
des Gesundheitswesens als auch Aus-
bildungsgänge, die einen Bezug zum
Gesundheitswesen aufweisen, be-
trachtet, so ergibt sich für NRW für
das Jahr 1999 ein Ausbildungsvolu-
men von 108 000 Personen. 

Insgesamt ist diese Zahl gegenüber
1992 noch angestiegen, als 105 000
Personen in diesen Berufen ausgebil-
det wurden. Trotz dieses Anstiegs
haben erhebliche Verlagerungen in
den Bildungsbereichen des Gesund-
heitswesen stattgefunden. Das duale
Ausbildungssystem verlor an Bedeu-
tung, während an Schulen des Ge-
sundheitswesens und Kollegschulen
die Zahl der Schülerinnen und Schü-
ler anstieg. Rückläufig war auch die
akademische Ausbildung und hier
insbesondere im Bereich Medizin
und Zahnmedizin. Sicherlich wird da-
mit ein geringerer Ärztebedarf auf-

grund der Reformbestrebungen in
den Krankenhäusern, aber auch we-
gen der demographischen Entwick-
lung30) antizipiert, aufgrund des ho-
hen Ersatzbedarfes, bedingt durch
die Altersstruktur dieser Berufsgrup-
pe, sind jedoch zumindest kurzfristi-
ge Engpässe, wie sie gegenwärtig
bei Lehrerinnen und Lehrern zu be-
obachten sind, nicht auszuschließen.

Bei der Betrachtung der absoluten
Zahl an Personen, die sich in Ausbil-
dung befinden, muss jedoch bedacht
werden, dass die Ausbildungsgänge
von unterschiedlicher Dauer sind, so
dass aus den Ausbildungszahlen
nicht auf die Zahl derer geschlossen
werden kann, die in den jeweiligen
Bereichen auf den Arbeitsmarkt tre-
ten, zumal nicht alle die Ausbildung
erfolgreich absolvieren bzw. im er-
lernten Beruf eine Tätigkeit aufneh-
men. Dennoch kann festgehalten
werden, dass der Gesundheitsbereich
ein besonders wichtiger Ausbil-
dungsbereich für NRW ist.
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30) Bislang hat der Alterungstrend dazu beige-
tragen, dass der Ärztebedarf gestiegen ist,
künftig kann jedoch davon ausgegangen wer-
den, dass aufgrund sinkender Bevölkerungs-
zahlen auch eine geringere absolute Zahl an
Ärztinnen und Ärzten erforderlich sein wird.

5.6 Personen, die in Berufen des Gesundheitswesens ausgebildet wurden,
1992, 1995 und 1999 nach Bildungsbereichen

Bildungsbereich
––––––
Jahr

Auszubildende

insgesamt Frauenanteil Ausländeranteil

Duales Ausbildungssystem1) 

Anzahl

1992
1995

33 094
32 435

%

89,3
89,2

.
13,3

Schulen des Gesundheitswesens
(staatlich anerkannte Lehranstalten
und Fachseminare)2)

1999 28 703

1992
1995

36 458
43 144

Berufskollegs (ehemals 
Kollegschulen)2)

1999 40 727

1992
1995

 659
1 344

90,6 11,5

81,8
76,2

7,7
9,0

79,3 7,2

97,7
94,7

21,1
16,5

Berufskollegs (ehemals 
berufsbildende Schulen)2)

1999 1 270

1992
1995

3 314
6 952

Hochschulen3)

1999 7 949

1992
1995

31 080
29 929

95,3 16,4

94,6
91,0

9,9
10,8

85,5 9,5

50,6
54,2

6,4
8,2

Insgesamt

1999 29 129

1992
1995

104 605
113 804

1999 107 778

57,3 9,9

75,4
75,2

.
10,2

77,0 9,4

1) Ergebnisse der Berufsbildungsstatistik zum 31. Dezember – 2) Ergebnisse der Erhebungen an Schulen
des Gesundheitswesens (staatlich anerkannte Lehranstalten und Fachseminare) sowie amtliche Schuldaten
zum 15. Oktober – 3) Ergebnisse der Hochschulstatistik zu Beginn des jeweiligen Wintersemesters 

Abb.   5.1 Personen, die in den Gesundheitsdienstberufen ausgebildet wurden, 
         1992, 1995 und 1999 nach Bildungsbereichen

duales Ausbildungssystem 1)

Schulen des Gesundheitswesens 2)

1) Ergebnisse der Berufsbildungsstatistik vom 31. Dezember – 2) Ergebnisse der Erhebung an Schulen des Gesund-
heitswesens (staatlich anerkannte Lehranstalten und Fachseminare) sowie amtliche Schuldaten vom 15. Oktober
– 3) Ergebnisse der Hochschulstatistik zu Beginn des jeweiligen Wintersemesters
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Von überproportionaler Bedeutung
ist dieser Bildungssektor für Frauen.
Bestimmte Bildungsbereiche sind
fast ausschließlich durch Frauen be-
setzt. Auch in den finanziell attrakti-
ven Ausbildungsgängen des Gesund-
heitswesens, wie der Medizin und
der Zahnmedizin, hat sich der Frau-
enanteil erhöht; 1999 waren die Ge-
schlechterproportionen in diesen
Hochschulstudiengängen nahezu
ausgeglichen.

Für Ausländerinnen und Ausländer
stellt sich die Ausbildungssituation
im Gesundheitswesen weniger güns-
tig dar. Es fällt auf, dass sie gerade in
Bereichen, in denen die Zahl der
Auszubildenden stark wächst, unter-
durchschnittlich vertreten sind und
ihr Anteil auch kaum ansteigt. Viel-
fach sind es die unattraktiveren Aus-
bildungsgänge, in denen Auslände-
rinnen und Ausländer überproporti-
onal vertreten sind. Die auf den ers-
ten Blick sehr günstigen Werte im
Bereich der Medizin und insbesonde-
re der Zahnmedizin müssen relati-
viert werden, denn hierunter fallen
auch Studierende, die speziell zum
Zweck des Studiums nach Deutsch-
land kommen und die folglich nicht
der Gruppe der in Deutschland le-
benden Ausländerinnen und Auslän-
der (Bildungsinländer) zuzuordnen
sind.

6. Schlussbemerkung

Das Gesundheitswesen in NRW war
gerade in den konjunkturell schwä-
cheren Perioden ein bedeutsamer
Beschäftigungsmotor. Dies lässt sich
an dem weit überdurchschnittlichen
Beschäftigungszuwachs in diesem
Bereich ablesen. Allerdings, so
scheint es, ist dieser Beschäftigungs-
motor in der zweiten Hälfte der
90er-Jahre etwas ins Stottern gera-
ten. In dieser Zeit war der Beschäfti-
gungszuwachs deutlich geringer, in
bestimmten Bereichen des Gesund-
heitswesens gingen die Erwerbstäti-
genzahlen sogar leicht zurück. Dies
dürfte im Wesentlichen auf die Re-
formbestrebungen im Gesundheits-
wesen und hier insbesondere auf die
Maßnahmen zur Kostendämpfung

zurückzuführen sein. Dabei stellt sich
die Frage, ob Ende der 90er-Jahre
eine nachhaltige Trendwende einge-
leitet wurde oder ob es sich dabei
nur um einen kurzfristigen Beschäfti-
gungseinbruch handelte. Einerseits
werden die Trends, die zum Anstieg
der Erwerbstätigenzahlen im Ge-
sundheitswesen führten, wie bei-
spielsweise die Alterung der Bevöl-
kerung, weiter wirken, andererseits
stoßen die gesetzlichen Kassen an fi-
nanzielle Grenzen, die einem gene-
rellen Ausbau der gesundheitlichen
Versorgung entgegenstehen bzw.
bereits die Aufrechterhaltung der
gegenwärtigen Leistungen in Frage
stellen. Für die Wachstumsbranche
Gesundheitswesen wird sich somit
künftig vermehrt die Frage stellen,
inwiefern Bürgerinnen und Bürger
selbst Kosten übernehmen, die nicht
oder nicht mehr von den gesetzli-
chen Krankenversicherungen getra-
gen werden. Da Gesundheit allge-
mein hoch bewertet wird, kann
durchaus angenommen werden, dass
die Bevölkerung bereit ist, bis zu ei-
nem bestimmten Grad Gesundheits-
kosten selbst zu tragen. 

Gegenüber allen anderen Berufen
weisen Gesundheitsdienstberufe ei-
nige Besonderheiten auf. Gesund-
heitsdienstberufe sind hauptsächlich
Frauenberufe, allerdings gilt das
nicht für alle Hierarchieebenen glei-
chermaßen. In den akademischen
Berufen liegt der Frauenanteil deut-
lich niedriger als in allen anderen Be-
reichen. Zwar stieg der Frauenanteil
hier innerhalb der letzten 20 Jahre,
dennoch blieben Frauen, insbeson-
dere in finanziell lukrativen Berei-
chen wie den freien Praxen, deutlich
unterrepräsentiert.

Gesundheitsdienstberufe erfordern
fast ausnahmslos eine qualifizierte
Ausbildung. Dementsprechend ist
das Gesundheitswesen auch ein
wichtiger Ausbildungsbereich. Im Re-
sultat führt dies dazu, dass die Er-
werbstätigen des Gesundheitswesens
überdurchschnittlich gut qualifiziert
sind. Aufgrund des in den letzten
Jahren stetig steigenden Bedarfs war
auch das Arbeitslosigkeitsrisiko für
die Beschäftigten in Gesundheits-
dienstberufen gering. 

Gesundheitsdienstberufe sind jedoch
auch durch spezifische Belastungen
gekennzeichnet. Der Umstand, dass
die gesundheitliche Versorgung rund
um die Uhr erfolgen muss, bringt für
die Erwerbstätigen ein hohes Maß
an Wochenend-, Nacht- und Abend-
arbeit mit sich. Das hohe Engage-
ment, das in diesem Arbeitsbereich
zu erbringen ist, wird nicht für alle
Erwerbstätigengruppen gleicherma-
ßen entlohnt, dies drückt sich bei-
spielsweise in den sehr hohen ge-
schlechtsspezifischen Einkommens-
unterschieden im Gesundheitswesen
aus.
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Anhang



Zeichenerklärung
(nach DIN 55 301)

0

–

.

weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle,
jedoch mehr als nichts

nichts vorhanden (genau null)

Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten

. . .

( )

/

x

Zahlenwert lag bei Redaktionsschluss noch nicht vor

Aussagewert eingeschränkt, da der Wert Fehler aufweisen kann

keine Angabe, da der Zahlenwert nicht sicher genug ist

Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll

p

r

vorläufige Zahl

berichtigte Zahl

Abweichungen in den Summen erklären sich
aus dem Runden der Einzelwerte.

44  Statistische Analysen und Studien NRW 6/2001



Begriffserläuterungen

Abhängig Erwerbstätige
Mikrozensus: Personen im Alter von 15 und mehr Jahren,
die als 
– Arbeiterinnen und Arbeiter, 
– Angestellte, 
– Beamtinnen und Beamte (einschl. Personen im Vorbe-

reitungsdienst), 
– Soldatinnen und Soldaten, Wehrpflichtige und Zivil-

dienstleistende oder
– Auszubildende (einschl. Anlernlingen, Praktikanten, Vo-

lontärinnen und Volontären, etc.)
in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen.

Anpassungsschicht 
Mikrozensus: Regionale Einheit, die für die Ergebnis-
erstellung des Mikrozensus ausreichend groß ist und für
die ein Abgleich (Anpassung) der Stichprobenergebnisse
mit der laufenden Bevölkerungsfortschreibung erfolgt.
Die Anpassung betrifft je Region vier demographische
Eckzahlen: die deutsche und ausländische Bevölkerung,
gegliedert nach Männern und Frauen.

Arbeitslose
Mikrozensus: Personen, die in der Berichtswoche (April)
beim Arbeitsamt als arbeitslos oder arbeitssuchend ge-
meldet sind.

Ausländische Staatsangehörigkeit
Mikrozensus: Als Personen mit ausländischer Staatsange-
hörigkeit werden diejenigen nachgewiesen, die nicht die
deutsche Staatsangehörigkeit im Sinne des Art. 116 Abs.
1 GG besitzen. Dazu gehören auch Personen ohne bzw.
mit ungeklärter Staatsangehörigkeit. Liegt bei Doppel-
oder Mehrfachstaatsangehörigkeit die deutsche Staatsan-
gehörigkeit vor, so gilt die deutsche.

Berufssystematik
Mikrozensus: Klassifizierung der Berufe, Ausgabe 1992,
abgeleitete Fassung für den Mikrozensus und die EG-Ar-
beitskräftestichprobe

Bevölkerung
Mikrozensus: Zur Bevölkerung des Bundesgebietes ge-
zählt werden alle Personen
– mit einer Wohnung am Ort dieser Wohnung,
– mit mehreren Wohnungen am Ort ihrer Hauptwohnung

(vorwiegend genutzte Wohnung),
– in Heimen oder Anstalten am Ort des Heims oder der

Anstalt.
– Angehörige ausländischer (Stationierungs-)Streitkräfte

sowie ausländische diplomatische und konsularische
Vertreterinnen und Vertreter mit ihren Familienange-
hörigen werden nicht zur Bevölkerung gezählt.

In dieser Veröffentlichung: Zur Bevölkerung gezählt wer-
den alle Personen, die im Mikrozensus ihren Hauptwohn-

sitz in Nordrhein-Westfalen angegeben haben (einschl.
Personen in Heimen oder Anstalten).

Erwerbstätige 
Mikrozensus: Personen im Alter von 15 und mehr Jahren,
die als
– Arbeiterinnen und Arbeiter,
– Angestellte, 
– Beamtinnen und Beamte (einschl. Personen im Vorbe-

reitungsdienst),
– Soldatinnen und Soldaten, Wehrpflichtige und Zivil-

dienstleistende oder
– Auszubildende (einschl. Anlernlingen, Praktikanten, Vo-

lontärinnen und Volontären etc.)
in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen. 

Weiterhin werden als Erwerbstätige gezählt, die (einschl.
mithelfender Familienangehöriger)
– selbstständig ein Gewerbe bzw. eine Landwirtschaft

betreiben oder
– einen freien Beruf ausüben.

Mikrozensus
Amtliche Repräsentativstatistik über die Bevölkerung und
den Arbeitsmarkt sowie die Wohnsituation der Haushal-
te, bei der in der Bundesrepublik Deutschland im April je-
den Jahres 1% der Haushalte (Stichprobenerhebung)
über ihre wirtschaftliche und soziale Lebenslage befragt
werden.

Nettoeinkommen
Mikrozensus: Bruttoeinkommen (z. B. Gehalt, Lohn, Un-
ternehmereinkommen, Einkommen aus Vermietung und
Verpachtung, Rente, Pension, öffentliche Unterstützun-
gen, Kindergeld, Wohngeld) im Erhebungsmonat (April),
abzüglich Steuern und Sozialversicherungsbeiträge. Bei
unregelmäßigen Einkommen wird der Nettodurchschnitt
des Jahres zu Grunde gelegt. Das Nettoeinkommen von
Selbstständigen in der Landwirtschaft und mithelfenden
Familienangehörigen wird nicht erfragt. 

Rundung
Mikrozensus: Die Auswertungen sind auf 1 000 gerundet,
daher können sie Rundungsdifferenzen enthalten. 

Selbstständige
Mikrozensus: Personen, 
– die als Eigentümerinnen/Eigentümer bzw. Pächterin-

nen/Pächter einen Betrieb/eine Arbeitsstätte wirtschaft-
lich/organisatorisch leiten oder 

– die freiberuflich tätig sind.

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 
Beschäftigtenstatistik: Arbeiterinnen und Arbeiter, Ange-
stellte und Auszubildende (einschl. Anlernlingen, Prakti-
kanten, Volontärinnen und Volontären etc.), die
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– krankenversicherungspflichtig, 
– rentenversicherungspflichtig und/oder 
– beitragspflichtig nach dem Arbeitsförderungsgesetz

sind (einschl. derjenigen, für die von den Arbeitgeberin-
nen/Arbeitgebern Beitragsanteile zu den gesetzlichen
Rentenversicherungen zu entrichten sind).

Wirtschaftssystematik
Mikrozensus: Seit 1995 gilt die Klassifikation der Wirt-
schaftszweige, Ausgabe 1993, auf der Grundlage der in-

ternational geltenden Systematik (NACE), Fassung für
den Mikrozensus (WZ 93). Bis 1994 galt die Systematik
der Wirtschaftszweige, Ausgabe 79, Fassung für die Ar-
beitsstättenzählung 1983.

Beschäftigtenstatistik: Verzeichnis der Wirtschaftszweige
für die Statistik der Bundesanstalt für Arbeit, Ausgabe
1973 (WS), ab 1999: Klassifikation der Wirtschaftszweige
für die Statistik der Bundesanstalt für Arbeit, Ausgabe
1993 (WZ 93/BA)
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Übersicht: Durch Bundesgesetz geregelte Ausbildungen in den Gesundheits- oder 
Medizinalfachberufen nach der Fundstelle der Rechtsgrundlage*) 

Ausbildungsberuf
Ausbildungs-

dauer 
in Jahren

Fundstelle der Rechtsgrundlage

Diätassistentin/Diätassistent 

Ergotherapeutin/Ergotherapeut 

3 Diätassistentengesetz (DiätAssG) vom 8. März 1994
(BGBl. I S. 446), zuletzt geändert durch Artikel 11
der Verordnung vom 21. September 1997 (BGBl. I S.
2390)

3 Ergotherapeutengesetz (ErgThG) vom 25. Mai 1976
(BGBl. I S. 1246), zuletzt geändert durch Artikel 8
des Gesetzes vom 16. Juni 1998 (BGBl. I S. 1311) 

Hebamme/Entbindungspfleger

Krankenschwester/-pfleger, Kinderkranken-
schwester/-pfleger, Krankenpflegehelferin/-
helfer

3 Hebammengesetz (HebG) vom 4. Juni 1985 (BGBl. S.
902), zuletzt geändert durch Artikel 6 der Verord-
nung vom 21. September 1997 (BGBl. I S. 2390)

3 Krankenpflegegesetz (KrPflG) vom 04. Juni 1985
(BGBl. I S. 893), zuletzt geändert durch Artikel 7 der
Verordnung vom 21. September 1997 (BGBl. I S.
2390)

Logopädin/Logopäde

Masseurin und medizinische Bademeisterin/
Masseur und medizinischer Bademeister, Physi-
otherapeutin/Physiotherapeut

3 Logopädengesetz (LogG) vom 07. Mai 1980 (BGBl. I
S. 529), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 08. März 1994 (BGBl. I S. 446)

2,5

3

Masseur- und Physiotherapeutengesetz (MPhG) vom
26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1084) zuletzt geändert durch
Artikel 12 der Verordnung vom 21. September 1997
(BGBl. I S. 2390)

Medizinisch-technische(r) Laboratoriumsassis-
tentin/-assistent, medizinisch-technische(r) Ra-
diologieassistentin/-assistent, medizinisch-tech-
nische(r) Assistentin/Assistent für Funktionsdi-
agnostik, veterinärmedizinisch-technische(r)
Assistentin/ Assistent

Orthoptistin/Orthoptist

3 MTA-Gesetz (MTAG) vom 2. August 1993 (BGBl. I S.
1402), zuletzt geändert durch Artikel 10 der Verord-
nung vom 21. September 1997 (BGBl. I S. 2390)

3 Orthoptistengesetz (OrthoptG) vom 28. November
1989 (BGBl. I S. 2061), zuletzt geändert durch Artikel
9 der Verordnung vom 21. September 1997 (BGBl. I
S. 2390)

Rettungsassistentin/-assistent  1 Rettungsassistentengesetz (RettAssG) vom 10. Juli
1989 (BGBl. I S. 1384), zuletzt geändert durch Artikel
8 der Verordnung vom 21. September 1997 (BGBl. I
S. 2390)
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*) Vgl. Informationen des Bundesgesundheitsministeriums, im WWW unter http://www.bmgesundheit.de - 1) Neben diesen Berufen ist das Bundesministe-
rium für Gesundheit ebenfalls zuständig für die Ausbildungsordnungen der Berufe Arzthelferin/-helfer, Zahnarzthelferin/-helfer und Tierarzthelferin/-hel-
fer. Hierbei handelt es sich um jeweils dreijährige Ausbildungen, die mit einer Prüfung nach Verordnungen auf der Grundlage des Berufsbildungsgesetzes


